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Rechtswende ohne Rechtspolitik 
CDU, CSU und FDP haben sich in 
Rekordzeit . auf ein Regierungspro- . 
gramm geeinigt. Theo Schiller zeigt 
auf, daß die Koalitionsvereinbarun­
gen einen politischen Brei von Ab­
sichtserklärungen darstellen. Die 
Richtung ist dennoch klar : Die 
Rechtswende wird fortgesetzt. 
Andreas von Schoeler untersucht die 
Rechtspolitik der Regierung. Sein 
Fazit: Die Liberalität wird auf der 
Strecke bleiben . Seite 11 

Einmischung aus dem Norden 
Nicaragua kommt nicht zu der Ruhe, die es bräuch­
te, um den Aufbau des Landes rasch voranzubrin­
gen. Die Exilorganisation FON hat, unterstützt von 
den USA, der Regierung in Managua den bewaffne­
ten Kampf angesagt. 
Evelyne Pinto von der Sandinistischen j ugend er­
läutert die Situation in dem mittelamerikanischen 
Land. Ursula J unck schildert eine Reise an die be­
drohte Nordgrenze Nicaraguas und berichtet von 
einer Pressekonferenzzweier FON-Führer in Bonn. 

Seite 14 

Gefahr des Erfassens 
Die Aussetzung der Volkszählung darf nicht zu Übermut verführen. Die Gefahr des 
"gläsernen Bürgers" ist keineswegs gebannt. Werner Lutz beschreibt die vielen klei­
nen Schritte zum Erfassungsstaat und stellt Forderungen für einen wirksamen Da­
tenschutz auf. Seite 16 

Aus liberaler Sicht 
William Borm, Ehrenvorsitzender der Liberalen Demokra­
ten ; untersucht in einem längeren Grundsatzbeitrag Funk­
tion und Position der Liberalen in de'r Bundesrepublik 
Deutschland. Im Rahmen der Abhandlung greift er zwei 
Problemfelder von fundamentaler Bedeutung, Sicherheits­
politik und Arbeitsmangel, auf und nennt Lösungsvor­
schläge aus liberaler Sicht . Seite 17 

Zeichen für den Frieden 
Die Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste 
arbeitet seit nunmehr 25 Jahren in den 
Ländern, die am schwersten vom Hitler­
Faschismus getroffen wurden. Entste­
hung und Arbeit der Aktion, die einen 
wichtigen Beitrag zur Versöhnung mit 
den Opfern des deutschen Faschismus lei­
stet, schildert Susanne Willems. Sie ver­
brachte kürzlich einen mehrwöchigen Ar­
beitsaufenthalt im ehemaligen Vernich­
tungslager und jetzigen Gedenkstätte Au­
schwitz. Seite 27 
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1983 
darf kein 
Raketenjahr 
vverden 

Im Herbst diesen Jahres soll die Ent­
scheidung farlen, ob in West-Europa, ins­
besondere in der Bundesrepublik, neue 
amerikanische Ersteinsatzwaffen statio­
niert werden sollen. 

Die Ideologen aus dem Weißen Haus 
und dem Petagon, endlich wieder in 
freundschaftlicher Verbundenheit mit der 
Deutschen Kohl-Kanzler, versuchen im­
mer wieder, mit "0-Lösungen", neuer­
dings "Zwischenlösungen" unti anderen 
Wortschöpfungen uns den Ausbau dieses 
Landes zur amerikanischen Atom-Rampe 
gegen ·die UdSSR schmackhaft zu ma­
chen. 

Die Versuche sind nicht ungeschickt, 
weiß man doch , wie intensiv die Medien 
in ihrer großen Breite auf solche Beein­
flussungen bereitwillig einsteigen, denn 
der Anti-Kommunismus ist ja in den Köp­
fen vieler noch immer die Richtschnur flir 
politisches Handeln . Alles was geeignet 
ist, den ' 'Osten" als den aggressiven Teil 
dieser Welt in allen Auseinandersetzungen 
darzustellen, fällt auf günstigen Boden. 

Es klingt ja auch alles recht gut und 
verheißungsvoll! Wer kann schon gegen ei­
ne 0-Lösung sein, wenn er nicht weiß, 
daß es sich hierbei in Wahrheit um eine 
1 : 0 Lösung zugunsten der Reaganschen 
Weltmachtpolitik handelt. 

Wichtigste Aufgabe der Politik der 
nächsten Monate wird es aber sein, - und 
hier haben Liberale eine nicht zu unter­
schätzende Funktion - alles erdenkliche 
zu tun, um in der Bevölkerung über den 

wahren Stellenwert der "Nachrustung" 
aufzuklären und die Stationierung tat­
sächlich unmöglich zu machen. 

Wie kann das geschehen nach diesem 
eindeutigen Wahlsieg der Raketenkoali­
tion? 

Viele scheinen schon aufgegeben zu 
haben nach ·dem 6. März. Aber alle Ana­
lysen beweisen recht eindeutig: Die Wahl 
war keine Abstimmung über die Raketen, 
schon gar nicht eine flir die Stationierung. 
Gewählt wurde der "Aufschwung", das 
Prinzip Hoffnung bei der wirtschaftlichen 
Situation hat sich voll durchgesetzt. 

Es ist aber ein weiteres festzuhalten: 
Durch parlamentarische Aktivitäten wird 
die Stationierung nicht aufzuhalten sein. 
Wer sich da etwa Illusionen gemacht ha-

-ben sollte, der muß sich nun etwas ande­
res suchen. Wobei es im übrigen ja wohl 
nicht nur zweifelhaft ist, ob etwa bei ei­
ner anderen Konstellation iiber das Parla­
ment etwas zu machen gewesen wäre. Die 
euphorischen Erwartungen von Teilen der 
Grünen kann ich hier nur als naiv bezeich­
nen, so als wären .zehn Jahre berechtigter 
Parlamentarismuskritik spurlos an ihnen 
vorübergegangen. 

Was also bleibt, ist die außerparlamen­
tarische Aktion, ist der Versuch, die Frie­
densbewegung noch breiter, noch stärker, 
noch durchsetzungsfähiger Zt,J machen. 
Die ersten Schritte dahin sind getan, die 
Ostermärsche waren überall große Erfol­
ge. Mehr und mehr Gemeinden erklären 

sich symbolisch zu atomwaffenfreien Zo­
nen, der "Krefelder Appell" hat mittler­
weile mehr als vier Millionen Unterzeich­
ner gefunden . 

Im Oktober findet eine große Aktions­
woche statt, quer durch die gesamte Re­
publik mit mehreren zentralen Veranstal­
tungen zum Abschluß. 

Aber der gemeinsame Widerstand ist 
auch noch aus einem anderen Grund sehr 
wichtig: Zeigt sich doch im Umgang der 
Herrschenden mit der Friedensbewegung 
am deutlichsten das, was Kohl und andere 
als die geistig-moralische Wende, die Er­
neuerung, deklarieren. 

Die Worte der Herren Zimmermann, 
Spranger & Co. vor den Ostermärschen 
sprechen hier eine deutliche Sprache: Al­
les sei kommunistisch gesteuert, es beste­
he die Gefahr der Gewalttätigkeit bei den 
Aktionen etc. , etc .... 

Die Mottenkiste der Kalten-Kriegs­
Mentalität kommt wieder voll zum Tra­
gen. Die Republik ist voll auf dem Weg 
zurück in die fLinfziger Jahre 

Den Regierenden in Bonn muß eine _ 
weitere Schlappe erteilt werden, wie dies 
bei der sogenannten Volkszählung schon 
begonnen hat. Der Widerstand muß stär­
ker werden , mit vielfältigen Aktionsfor­
men , in -vielfältiger Weise. Die Liberalen 
dürfen dabei nicht fehlen - ihre Funk­
tion als Scharnier in gesellschaftlichen 
Bewegungen ist wichtiger denn je. 

1983 darf kein Raketenjahr werden! 
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brief-drucksachen 

Helfer gesucht 
Der Bremer Landesverband der Libera­

len Demokraten wird sich an der Bürger­
schaftswahl am 25. September beteiligen. 
Der große Einbruch der FDP von ca. 15% 
der Stimmen auf 6 % bei der Bundestags­
wahl berechtigt zu einigen Hoffnungen. 
Die Bremer Kolleginnen und Kollegen su­
chen jetzt händeringend Student(inn)en, 
die den LD-Mitgliedern (die alle ganztägig 
beschäftigt sind) mitzuhelfen bereit sind. 
Gegen freie Übernachtung und Kost (an­
sonsten haben wir kein Geld) suchen wir 
tüchtige Helfer, die eventuell während der 
Semesterferien nach Bremen kommen. 

· Dringend erwünschte Zusagen telefo­
nisch tagsüber an: Evelyne Schröder, 
(0421) 63322. 

Evelyne Sehröder 
2800 Bremen 

Chance vertan 
Mit dem Erlaß einer einstweiligen An­

ordnung durch das Bundesverfassungsge­
richt gegen die geplante Volkszählung 
ging die erste Phase einer breiten Diskus­
sion über den Datenhunger deutscher 
Verwaltungen zuende, zuende ging aber 
auch zugleich die bisher größte Chance 
für eines der jüngsten Pflänzchen der 
deutschen Parteienlandschaft - die Libe­
ralen Demokraten . 

Die LD waren mit dem Anspruch an­
getreten, im Gegensatz zur FDP nicht die 
Wirtschaftsinteressen einzelner, sondern 
die Freiheitsinteressen aller Bürger zu ver­
treten. Zu diesem Anspruch gehörte auch, 
die Eigeninitiative des Bürgers zu stärken, 
insbesondere dann, wenn sich diese Initia­
tive gegen freiheitsbeschneidende Maß­
nahmen des Staates richtet. ln diesem 
Sjnn war es nur konsequent, daß sich die 
Liberalen Demokraten gegen die Volks­
zählung aussprachen und sie zu verhin­
dern suchten. Absolut überflüssig und der 
Darstellung der LD sogar für schädlich 
halte ich aber die Auffassung, sich aus­
schließlich auf den sogenannten "legalen" 
Widerstand zu beschränken (siehe Artikel 
von Hanspeter Knirsch). 

Wenn man es ernst meint mit der Aus­
sage; ein Gesetzesvorhaben oder bereits 
erlassenes Gesetz sei verfassungswidrig, so 
gibt es die Unterscheidung von "legal" 
und "illegal" im Widerstand nicht. Eine 
solche Abgrenzung hat lediglich die ob­
jektive Funktion, den breiten Widerstand 
zu spalten und damit diese "Bewegung" 
insgesamt zu schwächen. Sinnvoll kann 
es doch nur sein, einerseits die Möglich­
keiten des Rechtsweges bis zum letzten 
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auszunutzen und andererseits alle Maß­
nahmen zu ergreifen, die einen formal ab­
gesegneten Rechtsbruch durch die Herr­
schenden unmöglich macht, so z.B. den 
_Boykott. 

ln diesem Sinne begrüße ich es, daß 
- wieder einmal - William Borm als Eh­
renvorsitzender mehr Mut als viele ande­
re bewiesen hat und sich im "Stern" öf­
fentlich dazu bekannte, wenigstens teil­
weise die Volkszählung boykottieren zu 
wollen. Von dieser Zivilcourage sollten 
sich einige andere Damen und Herren die­
ser Partei einmal eine Scheibe abschnei­
den. 

Vertan wurde auch noch eine andere 
Chance der Liberalen Demokraten. Zu 

Wissen für die Zukunft 

Volkszählung '83 

offizielle Volkszählungs-Werbung: "Es 
war absolut überflüssig und schädlich, sich 
auf den sogenannten "legalen" Wider­
stand zu beschränken" 

den Hauptgründen, die zum massenweisen 
Austritt aus der FDP und der Gründung 
der LD geführt haben, gehörte immer der 
totale Verzicht der FDP-Führung, sich für 
eine rechtsstaatliche Politik auf der 
Grundlage der eigenen Beschlußlage ein­
zusetzen. 

Ziel der LD war es, gerade auch in die­
sem Bereich aufzuzeigen~ daß die FDP 
keine liberale Partei, sondern nur noch 
eine lnteres'senvertretung des großen Ka­
pitals ist. Da es -aufgrund der erst im 
Aufbau befindlichen Infrastruktur -
nicht möglich ist, dieses mit eigenen Mit­
teln und Medien darzustellen, ist hierzu 
die Publizität der Medien unumgänglich. 
Aber anstatt sich darum zu bemühen, das 
Interesse dieser Medien auch zu erreichen, 
vergehen mehr als vier Wochen von einer 
ersten Ankündigung der Verfassungsklage 
gegen das Volkszählungsgesetz bis zu dem 
Termin, an dem diese dann auch wirklich 
vorliegt. Dabei hätte es doch eigentlich 
jedem klar sein müssen, daß mit dem He­
rannahen des Stichtages des "Volksver-

hörs" sich nicht nur die Intensität des 
Protestes, sondern auch die Zahl der Ver­
fassungsklagen erhöht. Und ebenso klar 
war es, daß bei der Verhandlung über den 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung 
nicht alle Klagen berücksichtigt würden, 
sondern vor allen Dingen die ersten, die 
dem Gericht vorliegen, von Interesse für 
die Verhandlung und damit für die Me­
dien sein werden. 

Welch eine Gelegenheit zur Darstel­
lung des eigenen Anspruchs hier vertan 
wurde, kann man nur erahnen; daß sie 
vertan wurde, ist allerdings ein Faktum. 

Jens Busch 
5300 Bonn 

ZumWeinen 
Als altes und ehemals sehr ak t ives Mit­

glied der FDP in meinen Ortsverband bin 
auch ich aus der FDP ausgetreten, aller­
dings erst Anfang Februar 1983. 

Bis dahin hatte ich immer noch ge­
hofft, Genscher würde sich als erfahrener 
"FDP-Entspannungsminister" mit unse­
ren alten FDP-Zielen für die BRD gegen 
die CDU durchsetzen oder durchzusetzen 
versuchen . Aber gerade er, Genscher, jetzt 
immer klarer erkennbar, hat unsere alten 
Ziele innen- und außenpolitisch aufgege­
ben, zugunsten von Kohl -für die CDU. 

Vor allem unsere Ostverträge werden 
durch die neue Regierung nach der 
"Neuen Wende" in Frage gestellt, negiert, 
ohne daß die Masse des Volkes dies er­
kennt oder erkennen kann. 

Von erstrebter atomwaffenfreier Zone 
wird kaum noch gesprochen - diese wird 
von Kohl und Genscher einfach abge­
lehnt ("sie dient nicht dem Frieden" -
und den amerikanischen Zielen!) , über ei­
nen angebotenen Nichtangriffspakt zwi­
schen der NATO und den Warschauer 
Paktstaaten mit einer erklärten Friedens­
grenze in Europa wird einfach nicht ge­
sprochen - wohl in der Presse veröffent­
licht - aber nicht weiter beachtet und 
damit vom Tisch gefegt; es is t zum Wei­
nen. 

· Die Vertriebenenverbände mit ihren 
Heimatsehnsüchten und ihren alten For­
derungen werden jetzt wieder vor allem 
auf dem Lande erkennbar in Versamm­
lungen und der Presse hochgespielt - als 
Speerspi'tze verwandt fLir das Ziel, 
"Deutschland al s Ga nzes" in seinen alten 
Reichsgrenzen zu fordern. 

Und unsere FDP - sie schweigt, sie 
nimmt es hin, ohne Widerspruch. Wo das 
wohl enden wird7 ln Blut, Tränen und 
Asche. 

Kar/ Wiemann 
4830 Gütersloh 



bundestags-drucksachen 

Masse 
·statt Klasse 

Begründungen waren nicht zu erhal­
ten, so bleiben Vermutungen. Ob es nun 
interne Zerstrittenheit ist oder der Ver­
such, Masse vorzutäuschen - gleichwie: 
Die von 54 auf 36 Abgeordnete ge­
schrumpfte FDP-Fraktion ist auf nicht 
weniger als acht Gebäude verteilt in 
Bonn. Zählt man die Ministerien mit, sind 
es gar elf. Die Kommunikation wird dem­
entsprechend schwieriger, der Status eines 
FDP-Parlamentariers ähnelt dem eines 
Einzelkämpfers. 

So mag sich insbesondere auch Hans­
Günter Hoppe vorkommen, der Patriarch 
der freidemokratischen Haushaltspoliti­
ker: Statt Klaus Gärtner, der freiwillig in 
die Wüste ging (als Entwicklungshelfer 
nach Saudi-Arabien), und Klaus-Dieter 
Zumpfort, der nicht wieder nach Bonn 
zurückkam, werden in Zukunft wohl der 
Abgeordnete Weng (dessen Berufsstand 
- Apotheker - in dieser Partei den Auf­
stieg zu garantieren scheint} und die Ab­
geordnete Seiler-Al bring als Neulinge in 
den wichtigen Haushaltsausschuß einzie­
hen. 

Hoppes Name wird allerdings auch im 
Zusammenhang mit dem Finanz-Aus­
schuß-Vorsitz genannt, der als einziger 
der FDP verblieben ist. Auch im Finanz­
Ausschuß ein ähnliches Bild der Ausblu­
tung: lngrid Matthäus-Maier hat die Wen­
de nicht mitgemacht und Friedhelm Ren­
trop hat die Nominierungskurve nicht 
gekriegt. Dem letzten verbliebenen Mit­
glied aus sozialliberalen Zeiten im Finanz­
ausschuß, Hermann-Otto Solms, wollte 
man wohl den VorsitZ nicht anvertrauen, 
seine Anwesenheit in Bonn war in der 
letzten Legislaturperiode eher spärlich. 

Wanderung I 
Personalknappheit bei der FDP, Ar­

beitsplatzmangel für die ehemaligen Mit­
arbeiter I iberaler Abgeordneter: Auch der 
ebenfalls arg geschrumpfte ehemalige Ko­
alitionspartner bot keinen Ausweg. Nur 
wenige fanden den Weg zur SPD, mit oder 
ohne Abgeordnete. 

Hochkarätige Helfer haben es da einfa­
cher: Die Totenglocken der soziallibera­
len Ära waren noch nicht verklungen, ver­
lor die FDP-Fraktion ihr einzig authenti­
sches "Sprachrohr". Eberhard Hofmann 
verließ die Pressestelle und wechselte ins 
Bu ndespresseamt. Er erkannte die Zei­
chen der Zeit. 

Grüne im provisoris~hen Fraktionssaal: Mehr als 1.000 Interessenten meldeten sich auf 
eine Anzeige, in der Fraktionsmitarbeiter gesucht wurden. 

Lernzwang 
Ob diejenigen Mitarbeiter, die den 

Grünen den Weg durch das Raumschiff 
Bonn leuchten werden, aufs richtige Pferd 
setzten, bleibt abzuwarten. Allerdings ha­
ben die Grünen Bonn-erfahrene Helfer be­
sonders nötig: .Ihr ungebremster Arbeits­
eifer fiel der völlig überforderten Bundes­
tagsverwaltung negativ auf. Ob es um 
Briefpapier, um eine Schreibmaschine 
oder um die Bereitstellung von Büroräu-

. men ging, - die neue ·Fraktion stieß nicht 
gerade auf Wohlwollen. Die Verwaltung 
und die Grünen werden lernen müssen. 
Die Grünen zum Beispiel auch die Bedeu­
tung des Begriffs "formloser Antrag": da­
mit ist für eine deutsche Verwaltung 
nicht der in Bonn mittlerweile zur Le­
gende gewordene Abriß eines gebrauch­
ten Stücks Packpapier gemeint, der 
mit Bleistift und handschriftlich den 
Wunsch nach einem Kopierer für die Grü­
nen kun"dtat. Unterschrift unleserlich. 

Von außen allerdings bekommen die 
alternativen Parlamentarier mehr Zu­
spruch. So haben sich auf ihre Anzeige für 
Fraktionsmitarbeiter mehr als 1.000 In­
teressenten gemeldet. Es ist zu bezweif­
feln, ob die Grünen ihre Praxis durchhal­
ten könen, alles im Fraktionsplenum zu 
besprechen: Eirie Legislaturperiode hat 
nur vier Jahre und ein bißchen Politik 
sollte auch stattfinden. 

Wanderung II 
Josef Ertl, dessen nahezu wöchentli­

chen Rücktrittsdrohungen den Kabinetts­
und Fraktionssitzungen oft die nötige 
Würze gaben, geht. Er, der noch für eine 
parlamentarische Sternstunde sorgte, als 
er die Würde des Menschen im Anzug or­
ten zu können glaubte (auf'die Kleidung 
der Grünen angesprochen, grummelte 

"Bruder Josef", so gehe ·das nicht, 
schließlich gebe es ja noch so etwas wie 
Würde ... ) trug 13 Jahre die ungeliebte 
sozial-liberale Koalition. Jetzt, wo für ihn 
die Welt koalitionspolitisch wieder in 
Ordnung ist, wird er nicht mehr ge­
braucht. Undank ist der Welten Lohn.' 

Dschungelbuch 
Gemeinsamkeit der Demokraten - sel­

ten war sie so einhellig zu finden wie bei 
der Bewertung, die der Bericht der Kom­
mission zur Parteienfinanzierung fand. 

"Allen wohl und keinem weh" war das 
Motto der Kommission, die sowohl die 
kleinen Parteien bedachte, die großen 
nicht vergaß und überhaupt für etwas 
mehr Transparenz im Dschungel der Par­
teienfinanzierung sorgen wo II te. 

Die Wahlkampfkostenpauschale soll 
von 3,50 DM auf 5 DM pro Wählerstimme 

· angehoben werden und zugleich einer 
wundersamen Vermehrung unterliegen: 
Denn zum einen sollen die' Wähler per 
Stimmkarte "ihre" 5 DM auf ihre 
Wunschpartei verteilen, zum anderen sol­
len aber 20 % dieser Summe als Wahl­
kampfkostengrunderstattung gezahlt wer­
den. 

Wo liegt hier der qualitative (neben 
dem zugegebenermaßen viel interessante­
ren quantitativen) Unterschied zur herr­
schenden Regelung, wonach schlicht die 
Zahl der Wählerstimmen über die Vertei­
lung der Gelder bestimmt? 

Sollte aus dem Kommissionsvorschlag 
allerdings auch nur ein Teil der Sanktio­
nen für Verstöße gegen die Finanzierungs-

. methoden Realität werden, es wäre viel 
gewonnen. Allerdings steht zu. befürchten, 
daß dies nicht die Rosinen sind, die die 
Parteien aus dem über 400 Seiten starken 
Angebot der Kommission herauspicken 
werden. 
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nachrichtlich 

Friedensnetz 
Parallel zu den offiziellen Veranstal­

tungen des Evangelischen Kirchentages 
vom 8. - 12. Juni in Hannover findet ko­
ordiniert durch das Friedensbüro Hanno­
ver eine Dauerdemonstration unter der 
Erweiterung der Losung des Kirchentages 
"Umkehr zum Leben -Nein zu Massen· 
Vernichtungswaffen" statt. Sie soll mit 
der Anreise zum Kirchentag beginnen, 
während der Veranstaltung wachsen und 
ihren sichtbaren Höhepunkt auf der 
Schlußveranstaltung des Kirchentages am 
Sonntag finden. Sichtbar wird dieser Wi­
derstand und die gemeinsame Überzeu­
gung der Teilnehmer an dieser Aktion 
durch das Tragen violetter Tücher werden 
- als Umhang, aber auch als Kopf- oder 
Tragetuch. Die Tücher können auch aus 
dem Fenster gehängt, an einen Stock ge­
bunden oder als Fahne getragen werden . 
Man wird sie z.B . auch zu einem Friedens­
netz verknüpfen. 

Weitere Informationen über den Kir­
chentag und diese vorgesehene Dauerde­
monstration sind über die Landesge­
schäftsstelle der Jungdemokraten in Han­
nover, Walter-Gieseking-Str. 21, Tel. 
(0511) 81 23 39, zu bekommen. 

Volksversammlung 
Fast einstimmig verabschiedeten über 700 
Vertreter von Friedensinitiativen und Or­
ganisationen am 16./17. April auf der 
Kölner Aktionskonferenz Programm und 
Aufruf flir eine Friedens-Aktionswoche 
vom 15. bis 22. Oktober. 

Im Vorfeld dieser Konferenz hatte es 
Kontroversen um die verschiedenen Ak­
tionsformen gegeben. Ein Teil der Frie­
densbewegung, vor allem autonome Grup­
pen, bevorzugte ganz eindeutig dezentrale 
Aktionen, darunter auch gewaltfreie 
Blockaden an Stationierungsorten, da so 
eine stärkere Mobilisierung und ein stär­
kerer Druck erzeugt werden könne. Eine 
andere, auf dieser Konferenz am stärksten 
vertretene Gruppe, darunter auch J ungde­
mokraten und Jungsozialisten, plädierte 
für zentrale Aktionsformen. 

Die Aktionswoche im Oktober stellt 
nun einen Kompromiß zwischen diesen 
Positionen dar: Die Woche über finden 
dezentrale Aktionen vor Ort statt, bei de­
nen jeder einzelne Tag unter ein bestimm­
tes Motto gestellt ist (so gibt es den Tag 
der Kirchen, der Schulen u.a.), und am 
Samstag, dem 22. Oktober, werden in 
Bonn als politischem Stationierungsort 
sowie an zwei weiteren Orten in Süd- und 
Norddeutschland "Volksversammlungen 
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für den Frieden" mit Kundgebungen und 
weiteren Aktionen durchgeführt. 

Für die jeweiligen Tage werden Koor­
dinationsbüros eingerichtet; die Volksver­
sammlungen werden von einem Kreis von 
26 Organisationen vorbereitet. Zu diesem 
Kreis gehören auch die Jungdemokraten 
und die Liberalen Demokraten. 

Auch die Aufrufberatung gestaltete 
sich unproblematischer als erwartet. Zwar 
mußte am Sonntag eine am Vortag be­
schlossene Passage, in der die Strategie 
der USA, Atomwaf~en für einen "Ent­
hauptungsschlag" der Sowjetunion einzu­
setzen und damit einen Atomkrieg auf 
Europa "begrenzbar" und "gewinnbar" 
zu machen, für einige christliche Gruppen 
wieder entschärft werden, das Ergebnis 
stellt aber durchaus einen tragfähigen 
Kompromiß dar, auf dem die Friedens­
bewegung geschlossen in den Herbst ge­
hen kann. 

Am Rande der Konferenz wurde deut­
lich, auch Sozialdemokraten werden im 
Herbst dabeisein. Die Volksversammlun­
gen dürften die bisherigen Großversamm­
lungen in den Schatten stellen. 

Kölsch.;Empfang 
Sehr positiv wurde die Plakataktion der 

Kölner Jungdemokraten und der Libera­
len Demokraten zur geplanten Volkszäh­
lung aufgenommen. 

300 Plakate waren· gedruckt worden, 
um sie in den Köner Pinten aufzuhängen. 
Die Reaktion der Wirte und der Gäste wa­
ren überraschend positiv. Fast überall 
wurde der Aufhang genehmigt und viele 
Kneipenbesucher ließen sich ein Exem­
plar flir zu Hause mitgeben. Der Schwung 
der Aktion erklärt sich vielleicht aus dem 
Startglück. Gleich in der ersten Kneipe 
spendierte der Wirt ein Kölsch. Die rest­
liche Tour verlief dann aber alkoholisch 
trocken. 

Gutberaten 
Mehr als 600 Naturwissenschaftler, die 

meisten eher konservativer Herkunft, ru­
fen für den 2./3. Juli wr Teilnahme an ei­
nem Kongreß gegen die Stationierurig 
neuer Atomraketen auf. Unter dem Mot­
to "Naturwissenschaftler warnen vor 
neuer Atomrüstung" werden auf der Kon­
ferenz in Mainz auch mehrere Nobelpreis­
träger mitwirken. Für die publizistische 
Betreuung und die medienmäßige Bera­
tung der Tagung hat sich Hoimar von 
Ditfurth zur Verfügung gestellt. 

Besonders wichtig 
Der diesjährige Bundeskongreß der Li ­

beralen Vereinigungen - mit Sprecher­
ratswahlen und Beschlußfassung über die 
Schwerpunkte des Arbeitsprogramm für 
das kommende Jahr - wird am Abend 
des 11 . Juni 1983 in der Theodor-Heuss­
Akademie in Gummersbach stattfinden. 
Als Rahmenprogramm zu diesem Kon­
greß bietet die Theodor-Heuss-Akademie 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesver­
band der Liberalen Vereinigungen ein Wo­
chenendseminar zum Thema "Am Ende 
des Sozialstaates?" an. 

Alle Mitglieder und Interessenten der 
Liberalen Vereinigungen sind zur Teilnah· 
me herzlich eingeladen. Sollte jemand kei­
ne Einladung erhalten, so möge er/sie sich 
mit Hinweis acf die Liberale Vereinigung 
bei der Theodor-Heuss-Akademie, z.Hd. 
Hans Vorländer, Postfach 34 01 29, 5270 
Gummersbach 31, anmelden. 

Weil der "organisierte Liberalismus am 
·Boden liegt", komme nun der Liberal.en 
Vereinigung eine besonders wichtige 

VOLKSZ)iHLUNQ: 
SO rfiCHT! 
rfUR 
IN D El'f YERFASS'U'rfG.SMÄSSTG 
GARA1f1l!RI'EN GRINZE!f 



Funktion zu, hatte die Vorsitzende Hel­
ga Schuchardt auf einer Pressekonferenz 
zum Ausgang der Bundestagswahl im 
März in Bonn erklärt. Durch Diskussio­
nen, vor allem aber auch durch program­
matische Arbeiten sollen hier Ideen, Er­
rungenschaften und Prinzipien des Libera­
lismus erhalten und weiterentwickelt wer­
den. Ohne das Ziel, efnes Tages doch wie­
der "eine gemeinsame Organisationsform 
zur Durchsetzung liberaler Politik" finden 
zu können, aufzugeben, komme es doch 
im Augenblick vorrangig darauf an, "den 
Liberalismus als politische und gesell­
schaftliche Kraft" überhaupt zusammen­
und damit überlebensfähig zu erhalten, 
hieß es weiter bei der Pressekonferenz. 

Entsprechend diesen Anliegen , soll 
eben auch auf einen ausgedehnten Bun­
deskongreß mit langem Selbstverständnis­
diskussionen verzichtet werden. Das 
Schwergewicht wird auf die programma­
tisch-politische Diskussion im Rahmen 

· des begleitenden Wochenendseminars ge­
legt. 

Radikalliberale 
Was die einzelnen Parteien be­

trifft, so konnten die Liberalradika­
len (FDP) ihre relative Mehrheit be­
haupten: ihr Anteil sank jedoch (ver­
glichen mit 1979) um 1.2 Prozent auf 
38 Prozent. 

Bei dieser Zeitungsmeldung vom 19. April 
1983 handelt es sich nur auf den ersten 
Blick um eine Ente. Die Baseler Zeitung 
berichtet völlig korrekt über die Tessiner 
Kantonalwahlen. 

Bildungsoffensive 
Die Liberalen Demokraten meinen, 

daß angesichts wachsender Arbeitslo­
sigkeit eine bildungspolitische Offensi­
ve dringend erforderlich sei. Daher ver­
anstalten sie am 14. und 15. Mai in 
Bremen einen bildungspolitischen 
Kongreß. 

Das Eröffungsreferat hält Prof. Dr. 
Friedrich Edding vom Max-Pianck-ln­
stitut für Bildungsforschung in Berlin. 
Die "Konkretisierung bildungspoliti­
scher Ziele" ist Thema der ersten von 
vier geplanten Arbeitsgruppen. Die 
zweite Gruppe beschäftigt sich mit 
"strukturellen und curricularen Impul­
sen von Reformschulen für Verände­
rungen im staatlichen Schulwesen", 
während sich die Arbeitsgruppe 111 mit 

Ferienangebote 
Die Jungdemokraten bieten für die 

Sommerferien zwei preisgünstige Urlaubs­
möglichkeiten an. 

Die Liberale Schüleraktion veranstaltet 
vom 14. bis 28. Juli ein Sommerzeltlager 
im Harz. Der Teilnehmerbeitrag beträgt 
21 0,- DM. Die niedersächsische USA­
Gruppe hat ein recht attraktives Pro­
gram.m mit viel Politik und Freizeit vor­
bereitet. Anfragen zum genauen Pro­
gramm und Anmeldungen sind zu richten 
an: DJ D Niedersachsen, Walter-Giese­
king-Str. 21, 3000 Hannover 1. 

Vom 23.7. bis 2.8. findet in Braesbeck 
bei Nijmwegen in den Niederlanden das 
diesjährige I FLRY-Sommerzeltlager statt. 

Besitzer: Dietmar und Ilse Görner 
St. Vither-Str. 16 

5108 Monschau/Eifel 
Telefon: 02472/2120 

Zimmer mit Dusche, WC, TV 
Terasse und Liegewiese 

Rodelbahn 
städt. Schwimmbad und Sauna (3 Min.) 

Parkplatz am Haus 

Dieses Haus im Stil und mit dem Komfort unserer Zeit ist bestens 
geeignet für Ihren Urlaub sowie für Ihre Seminare und Tagungen im 

gemütlichen Rahmen. 

Übernachtung mit Frühstück ab 30,- DM, Preise für Halbpension, 
längere Urlaubsaufenthalte, Seminare und Tagungen auf Anfrage. 

in kürze 

der Notwendigkeit von "Rahmenvor­
gaben des Bundes für den Bildungsbe­
reich" befaßt. "Bildungspolitische Re­
formvorstellungen und Beschäftigung 
- trotz leerer öffentlicher Kassen" 
schließlich lautet der Arbeitstitel für 
die vierte Gruppe. 

Am Sonntagvormittag diskutieren 
die Leiter der Arbeitsgruppen - die 
Professoren Hans-W. Alberts, J. Ziech­
mann und ·Peter Grottian sowie Regie­
rungsdirektor Hans-Herbert Wilhelmi 
vom Bundesbildungsministerium -mit 
Vertretern freier Schulen in einem Po­
diumsgespräch über die Ergebnisse der 
der Arbeitsgruppen vom Vortage. Ge­
gen 15 Uhr soll die Fachtagung zuende 
gehen. 

Auf dem Programm stehen u.a. Exkursio-. 
nen nach Amsterdam und Treffen mit 
niederländischen Politikern. 

Das Seminarthema behandelt Sex und 
Sexualität in der Gesellschaft. Anmeldun­
gen sind zu richten an: Jungdemokraten, 
Reuterstr. 44, 5300 Bonn. Der Teilneh­
merpreis beträgt 250,- DM. 

Der Klageweg 
Die Entwicklung der öffentlichen För­

derung der Jungdemokraten verläuft doch 
etwas anders, als zu erwarten gewesen · 
war. ln den sozialdemokratisch r~gierten 
Ländern Hamburg, Hessen und Nordr­
rhein-Westfalen werden die J ungdemo­
kraten aus der RPJ (= Ring Politischer 
Jugend)-Förderung gedrängt. in Harnburg 
klagen die Jungdemokraten gegen den Se­
nat, der di.e Mittel verweigert. ln Hessen 
haben sich Jusos und Junge Union ge­
einigt, den Jungdemokraten das Geld 
wegzunehmen und unter sich aufzuteilen. 
in Nordrhein-Westfalen ist die Finanzie­
rung der DJ D-Arbeit zunächst gesichert, 
doch das Ausscheiden aus der Finanzie­
rung ist durch Ministerium und Landtag 
angekündigt. 

in den CDU-regierten Ländern Berlin, 
Baden-Württemberg sowie dem SPO-re­
gierten .Bremen läuft die Finanzierung der 
Jungdemokraten über den RPJ relativ 
normal weiter. Im CSU-regierten Bayern 
bleiben die Jungdemokraten ebenfalls in 
der RPJ-Förderung, während ein Aufnah­
meantrag der Julis abgelehnt wurde. DJ D­
Schatzmeister Claus-J ürgen Cohausz da­
zu: "Um die FDP zu ärgern, ist FJS auch 
bereit, uns zu fördern." 

in den übrigen Ländern wird noch ver­
handelt. Nur in Niedersachsen sind die 
Jungdemokraten endgültig bei Verhand­
lungen ·gescheitert und beschreiten nun 
den Klageweg. 
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Qlufruf 3ur <maifefer 1931 
~r&eiter, ~ngeftellte, ~eomte ~ertfnö! 

tllie alfjä~dicf), fo feiert aud) in biefcm Ja~re in oUen 
tänbern ber tllelf bie 21rbelferfd)aff ben 

1. ~ai, i»en c.mettfeieuag ber Qlrbeit. 
21n blefem :tage oetjammelf fiel) bas 1lotf ber 21rbdf· 

ne~mer unter feinen rofen .'ja(Jnen unb bemonffr!ert in ge· 
tORifigen maffenfunbgebungen für ben 2tufftieg bet 2trbeiler­
floffe. Ueber aUe Cßren3en ~fnweg rei.d)en fid) bie 21rbeiler 

· ber lDdl ble lJruber~a'nb unb forl)em oon i~ren :Regierungen 
bie ~örberung aUer friebensfteunblid)cn llrffrebunoen, forbern 
bic internationale 21brüftung ber waffenffarrenben J!aflonen 
un!l ocrurteilen aufs fcf)ärfflc alle blutigen ftiegetifdJen 2Lus­
~i nanberje(}ungen. :Die ffänbigen :Parolen jeber maifeiet 
iaulen: 

~r ben ~ölferfrfeben! 
5=ür bie ~rüftung! 
5ür internationale CJ3erftänbigung! 
:Die 21rbejlerfcf)afl ber meu bege~l in biefem Ja~re i(Jren 

:'eiertag unf~ llem Unflem einer bie gan3e llJeU oergiflenllen 
lllirffd)aflsfrlfe. Jn !tmerlfa, 21jten, 21uflralien, 2tfrifa unb 
Cfuropa Uegen 3'abrlfen fliU unb matdJinen. Ueberoß dlffel 
jidl ble inlemciHonal eng · uerbunbene fiapilaUffenflaffe : 3um 
Cßmeralongrlff auf bie Red)le unb· bie Cebens(Jallung ber 
lJ roklarier. · 

· 20 g)tfiJfonen Qlrbeitilofe 
r.Urr fü.uf iontineitle finb ausgeflofien aus bem :Probuffion!l­
proJefJ. :Die g1!1111!rffd)afflicf) organijterten 2.lrbdtne~mer in 
brr gan3en mctt forbcrri oon i~ren Regierungen be~alb: 

3ntematfonG(e ~erefnbarungen aur 
~efät~Q)fung ber ~elttuidfd')afti:: 
fdfe unb bet ~rbeft$lofigfeit! · 

. :Die · beutjd)e 21rbeitne~merjcf)afl Ieibel unter ber meu-
wirtjd)aff!lfrife befonllers f~r. .jafl jeber fünfte· 21rbeif­
n~~mer in :Deulfd}fanb ifi arbeifslo5. 1)ie :;a~l ber fiur}· 
arbeite: ifl riejengrofi. 1ler 1)rutf ber übergrofien inbuffriel!~n 
Referuearmee begünftlgt ben fiampf ber beulfcf)en Unter­
nr()mer gegen bas ~eutlge Co~nniueau unb bas Xariforrtrag!l­
roejen, gegen bie So}ialuetfid)erung unb bie So3ialpolilif. :Die 
bculfd)en <ßetuerffcf)aflen fleminen fid.J mit i(Jrer. gan3en firafl 
ba <ßeruall biefe!l 1lorffofie5 entgegen. 5 ie werben unf~r 
oi!~n Umftänben unb mit aUen miltdn bi(? uon ben beulfd)en 
ilopifaliflen unb l~ren fafd)iflifd)en :Priiforianergarllen ge­
Wt'Ufe 1lerelenbung ber prolelarifd)en mafjen oer~inbern. 

Qlrbefter, «ltugeft~Ute, Cl3eamte Cl3edini! 
:Die lJediner freien 21rbeUer, 21ngeffe((fen unb !Jeamfen­

organifallonen forbern eud) auf, am 1. mai burd) eine ge­
waUige 

~fienfunbgebung 
eure <ßefdJloffen~eit unb euren finmpfrolUen g e g e n . b e u 
.Co6nraub unb benRaub ber jo}ialen Red)le 
funb3ulun. :Die .Cofungen unb Sorberungen bcr beulfd)en 21r· 
beitne~merfcf)aff für ben 1. mai 1931 lauten: . 

<Begen .t:o,nraub, . ~erfd)led)temng ber 
<5oafalberffd}erung unb ber tltrbeiti:: 
bebfngungen! . 
~ür <:8efii~fung ber ClUirtfd)~ftsfrife! 
5Br bie gefe~tfd}e Q;fnf{i,rung ber 
40:r$tunb,nwod}e! 
5ür <:8efd}affung bon Qlrbeit! 

· 5fir ~urd}fü,rung efnei au$teid}enben 
<ltrbefterfcf)u~ei! 

:Die beutfd)e 2.lrbeifnebmerjcf)aff fämpft uacf} wie uor mit 
ciUen i6r ;u <ßebofe fle~enben ft riiffen für bie · tuirlfd)afll!cf)e 
~nb potiftfcf)e 1)~ofralie. Sie le~nl aße bolfd)etuiflifdJen unb 
fafd.Jiftlfcf)en Cflpmmente td.Jcirf unb energifd.J ab. $ie erblieft 
in ben ma~len uom 14. September 1930 unb bem boraus 
entftanbenen . rataftropf)alen . tuirffd)aftlid)en 3 ufammenbrucf) 
ein Signal; jid.J mit crf}ö~fer Cfnergie einjufel}en gegen .IIen 
nafioncilfo3ialismus · unb gegen feine mililariflifd.Jen Sturm· 
ableUuagen · unb . gegen jellen oerbred)erifd)en 1lerfud), 
fafcf)iflifdJe 3uftänbe in :Deulfd)lanb berbeilufü(Jren. 

mo~( faum in ben oier Ju~r3C(Jnfen, in benen bas infer• 
national geeinte :Proletariat feinen mcUfeierfag ber !trbeil 
beging, ooß}og fiel) bie malfeiet unb bie maibemonffrallon 
unter fo unfäglid) fd)mierigen "'irfjd)afflid)en unb 3Ugefpif)fen 
polillfcf)en 1ler~ällniflen wie in biefem Ja~re. man3 befon· 
bers bie Berliner 2.lrbeiler finb uon ben foJialen 1lerfd)lecf)te­
rungen unb bem 21ngriff auf bie .Cii~ne betroffen. Sie ~aben 
be!l~al& aUe 1leranlaflung, i~ren ftampftuiUen gegen jeglid)e 
Reortion bar3ulun. Sie werben be!l~alb in getucJlllgem mafle 
an ber 1lemonflralion auf bem tuffgarten lellnc~men · unb 
aUen arbeiferfetnblid)en Siräffen bie große miberffanb5frafl 
unb Slo{Jfraff ber !trbeifn~mcrbetuegung ttor !lugen fü~ren. 

Um ben jorberungen ber 2.lrtnilermalfen :ltad)brucf JU 
uedei~en, rufen bie unfer}cicf)nelen getuerfjd.Jafllid)en Spi(}en· 
organifafionen Berlins auf 3ur · 

Qlrteftiru(je am 1. t;Dtai. 
J e b er 21 r b e i l er , 2t n g e ff P.l ll e un() D e a m l e 

folgt an btefem :tage bem Rufe unb ben 2.lnweijungen feines 
1lerbanbes. · 

~Ugemefner c.l)eutfc{)er Qletuerffc{jofti&unb <or:t&auöfd)ufi ~er:tin) 
~Ugemefner freier tllngefteUten&un() (Ortörar:tet:X ~er:ttn) 
~Ugemeiner c.»eutfc{)er ~eomten&unb <~eatr:rtaußfd>ufi ~errin) 

Maiaufruf für Berlin vom 16. April 1931 (Copyright ~y : A rchiv der sozialen Demokratie/Friedrich-Ebert-Stift urig) 



Die einstweilige Aussetzung der 
Volkszäh lung durch das Bundes­

verfassungsgericht ist die erste 
schwere Niederlage der neuen Bun­

desregierung. Grund, die Rechts­
koalition zu unterschätzen, gibt es 
jedoch nicht. Die Koalitionsverein­

barungen zeigen den geplanten 
Kurs: 

Weitere Rechtswendungen sind 
fest verabredet · 

Die Mehrheit war knapp, doch die 
Entscheidung ist eindeutig: Mit 5 : 3 
Richterstimmen hat der 1. Senat des 
Bundesverfassungsgerichtes die gep I an te 
Volkszählung ausgesetzt. 

Kaum einer der insgesamt 1.200 Be­
schwerdeführer hatte ernsthaft mit solch 
einer Entscheidung der Karlsruher Rich­
ter gerechnet. Ein'e Rüge für den Gesetz­
geber, die Korrektur einiger Ausführungs­
bestimmungen, vielleicht noch das auch 
von den beamteten Datenschützern gefor­
derte Verbot der Verquickung von Stati­
stik und Meldewesen - mehr schien auch 
den Verfechtern eines "legalen" Wider­
standes gegen die totale Volkserfassung 
nicht erreichbar zu sein. 

Schließlich hatten sich die rotberobten 
Richter in der Vergangenheit als Hüter 
einer konservativen Rechts- und Staats­
auffassung erwiesen, denen Mißtrauen ge­
genüber einem einstimmig verabschiede­
ten und von der Rechtskoalition vehe­
ment verteidigten Gesetz nicht zuzu­
trauen war. 

Die Bonner Koalitionäre hatten denn 
auch dem Urteil sehr gelassen und zu ver-

sichtlich entgegengesehen. Entgegen bis­
herigem Brauch hatte die Regierung nicht 
einmal ein Kabinettsmitglied zum Anhö­
rungstermin in die Residenz des Rechts 
entsandt. Ein überforderter und schlecht 
vorbereiteter Ministerialbeamter legte 
stattdessen die Position einer Regierung 
dar, die voller Unverständnis auf den mas­
senhaften zivilen Ungehorsam ihrer sonst 
so obrigkeitshörigen Bürger reagierte. 

Das hatt~ es in der Tat noch nicht ge­
geben: daß sich eine Bürgerbewegung aus 
dem Stand heraus innerhalb weniger Wo­
chen zu solch einer immensen Stärke for­
mierte, die die Vertretung ihrer ureigenen 
Interessen nicht länger den vorgesetzten 
Vertretern in Parteien und Parlament 
überließ, sondern selbst in die Hände 
nahm. 

Die Liberalen Demokraten haben in 
der Volkszählungssache keine gute Figur 
abgegeben. Sie hätten sich als eine aus 
moralischem Impuls entstandene, unbe­
fleckte Partei an die Spitze der Bewegung 
setzen können. Ihrer Schlafmützigkeit 
haben sie es zuzuschreiben, · daß sie die­
se Gelegenheit, vielleicht die erste und 

letzte dieser Art, vertan haben. Die Ver­
fassungsbeschwerde der LD wurde erst 
zu einem Zeitpunkt eingereicht, als der 
Medienzug und damit bundesweite Auf­
merksamkeit längst abgefahren war. Zur 
Verhandlung über den Erlaß einer einst­
weiligen Anordnung sind sie erst gar nicht 
mehr nach Karlsruhe eingeladen worden. 

Lediglich eine Reihe von LD-Kreis­
und Ortsverbänden haben es verstanden, 
das Thema auf örtlicher Ebene ftir sich zu 
nutzen. 

Doch nicht, nur hier trüben Wermuts­
tropfen die Freude nach dem Urteils­
spruch. Insbesondere die Gruppen, die 
auf einen offenen Boykott der Volksbe­
fragung als wirksamstes Mittel gegen die 
Erfassungspläne des Staates gesetzt ha­
ben, fühlen sich auf halbem Wege ge­
stoppt. Sie fürchten, daß die Bewegung 
jetzt im Sande verläuft und den nur 
scheinbar harmloseren, weil weniger gi­
gantisch anmutenden Schritten zum to­
talen Überwachungsstaat kein hinreichen­
der Widerstand entgegengesetzt werden 
wird. 

Andererseits hat die Kampagne ge-
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zeigt, daß Bürgerprotest gegen Regie­
rungspläne nicht von vornherein aus­
sichtslos ist, wenn es gelingt, den Wider­
stand auf eine breite Basis zu stellen. 

Die Friedensbewegung kann sich darin 
bestärkt fühlen. Auf der Kölner Aktions­
konferenz sind die Voraussetzungen für 
ein abgestimmtes Vorgehen aller in der 
Friedensbewegung tätigen Gruppen ge­
schaffen worden. Unter der Oberfläche 
der Gemeinsamkeit bestehen die Rivali­
täten allerdings fort. 

Umstritten ist nach wie vor, welche 
Bedeutung linksliberalen Gruppen im 
Bündnisspektrum zukommt. Innerhalb 
der Sozialdemokrati.e gibt es starke Kräf­
te, die glauben, daß auf eine eigenständige 
Repräsentanz des fortschritt! ichen Bürger­
tums verzichtet werden kann und statt­
dessen Sozialdemokraten die freiwerden­
den Plätze besetzen sollten. Dies werde, 
so argumentiert die Gegenseite, das für 
fortschrittliche Politik ansprechbare Po­
tential verringern. Sozialdemokraten und 
Liberale müßten arbeitsteilig vorgehen, 
wenn die Chance zur Ablösung der Kon­
servativen in Bonn gewahrt bleiben solle. 

Auf der Mitgliederversammlung der 
Vereinigten Deutschen Studentenschaften 
in Münster kam es um den Vorstandssitz, 
den bisher die liberalen Hochschulgrup-

pen innehaben, bereits zum Streit. Die 
Jungsozialisten reklamierten diesen Po­
sten für sich. Am Ende wurde die Neu­
wahl des Vorstands bis auf weiteres ver­
tagt, der alte Vorstand amtiert kommis­
sarisch fort, mit dem liberalen Vertreter. 

Die internen Auseinandersetzungen in­
nerhalb des fortschrittlichen Lagers sind 
gerade in der jetzigen Situation gefähr­
lich. Die Rechtsregierung wird, auf eine 
bequeme Parlamentsmehrheit gestützt, al­
les versuchen, die Machtverhältnisse 
durch eine gezielte Gesetzgebungspolitik 
weiter zu ihren Gunsten zu verändern. 
Die Koalitionsvereinbarungen sprechen 
eine deutliche Sprache. Weitere Rechts­
wendungen in der Sozial-, Bildungs- und 
Rechtspolitik sind fest verabredet. 

Die vorgesehene Wiederherstellung des 
von der sozialliberalen Koalition abge­
schafften alten Landfriedensbruch-Para­
graphen und die nach Baden-Württemberg 
jetzt auch in Bayern zur Einführung an­
stehende Gebührenordnung für Demon­
strationen sind die Knüppel, mit deren 
·Hilfe der Widerstand gegen die vorgesehe­
ne Aufstellung neuer Atomraketen gebro­
chen werden soll. 

Gleichzeitig nehmen die Versuche zu, 
die als Multiplikator bedeutsame Lehrer­
schaft auf regierungsoffiziellen Kurs zu 

Petra Kelly, Otto Schily: Grüne auf der 
Suche nach ihrer Rolle 

bringen. Der baden-württembergische 
GEW-Vorstand registriert schon seit letz­
tem Sommer ein "massives Kesseltreiben 
gegen unbequeme Kollegen", besonders, 

· .wenn sie durch Friedensaktivitäten auf­
fallen. Disziplinierungen einzelner Lehrer 
bis hin zum Berufsverbot sollen ein­
schüchtern und jenes Klima der Angst er­
zeugen, in dem die Behandlung sensibler 
Themen unterbleibt. 

Die Rechtswende im Rechtsbereich 
hat die Jungdemokraten bereits alarmiert. 
Ihre auf der Bundesdelegiertenkonferenz 
im März beschlossene Initiative für den 
Rechtsstaat nimmt langsam Konturen an. 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
sollen einen, so der Arbeistitel, "Frei­
heitsrat" bilden. Die Jungdemokraten 
stellen sich vor, daß solch ein Rat in Frei­
heitsfragen eine Autorität ähnlich der von 
amnesty international bei Menschen­
rechtsverletzungen haben wird. Erste per­
sönliche Kontakte sind schon geknüpft. 

Während die außerparlamentarische 
Opposition zusehends erstarkt und ihre 
organisatorische Basis kräftigt- ein Kura-

. torium Chancengleichheit soll jetzt auch 
die Tätigkeit im Bildungsbereich koordi­
nieren - ist die parlamentarische Opposi­
tion noch nicht in Tritt gekommen. Der 
SPD fällt es nach wie vor schwer, sich 
auch inner! ich mit der Oppositionsrolle 
abzufinden. 

Auch die Grünen haben Schwierigkei­
ten bei ihrer Rollenfindung. Verfahrens-, 
Stil- und Etikettenfragen haben bisher 
den Vorrang vor inhaltlichen Problemen. 
Es muß sich noch zeigen, ob die Grünen 
ihrem Selbstverständnis gerecht werden 
können, Vorstellu ngen und Anliegen von 
Bürgerbewegungen in das Parlament ein­
zubringen. Immerhin: Sie brachten einen 
Antrag zur Aufhebung des geltimden 
Volkszählungsgesetzes ein. Nicht die Bun­
destagsmehrheit, das Bundesverfassungs-

Polizei verjagt Startbahngegner: Bußgelder sollen in Zukunft den Polizeiknüppel bei gericht unterstützte nun das Anliegen der 
Demonstrationen verstärken Grünen. 
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Selten dürfte ein Liberaler mit mehr 
Genuß und Zustimmung den "Rheini­
schen Merkur" zitiert haben, selten haben 
wir von Alois Rummel Trefflicheres gele­
sen als die folgenden Sätze über die Kohi­
Strauß-Genscher -Koal itionsverei nbaru ng: 

" .. gibt es kaum ein Koalitionspapier, 
das so viele Leerformeln enthält"; 
"Die Koalitionsvereinbarungen .. strot­
zen nur so vor Allgemeinplätzen"; 
"Ihre Lektüre weckt Assoziationen zur 
Astrologie .. Jeder kann heraus- oder 
hineinlesen, was und wie es ihm be­
h~gt." 

"Das Koalit ionspapier .. liest sich 
leicht, we il es flach und damit allge­
mein verständlich ist." .. "Es bleibt so­
zusagen der Charme gefälliger Absich­
ten und ·Zusicherungen." 
Franz Josef Straußens "Einsatz: Ver­
zicht auf ein Ministeramt in Bonn. 
Sein Preis: Mehr Unionspol itik, weni­
ger Liberalismus." 
"Ein Papier ohne Glanz, ein politischer 
Brei, zusammengerührt aus Absichtser­
klärungen und Stichworten." 
"Die Parole heißt: Ausklammern, Weg­
lassen, offen nach allen Koalitionssei­
ten". 

Der Vorwurf des Ausklammerns und 
des "Kambodschierens" gehörte 1969, als 
die Große Koalition von CDU und SPD 
nichts mehr zustande brachte, zum bei­
ßenden Kritikarsenal der FDP, als sie ih­
rerseits mit den drei Punkten im Namen 
und einigen Reformabsichten schwanger 
ging. Jetzt fängt die ehemals liberale Par­
tei ihre neue Zweier~- (genauer: Dreier-) 
Beziehung schon mit dem Ausklammern 
an. Das mußte sein, damit der inhaltliche 
Ausverkauf nicht bereits jetzt notariell 
beglaubigt ist. Ausgeklammert werden 
mußte vieles: vor allem die ganze Außen­
politik. Nur die Förderung der Außenhan­
delskammern, die Errichtung eines Euro­
päischen Markenamtes in München und 
die Bekräftigung einer "marktwirtschaft­
liehen Position bei der Außenpolitik" 
blieben übrig. So wird die Außenpolitik 
nicht mehr nach Grundsätzen, schon gar 
nicht nach solchen der internationalen 
Zusammenarbeit, der Entspannung und 
der Soliarität mit der Dritten Weit ge- · 
macht, sondern nach den jeweiligen Groß­
und Kleinwetterlagen zwischen Washing­
ton, München und Sonn. Hinter dem, was 
Genscher früher wollte, steht diese Bun­
desregierung jedenfalls nicht. Wofür sie 
steht, will sie uns offenbar vorerst nicht 
verraten. 

Ausgeklammert werden auch die Prob­
leme der Mehrheit der Bevölkerung, näm­
lich der Frauen. Daß die Anhörung zum 
Gesetz zur Gleichstellung von Mann und 
Frau "auf ko'nkrete Ergebnisse hin ausge­
wertet werden" soll, ist schon das höchste 

Platitüden mit Giftzahn 
Das Koalitionspapier der konservativen 
Regierung Kohi/Genscher . 

von Theo Schiller 

Generalsekretäre Stoiber, Adam-Schwätzer, Geißler: Die Koalitions-Unterhändler haben 
einen politischen Brei aus unverbindlichen Absichtserklärungen zusammengerührt 

der Gefühle. Ansonsten werden die 
Frauen ganz handfest ausgeklammert; 
nämlich aus dem Arbeitsmarkt. Verpackt 
in die Zuckerwatte einer "familienbeglei­
tenden Förderung(!) der Frauen mit dem 
Ziel der späteren (!) Wiedereingliederung 
in den Arbeisprozeß" werden sie ihren 

· traditionellen Beitrag zur Beschönigung 
der Statistiken am heimischen Herd lei­
sten. Unerwähnt bleiben die Frauen je­
denfalls im Kapitel "Rentenpolitik", das 
sich über die Ausgestaltung der eigenstän­
digen Alter~sicherung der Frauen vollstän­
dig ausschweigt. Daß Benachteiligungen 
für Frauen in der Arbeitswelt abgebaut 
werden sollen, steht immerhin im Kapitel 
"Familienpolitik", aber nicht ohne den 
Zusatz: "Abbau überholter arbeitsrechtli­
cher Bestimmungen, die die Chancen von ; 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt unnötig 
einengen" -heißt doch wohl (neben dem 
Zugang zu Bauberufen) vor allem Abbau 
von Schutzbestimmungen, die die Einstel­
lung von Frauen unseren Arbeitgebern so 
teuer machen. 

Die Famitienpolitik hält aber noch 
weitere Überraschungen bereit. So soll 
das Steuerrecht durch ein "Familiensplit­
ting" familienfreundlich ausgestaltet wer­
den. Da ein Splitting-Verfahren für die 
höheren Einkommensschichten schon 
immer etwas besonders Nützliches war, 
will sich (unser aller) konservativer Staat 
nach den höheren Ehen jetzt auch die hö­
heren Kinder ei.niges mehr als nur das 
gleichmacherische Kindergeld kosten las­
sen. Dafür werden dann die Kindergeldzu-

schläge in den ersten drei Jahren der Kin­
dererziehung und die Anrechnung von Er­
ziehungsjahren so lange zurückgestellt, bis 
"die finanzpolitischen Voraussetzungen 
dafür geschaffen sind ." 

Überhaupt die sozial Schwächeren. Im 
Behindertenrecht wird die "Konzentra­
tion der Förderung auf die wirklich 
Schwerbehinderten" versprochen. Der 
Zynismus gegenüber der wachsenden Zahl 
(von inzwischen über 2 Mio.) von Soziai­
hilfeempfängern wird von den Erfindern 
der "Neuen sozialen Frage" (Geißler) in 
folgenden Formulierungen dargeboten: 

· "Der Bund ist grundsätzlich bereit, 
Vorschläge der Länder und der kommu­
nalen Spitzenverbände für die Änderung 
von Bundesgesetzen mit dem Ziel der 
Entlastung von Länderri und Gemeinden 
positiv aufzune~men. Das gilt insbesonde­
re für die Kostenbegrenzung in der Sozial­
hilfe." 

Hier bewährt sich erneut die im Au­
gust/September 1982 in Stellung gebrach­
te "Lambsdorff~Falle": Leistungsvoraus­
setzungen und Leistungen der Arbeitslo­
senversicherung kappen, Mieten durch 
"wohnungsbaufreundliche" Änderung der 
Mietgesetze erhöhen, Wohngeld kappen 
(z.Zt. durch Maßnahmen, die gar nicht in 
der Koalitionsvereinbarung stehen, wie 
Streichung der Kleinansprüche) und 
schließlich die unter den zugeschobenen 
Soziallasten ächzenden Gemeinden auf­
fordern, den lästigen Sozialhilfebedürfti­
gen den Brotkorb (genannt "Warenkorb") 
höher zu hängen. Wo kämen wir auch hin, 
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wenn jeder ein "Schoppegeld" beanspru­
chen könnte, wie kürzlich der der Wende­
lei überführte ehemalige hessische Wirt­
schaftsminister Klaus-Jürgen Hoffie. 

Was sonst noch alles gestrichen oder 
umgeschichtet werden soll, ist in der Pres-
se breit berichtet worden. Einschränkun­
gen gibt' es vor allem für die Rentner. Hin-
ter der Scheinpräzision ("der sozialversi­
cherungspflichtig Anteil des Weihnachts­
geldes in Höhe von DM 100,- wird sozial­
versicherungspflichtig") versteckt sich die 
Unfähigkeit, die Grundsätze und . Ausge­
staltungen einer Konsolidierung der Ren­
tenversicherung anzugeben. Nur die 
Orientierung am verfügbaren Einkommen 
wird genannt, sowie die Reduzierung des · · 
Bundeszuschusses. Das Jonglieren mit 
dem Anpassungstermin ist jetzt verbrieft: 
Entweder kommt die eine oder auch die 
andere Lösung - am Ende sicher die, die 
mehr spart. 

Gar nicht gespart wird bei Steuerver­
günstigungen für die gewerbliche Wirt­
schaft. Von den rund vier Milliarden Mark 
Mehraufkommen aus der Mehrwertsteuer­
erhöhung sollen 3,5 Mrd. DM gleich wie­
der "zurückgegeben" werden (natürlich 
nicht an die Konsumenten, die die Mehr­
wertsteuer bezahlen) durch Entlastungen 
bzw. "Verbesserungen" bei Vermögens­
steuer, Verlustausgleich, kürzere Ab­
schreibungsfristen u.ä. 

So ist aus der Wende geworden , was 
schon immer von ihr zu erwarten war: Ei­
ne Umverteilungsaktion von mehreren 
Dutzend Miliarden von unten nach oben. 

· Zielpunkt ist dabei, wie Hans-Dietrich 
Genscher ja 1982 ständig betonte, das 
"Vertrauen der Investoren", das ihm vor 
und nach dem 6. März wichtiger war und 
ist als das Vertrauen der Wähler. 

Die FDP hat demnach - im Verbund 
Lambsdorff/Strauß - alles wesentliche 
durchgesetzt, außer liberaler Politik. Vor 
allem aber hat sie wichtige . Vorsorge ge­
troffen. Sie hat nämlich wieder einmal 
einen erklecklichen Vorrat an Koalitions­
sprengstoff angelegt. Da ist erstens eine 
Netto-Kreditaufnahme von 40 Mrd. DM, 
ein Betrag, der angesichts der Beschäfti­
gungskrise kaum zu hoch ist, der aber die 
letzte Koalition bereits mehrfach hätte in 
die Luft sprengen können . (man erinnere 
sich an den Streit um die 28 Mrd. DM). 
Da ist zweitens die Jnvestitionshilfeabga­
be-Zwangsanleihe, deren Konstruktion 
und Rückzahlbarkeit am St. Nimmerleins­
Tag auf lächerliche Weise davon ablenken 
soll, daß die FDP aus der funktionsglei­
chen, aber eindeutigen Ergänzungsabgabe 
das Horrorgemälde des sozialistischen 
Weltuntergangs (in Hessen und anderswo) 
aufzublasen verstand. Und da ist drittens 
ein Steuerthema, das völlig untergegangen 
ist: Die FDP hatte in der letzten Regie­
rung immer darauf bestanden, daß 1984 
wieder eine Tarifentlastung in der Lohn­
und Einkommenssteuer wirksam werden 
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sollte. Am Ziel hat sie festgehalten, aber 
die neue Lösung "soll in Kraft . gesetzt 
werden, sobald entsprechende konjunk­
turbedingte Mehreinnahmen das zulas­
sen". Man kann nur ehrfurchtsvoll be­
wundern, welcher Großmut, welche weise 
Kompromißfähigkeit über diese Partei ge­
kommen ist. Oder anders: Alle Eckpunk­
te der FDP in sozialliberaler Regierungs­
zeit, mit denen man den Koalitionspart­
ner SPD ständig auflaufen ließ, waren nur 
Vorwände, um die Regierung aushebein 
und dem koalitionspolitischen Opportu-

nismus frönen zu können. Das ist nicht 
neu. Aber- die FDP hat es in den Texten 
der Koalitionsvereinbarung amtlich ge­
macht. Insofern ist das Koalitionspapier 
doch ein wichtiges Dokument. 

Im übrigen darf man auf die nächsten 
Taten dieser Regierung aufs Äußerste ge­
spannt sein - zum Beispiel auf die Regie­
rungserklärung. Wie sagte doch Alois 
Rummel im Rheinischen Merkur: " Franz 
J osef Strauß hätte Helmut Kohl nicht zu 
viele Hülsenworte überlassen sollen". 

Massenverhaftungen vor dem Jugendzentrum KOMM: Die Rechtskoalition sieht den 
Skandal in angeblich zu laschen Gesetzen 

Triu111ph der Staats111acht 
Zur Rechtspolitik der Rechtskoalit ion 

. von Andreas von Schoeler 

Die Bundesrepublik Deutschland vor dem 17. September 1982- ein liberales Land? ln 
Maßen, fürwahr jedoch kein Hort der Liberalität. Diebayerische Staatsregierung konnte 
schon damals ihren Nürnberger "Komm-Skandal" inszenieren. Die sozialliberale Regie­
rung hatte sich noch viel vorgenommen. Es war und es bleibt nötig. Längst nicht alle ha­
ben eine gleich gute Chance, angstfrei zu leben, schon gar nicht: Anders zu leben als 
andere. 

Viele Frauen haben immer noch keine 
Alternative zu den drei K's. Die soziallibe­
rale Koalition wollte ein Antidiskriminie­
rungsgesetz prüfen. Es blieb liegen. 

Der Datenschutz ist immer noch lük­
kenhaft - trotz aller Erfolge. Die sozialli­
berale Koalition wollte den allgemeinen 
Datenschutz verbessern und die Ein­
schränkungen bei der Amtshilfe zwischen 
den Sicherheitsbehörden gesetzlich fest­
zurren. Es kam nicht so weit. 

Die verbliebenen rechtlichen Diskrimi­
nierungen für Homosexuelle sollten be­
seitigt werden, der§ 17 5 sollte fallen. Die 
Freien Demokraten veranstalteten eine 
Anhörung und das dokumentierten sie 
und warteten ab. 

Die Rechte von Untersuchungshäftlin­
gen sollten wieder verbessert werden -
nach dem liberalen Sündenfall zu den Zei-

ten der Terroristenhysterie. Das Kontakt­
sperregesetz sollte reformiert werden: Ein 
parlamentsreifer Gesetzentwurf lag auf 
dem Tisch . Dort liegt er immer noch. 

Die Anforderungen an die Verfas­
sungstreue von öffentlichen Dienern soll­
ten differenziert werden. Für Postbeamte 
und Lokomotivführer sollten maßvollere 
Anforderungen gelten als ftir Polizeipräsi­
denten. Der damalige Innenminister 
Baum brachte einen Regierungsentwurf 
auf den parlamentarischen Weg: Gegen 
die Bedenken der Parte ifreunde Ertl und 
Lambsdorff im Kabinett. 

Ein Zeugnisverweigerungsrecht . für 
Mitarbeiter in der Drogenberatung sollte 
kommen. Es sollte! 

Die Gewissensprüfung für Kriegsdienst­
verweigerer sollte abgeschafft werden. 
Was ist daraus geworden?! 



Die Möglichkeit der Verbandsklage im 
Naturschutz sollte geschaffen werden. Ih­
re Einführung wurde von Ertl und Lambs­
dorff erfolgreich und lange genug verzö­
gert. 

Die Rechte von jedermann auf Ein­
sicht in öffentliche Akten sollten ausge­
baut werden. Die Zeit reichte gerade für 
eine Analyse der schon bestehenden Ein­
sichtsmöglichkeiten. 

Erst in der Zusammenfassung wird so 
recht klar, wieviel an möglicher Liberali­
tät dem Wechsel geopfert wurde. 

Die Bundesrepublik nach dem 17. Sep­
tember 1982 - was hat sich getan? Muß 
vom .17. September an Liberalität neu be­
griffen werden? 

"Liberale haben den Rechtsstaat er­
kämpft. Liberale sind aufgerufen, ihn vor 
allen Beschädigungen zu wahren": So sa­
gen die Freien Demokraten. Und sie sind 
ja wieder dabei. Der Wechsel - so versi­
chern sie - gilt nur der Ökonomie, die Li­
beralität bleibt garantiert. Aber wer soll 
die Liberalität garantieren? Die neue FDP 
etwa? Ich glaube nicht daran. Zuviel 
spricht dagegen. 

Wenn ich mich recht erinnere, dann 
waren es gerade die Protagonisten des 
Wechsels, die am eifrigsten versucht ha­
ben, durch eine Grundgesetzänderung ei­
ne Amnestie für alle jene zu ermöglichen, 
die in der Parteispendenaf.fare gesündigt 
hatten. Wo blieben denn da die hehren 
Grundsätze, wo das gleiche Recht für alle, 
ob Lambsdorff oder Bürger. Hatten nicht 
gerade Liberale immer wieder verkündet, 
daß der Zweck eben nicht jedes Mittel 
heilige? An der Standfestigkeit der Sozial­
demokraten ist diese Sünde wider den li­
beralen Geist gescheitert und eben nicht . 
an den freidemokratischen "Garanten" 
des Rechtsstaates. 

Es ist ein Ammenmärchen, wenn be­
hauptet wird, in Sachen Rechtsstaat sei 
die FDP ein monolithischer Block. Viel­
leicht wird sie es bald sein, wenn ·auch 
der letzte Sozialliberale geläutert oder 
gegangen ist. Aber bislang war sie es je­
denfalls nicht. Ein typisches Beispiel ist 
der derzeitige J ustizminister. , 

Auf dem Bremer Parteitag 1 979 war er 
ein Gegner des Rechtsstaatsprogramms, 
mit dem die §§ 88a und 130a StGB abge­
schafft werden sollten. 

Er war und ist auch gegen die Beseiti­
gung des§ 175 StGB. Er war und ist auch 
gegen ein Antidiskriminierungsgesetz. Er 
war und ist auch gegen die Differenzie­
rung der Verfassungstreueprüfung. Und er 
ist gegen ein Zeugnisverweigerungsrecht 
für Mitarbeiter in der Drogenberatung. 
Er war stets gegen ein Akteneinsichts­
recht für jedermann. Er war stets für eine 
restriktive Anwendung des Asylrechts 
und des Ausländerrechts. Und er war 
trotz allem natürlich ein wahrhaft Libera­
ler. Nein: Er ist es gerade deswegen! Nur 
begreift er Liberalität tatsächlich anders 

Hubschraubereinsatz gegen Demonstranten: "Der alte Landfriedensbruchparagraph soll 
wieder Auferstehung feiern" 

als ich: Liberalität gewinnt nach seiner 
Auffassung durch vernünftige Beschrän­
kungen der Freiheit. Nur in der Wirt­
schaft darf es etwas mehr sein! 

Ein solcher Justizminister kann gar 
kein Gegengewicht zu Zimmermann und 
Spranger bilden. Er denkt in zu vielen 
Dingen ja ganz ähnlich wie sie. Er ist 
auch ein "bayerischer Liberaler". Die 
FDP hat ihre alte Liberalität verloren. 

Wie Liberalität bei der FDP zukünftig 
zu verstehen ist, davon geben die Koali­
tionsvereinbarungen der "Koalition der 
Mitte" einen Vorgeschmack. Von Er­
weiterungen bürgerlich er Freiheiten, von 

BND-Mitarbeiter bauen Geheimkamera 
ein: Staatsschutz hat wieder Vorrang vor 
Bürgerrecht 

Fortsetzung emanzipatorischer Reformen 
selbstverständlich keine Rede. Stattdes­
sen: Rückwärtsgang. Reformen der so­
zialliberalen Koalition werden rückgängig 
gemacht: Sahen Liberale bisher den Skan­
dal im Nürnberger KOMM-Prozeß in den 
Massenverhaftungen und dem anschlie­
ßenden Verhalten der Justiz, sieht die 

neue Koalition den Skandal ganz offen­
sichtlich in angeblich unzureichenden Ge­
setzen gegen Demonstranten. Der alte 
Landfriedensbruchtatbestand soll im we-
~entliehen Wiederauferstehung feiern. Wer 
trotz polizeilicher Aufforderung rum­
steht: in Zukunft wieder ein Krimineller? 
Eine schöne Liberalität ist das, die nach­
träglich "Nürnberger" Verhältnisse auch 
bundesweit möglich macht. 

Andere Reformen der sozialliberalen 
Koalition werden vorerst nur "überprüft". 
Die Richtung der Prüfung ist klar. So soll 
der Innenminister (Zimmermann) einen 
Bericht über die Auswirkungen der von 
seinem Vorgänger (Baum) durchgeführten 
Einschränkungen der Amtshilfe zwischen 
Bundesgrenzschutz sowie Verfassungs­
schutz und Polizei vorlegen. So wirkt die 
neue FDP munter daran mit, die liberalen 
Untaten der alten FDP Schritt für Schritt 
zu beseitigen. Neue Strafvorschriften ge­
gen Vermummung und passive Bewaff­
nung sollen geprüft werden. Auch ob 
neue Strafvorschriften gegen den Aufruf 
zur Teilnahme an verbotenen Demonstra­
tionen nötig sind, wird untersucht. Die 
Zustimmung auch der Liberalen zur Be­
schneidung von Verteidigerrechten in 
Strafverfahren findet sich in den schlich­
ten Satz gekleidet: "Das Strafverfahren 
ist zu vereinfachen und zu entlasten." 
Und selbstverständlich muß besonders 

·hervorgehoben werden, daß es "begrün­
dete Interessen von Sicherheitsbehörden" 

. gibt, "Einblicke in gespeicherte Daten 
nicht zu gewähren". Noch vor wenigen 
Monaten ging es in mühevoller Kleinarbeit 
darum, die Auskunftsansprüche des Bür­
gers gegenüber Polizei und Verfassungs­
schutz zu stärken. Nun triumphiert wie­
der die Staatsräson. Sollte die "Wende" 
nach den Bekundungen ihrer Vertreter 
angeblich · nur der Ökonomie gelten, 
längst hat sie die innere Liberalität unse­
res Staates erfaßt. • 
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Unterwegs in 
Nicaragua 

Es 
herrscht 
Krieg 

Ursula Junk, eine freie Journalistin, 
die u.a. flir den Evangelischen Presse­
dienst arbeitet und sich vor allem mit 
Dritte-Welt-Themen beschäftigt, hat meh­
rere Informationsreisen nach Nicaragua 
unternommen, die letzte im Januar 1983. 
Von dieser Reise stammt die folgende 
Schilderung eines Tagesausflugs an die mi­
litärisch bedrohte Nordgrenze Nicaraguas. 

Über die Panamericana, die einzige 
Straße, die Nicaragua von Süden nach 
Norden durchquert, fahren wir in Rich­
tung Honduras. Es gibt nur wenig Ver­
kehr. Hin ynd wieder überholt uns ein 
vollgepackter Bus oder ein Lastwagen 
oder auch ein M ilitärjeep. Je höher wir in 
die Cordilleren kommen, umso brauner 
und ausgedörrter sind die Berghänge. 
Jetzt, Ende Januar, macht sich die Trok­
kenzeit überall bemerkbar. 

Kurz vor Esteli, dem Leder- und Ta­
bakzentrum Nicaraguas, geraten wir in die 
erste Militärkontrolle. Als die Soldaten se­
hen, daß es sich um ein Fahrzeug des Ge­
sundheitsministeriums handelt, winken 
sie uns weiter. Bei Oco.tal biegen wir von 
der Überlandstraße ab und rumpeln die 
letzten 60 ·Kilometer bis Jalapa über einen 
ausgewaschenen Schotterweg. Hier, wo 
der Weg parallel zur Grenze mit Honduras 
verläuft; ist militärisches Sperrgebiet. 
Überall begegnen uns Uniformierte, die 
auf Lastwagen, Pferden, Fahrrädern oder 
zu Fuß unterwegs sind. Weil das Auto 
und der Fahrer bekannt sind, werden wir 
nicht mehr angehalten. 

Daß in diesem Gebiet Krieg herrscht, 
wird mir erst richtig deutlich, als wir Ja­
lapa erreichen. Der Ort mit seinen 8.000 
Einwohnern liegt nur 20 Kilometer von 
der Grenze entfernt. ln dem ärmlichen 
Nest haben sich die Leute auf Angriffe 
vorbereitet. An den Straßenecken haben 
sie Schutzwälle aus Sandsäcken errichtet 
und hiner ihren Häusern Schützengräben 
ausgehoben. ln den ungepflasterten Stra­
ßen wimmelt es von Militärs. 

Wir fahren zuerst zum Gesundheits­
zentrum. Das Zentrum hat schon vor län­
gerer Zeit seine wichtigste Arbeit, die Ge­
sundheitsaufklär.ung und die lmpfkam­
pagnen, eingestellt. Nur noch Notf<ille 
werden behandelt - Zivilisten und Solda­
ten, die bei Überfällen verletzt wurden. 
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..... -----------------------------------------. Die nicaraguanische Regierung wirbt 
offensiv um politische Besucher. Sie will 
deutlich machen, daß in ihrem Land kein 
innergesellschaftlicher Machtkampf tobt, 
und beweisen, wie die USA über ih­
re Stützpunkte in Honduras die Revolu­
tion in diesem lateinamerikanischen Land 
rückgängig machen wollen. Evelyn Pinto, 
Referentin der sandinistischen Jugend für 
Westeuropa, wiederholte bei ihrem Be­
such in Bonn ihre Einladung an die Jung­
demokraten mit einer Delegation nach Ni­
caragua zu kommen. 

"You are welcome" enden standard­
mäßig die Gespräche mit der Telefonistin 
der nicaraguanischen Botschaft. Ein Ge­
sprächstermin zwischen Evelyn Pinto und 
den Jungdemokraten wird abgestimmt. 
Treffpunkt ist das Botschaftsgebäude, ein 
Einfamilienhaus in Bad Godesberg. 

Evelyn Pinot schildert die Lage in ihrem 
Land und betont immer wieder das In­
teresse ihrer Regierung an bilateralen Ge­
sprächen mit den USA oder Honduras. 
Sie tritt an die Karte, die an der Wand des 
Botschaftszimmers hängt, stellt sich auf 

. die Zehenspitzen und zeigt auf die Nord­
grenze zu Honduras; von wo aus die Söld­
ner-Truppen operieren, die die Revolu-

Evelyn Pinto: Die Gegner kommen von 
'draußen 
dem . Bildungs- und Gesundheitssystem 
und der Zustimmung, die die Sandinisten 
in ihrem Land finden . ja, natürlich werde 
es 1985 die versprochenen Wahlen geben, 
versichert sie ihren Gesprächspartnern. 

Junge Sandinistin in Bonn 

You are welcome 
tion in ihrem Larid rückgängig machen Wenn es der Opposition in den USA 
sollen. gelingt, so ihre Hoffnung, die lnterven-

Sie schildert siegesgewiß die Kämpfe tionsanstrengungen der Reagan-Admini-
in den Nordprovinzen Nueva Segovia und stration zu unte.rbinden, dann wird der 
J inotega, daß ein Flugplatz entdeckt und Aufbau Nicaraguas schnell voran gehen. 

• zerstört worden sei, über den der Nach- Eine Initiative von 50 US-Kongreßabge­
schub aus Honduras organisiert werden ordneten, die Rolle des CIA und der Rea­
sollte. Dann faltet sie Zeitungsseiten aus- gan-Regierung in Nicaragua zu untersu­
einander, die zunächst auf die Gäste wie chen, von der sie berichtet, macht ihr 
Steckbriefe wirken. Die Porträtfotos zei- Mut. 
genjedoch die Bilder der Opfer unter den Die Jungdemokraten werden die Ein­
Sandinisten, die als Helden verehrt wer- Iadung, sich in Nicaragua selbst ein Bild 
den. zu machen, annehmen. Anfang Juni fliegt 

Auf Opposition in ihrem Land und die eine Delegation unter Leitung ihres ehe­
Bedeutung, die z.B. Eden Pastora hat, an- maligen Vorsitzenden Christoph Strässer 
gesprochen, spricht sie selbstbewußt von nach Managua. 
den Errungenschaften der Revolution, 

'-- ------------------------------------------------------------------------.1 
Außerdem l!lÜSsen sich die Ärzte . und 
Krankenschwestern jetzt zusätzlich um 
die 3.000 Flüchtlinge kümmern, die in 
den vergangenen Monaten in Jalapa unter­
gekommen sind. 

Einige der Bauernfamilien aus den 
Dörfern, die noch näher an der Grenze 
liegen, haben bei Angehörigen Zuflucht 
gefunden, Der Rest lebt in vier Lagern. 
Als wir die Gesundheitsstation verlassen, 
kommt uns am Eingang eine Gruppe tod­
müde aussehender Soldaten entgegen. Ei­
ner der jungen Männer blutet stark i~ Ge­
sicht und am Arm - Schrappnellwunden. 

Im Dorfzentrum teilt Schwester Mari­
mer Cepeda ein Haus mit einer anderen 
Nonne vom Herz-Jesu-Orden. Die mexika-

nische Ordensfrau lebt seit drei Jahren in 
Jalapa und ist in der Erwachsenenbildung 
tätig. Sie schilclert: 

"Die vergangenen zwei Monate waren 
sehr schwierig, weil die ·konterrevolutio­
nären Angriffe schlimmer geworden sind. 
Innerhalb der Gemeinde Jalapa gibt es 
111 ·Dörfer und seit November ist unsere 
Gemeinde an verschiedenen Stellen ange­
griffen worden. ln vielen Dörfern sind seit 
Beginn der terroristiscben Aktionen Kon­
terrevolutionäre eingedrungen und haben 
die Dorfvorsteheer - umgebracht. So bei­
spielsweise in Estancia den Companero 
Margarito, in San Pablo war es der Com­
panero Pedro Carazo. Sie haben auch die 
Verantwortlichen für die Bildungspro-



gramme oder Companeros, die in den San­
dinistischen Basiskomitees arbeiten oder 
Sprecher von Dorfgemeinschaften sind, 
ermordet. Damit haben sie in diesen Dör­
fern Panik verbreitet." 

Ein Anschlag am 16. Januar dieses 
Jahres hat die Bewohner von J alapa be­
sonders getroffen. Eine etwa 60-köpfige 
Bande griff Landarbeiter an, die gerade 
auf dem Weg zur Kaffeerote waren. Im 
Kugel- und Gr!lnatenhagel starben zwei 
Kinder, 14 Menschen- wurden zum Teil 
sehr verwundet. Marimer Cepeda erzählt: 

"Ich war tief beeindruckt _in der ver­
gangeneo Woche nach dem Überfall in 
Namasli, bei dem die Kaffeepflücker an-

gegriffen wurden. Sie waren unbewaffnet. 
Und bei dem Überfall wurde die zwölf­
jährige Lupita getötet, zusammen mit 
dem kleinen Pedrito. Heute morgen habe 
ich einen jüngeren Bruder von Lupita ge­
troffen. Er war auf dem Weg zum Kaffee­
pflücken. Die Leute lassen sich einfach 
nicht einschüchtern." 

ln d!'lr Sitzung des Notkomitees, das 
gerade in der katholischen Kirche um die 
Ecke tagt, erfahren wir, warum sich die 
militärischen Aktionen schon seit langem 
auf das Gebiet um J alapa konzentrieren. 
Direkt auf der anderen Seite liegt Trojes, 
einer der wichtigsten Stützpunkte der So­
mozisten. Mindestens 500 Mann haben 

sich hier festgesetzt. Im Notkomitee sind 
Vertreter aller Massenorganisationen und 
der Priester des Ortes. Zu den wichtigsten 
Aufgaben des Gremiums gehört es, die 
Bevölkerung so zu organisieren, daß sie 
sich selbst verteidigen kann. Längst exi­
stiert ein Plan, in dem genau festgelegt ist, 
wer sich bei einem Großangriff um die 
Kinder, das Gesundheitszentrum oder die 
alten Leute kümmert. 

Punkt vier Uhr nachmittags wird unser 
nicaraguanischer -Begleiter unruhig. Er 
drängt zum Aufbruch. Bis die Dunkelheit 
beginnt, müssen wir Ocotal erreichen. Er 
hat Angst, auf dem Schotterweg in einen 
Hinterhalt zu geraten. 

................................... ....... ........... ...... ..... .. .............. .. .................. 
Hinter den Überfällen auf Nicaragua 

steht vor allem die nicaraguensische Exi­
lantenorganisation "Fuerza Democratica 
Nicaraguense", abgekürzt FDN. Die Orga­
nisation hat auch die Verantwortung für 
die jüngste Invasion übernommen, die be­
waffnete Gegner der sandinistischen Re­
volution von Honduras aus gestartet ha­
ben. Bei einer Pressekonferenz am 23. 
März in Bann bekräftigten die beiden 
FON-Führungsmitglieder lndalecio Rodri' 
gzez und Adolfo Calero ihre Entschlos­
senheit, auch weiterhin bewaffnet gegen 
die Regierung in Managua zu kämpfen. 

Konterrevolutionäre kündigen 
militärische Entscheidung an 

"Nicaragua ist ein Land, das von Ku­
baner besetzt ist", so Adolfo Calero in 
Bann. Er fährt fort: "Niemals in der Ge­
schichte Nicaraguas hat es eine so große 
ausländische Invasion gegeben. Die San­
dinisten haben dem nicaraguanischen 
Volk keine andere Alternative gelassen, 
als sich mit Waffen zu verteidigen." 

Dieser"nationale Befreiungskrieg" -,­
wie Calero es nannte - sei erforderlich, 
um die "bewaffnete Minderheit der San-

dinisttm, ihre kubanischen, palästinen­
sischen und 'bulgarischen Wächter sowie 
ihre sowjetischen Herren" zu vertreiben. 

Die beiden distinguiert aussehenden 
Herren, deren Rundreise durch die Bun­
desrepublik von der CSU-nahen "Stiftung 
für Freiheit und Demokratie" in München 
organisiert wurde, kündigten an, daß noch 
in diesem Jahr mit einer militärischen 
Entscheidung zu rechnen sei. 

Adolfo Calero wörtlich: "Noch in die­
sem Jahr werden wir eine Lösung für die 
Probleme in Nicaragua finden. Nicaragua 
wird ein Land sein mit einer Demokratie 
wie der europäischen und der amerikani­
schen. Wir bewaffnen uns und werden 
uns weiter bewaffnen gegen die Aggres­
sion der Sandinisten, die zusammen mit 
Kubanern und anderen Internationalisten 
das nicaraguanische Volk unterdrücken." 

Exil-Nicaraguaner beim militärischen Training: Die Kämpfer sind in ihrer Mehrheit ehe­
malige Angehörige der Nationalgarde Somozas 

' 

Seit wann die FDN existiert, ist nicht 
bekannt. Über ihren Geheimsender "Ra­
. dio 15. September" machte die Gruppe 
zunächst nur verbal Stimmung gegen die 
Sandiniste(l. Erst vor etwa einem Jahr be­
kannte sie sich auch offen zu militäri­
schen Anschlägen. 

Nach außen hin tritt die FDN seriös 
auf. So werden nur Geschäftsleute wie 
Adolfo Calero, früherer Chef der Coca­
Cola Fabrik in Managua oder der ehemali­
ge Vizerektor der zentralamerikanischen 
Universität, lndalecio Rodriguez, nach 
Westeuropa geschickt. Offiziere der Na­
tionalgarde Somozas, wie Enrique Bermu­
dez, die e~:tenfalls der FON-Führung ange­
hören, knüpfen wohl eher die Kontakte 
zu den lateinamerikanischen Militärdikta­
turen. Die Mehrheit der Kämpfer sind 
ebenfalls Ex-Gardisten. 

Die "contras" - wie die Regierungs­
gegner in Nicaragua heißen -sind sowohl 
gut ausgebildet als auch mit genügend 
Waffen ausgerüstet. Sie operieren von 
mindestens zwölf Ausbildungslagern auf 
honduranischer Seite _aus gegen Nicara­
gua. Wer die Rebellen finanziell unter­
stützt und militärisch trainiert, ist schon 
seit langem ein offenes Geheimnis. Kürz­
lich hat auch das konservative US-Maga­
zin "Time" aufgezeigt, wie die Regierung 
Reagan in die Kampfhandlungen der 
Rechtsextremisten verwickelt ist. Laut 
''Time" lenkt ein Stab von Nordamerika­
nern alle militärischen Einsätze. Ihm sol­
len sowohl Fachleute des Geheimdienstes 
CIA als auch Vertreter des Kommandos 
Süd der US-Armee, das in Panama statio­
niert ist, angehören. Nach Informationen 
der Zeitschrift steht der US-Botschafter 
in Honduras, John Negroponte, an der 
Spitze der Operation. 

Bisher haben es sowohl das Außenmi­
nisterium wie auch Präsident Reagan ab­
gelehnt, zu den Vorwürfen von "Time" 
Stellung zu nehmen. 
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Der Große Bruder 
und seine Geschwister, 
der sanfte Weg in den Überwachungsstaat 

Es ist schon zum bitteren Allgemein­
platz geworden, von Orwells Großem Bru­
der zu reden, der bereits vor 1984 das 
Privatleben der Bürger· aushorcht und zu 
kontrollieren sucht. Zu leicht wird da 
über der aktuellen, engagierten Diskussion 
um die Gefährdung der Privatheit der Bür­
ger durch die Volkserfassung (auch wenn 
sie jetzt erst 1984 stattfindet) übersehen, 
wo noch, schleichend, fast unmerklich 
der Rechtsstaat gewendet wird in den 
"starken Staat", schließlich den Überwa­
chungsstaat, dem autonome gesellschaftli­
che, gar individuelle Bewegungen und Re­
gungen schon immer eine Strafsache wa­
ren. 

Es geht mir al so nicht · um die große 
dramatische Spekulation, wie heute -
nach 45 Jahren -eine Reichskristallnacht 
ablaufen würde, in der die SA-Schläger 
ungleich "effizienter" eingesetzt werden 
könnten , wenn alle Adressen jüdischer 
Bürger auf Knopfdruck aus einem Zen­
t ralcomputer selektiert werden könn ten 
- oder die aller Türken, aller Sinti .. . 

Nein, die Entliberalisierung dieser Re­
publik kommt einstweilen nicht in Leder­
stiefeln, sondern auf Samtpfoten daher. 
"Die Datendiktatur wird eine sanfte Dik­
tatur sein, bei der alle ein gutes Gewissen 
haben." (Prof. Steinmüller) 

Es war ja auch alles ganz harmlos, was 
für die jeweiligen Zwecke an personenbe­
zogenen Daten erfaßt wurde, die für staat­
liche Fürsorge (d.h . auch: Abhängigkeit!) 
und Planung benötigt wurden. Bereits 
1976 waren dann in über 200 verschiede­
nen Datenbanken des Staates und in 
schätzungsweise 50 - 500 der Privatwirt­
schaft insgesamt ca. 21 Mrd. Daten ge­
speichert, d.h. ca. 340 pro Bundesbürger 
(heute das Doppelte und Dreifache). Wer 
von uns hat nicht Schwierigkeiten, auch 
nur 34 Daten bei sich zu zählen? Offen­
bar "kennen" Dritte den Bürger besser als 
er sich selbst. Aber es sind verzerrte 
Kenntnisse, die da gespeichert urad verar­
beitet werden, ihres Sinnzusammenhangs 
entkleidet und damit verfälscht, denn die 
Summe statistischer Einzelinformationen 
hat noch nie das Leben eines Menschen 
angemessen beschreiben können. 

Der individualistische Spruch des Bil­
dungsbürgertums "Wissen ist Macht" ist 
heute pure Nostalgie angesichts der tech­
nischen Möglichkeiten der elektronischen 
Datenverarbeitung. "Wissen über Men­
schen ist Macht. Und diese Macht nimmt 
ständig zu - im staatlichen und im wirt-
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Datenbänder in der Verwaltung: "Wissen 
über Menschen ist Macht und bedarf der 
Kontrolle" 

schaftliehen Bereich. Macht aber bedarf 
der Kontrolle." (Helmut Kerscher in der 
Süddeutschen Zeitung). Die Verteidigung 
der Freiheitsrechte des Bürgers gegenüber 
staatlich er und wirtschaftlich er Macht -
wer ist mehr dazu berufen als Liberale 
und Radikaldemokraten? 

Gewiß würde es zu kurz greifen, hier 
lediglich ein rechtsstaatliches Problem zu 
sehen. Tatsächlich (konter-)revolutionie­
ren die Computer-Technik und die neuen 
Medien (sowie ihre neuen/alten, aber brei­
ter gestreuten Inhalte) unser gesamtes Le­
ben in der Arbeits- wie Freizeit; - wenn 
wir uns nicht bereits gegen die kleinen 
Schritte in die falsche Richtung wehren. 

Die neue Qualität des Computers be­
steht darin, die Kommunikationsmedien 
Schrift, Bild und Sprache und ihre Funk­
tionen der Übertragung, Speicherung und 
Vervielfältigung zu verknüpfen mit un­
glaublicher Geschwindigkeit und Präzi­
sion. Wo aber das vom Menschen geschaf­
fene Mittel dem Menschen selbst überle­
gen ist, können Rückwirkungen auf sein 
Bewußtsein und die gesellschaftlichen Or­
ganisationsformen nicht ausbleiben. Wir 
werden zu Videoten in Kabylon, von der 
wachsenden Arbeitslosigkeit bei Ange~ 
stellten und Arbeitern und der "Vereinfa­
chung", d.h. oft Entwertung, bestehender 

Arbeitsplätze zu schweigen. Depressionen 
sind die Zivilisationskrankheiten der Zu­
kunft, wenn der Mensch, mehr noch als 
bisher schon, nur Anhängsel der Maschine · 
ist, und es folgt ein pervertiertes Verhält­
nis der Menschen zum Leben wie zum 
Tod. ln Ländern mit intensivem Fernseh­
konsum frage n Kinder schon, "wer hat 
Opa erschossen", wenn der Großvater 
stirbt; is t das erstaunlich, we nn der Tod 
du rch Erschießen als häufigs te Todesart 
im Fernsehen erscheint? 

J ugendl [ehe und Erwachsene werden 
dann verdatet als Kredit nehrrler, Arbei ts­
loser, Sozia lhilfeempfänger, Kran ker usw. 
und ihre Interessen und Neigungen kön­
nen registr iert werden, wenn über Bil d­
schirmtext der Ko nsum abgewickelt wird . 
" Der Te ilnehmer bekundet bei seinen Ab­
rufen Informat ionswünsche und Interes­
sen, die in ihrer Anhäufung Rückschlüsse 
auf seine Persönl ich ke itsstruktur zul as­
sen", ste ll te der bisherige Bundesbeauf­
tragte fü r den Datenschutz, Prof. Bull , in 
seinem jünsten Tätigkeitsbericht fest. 

Vermeiden kann dies nu r noch der 
Reiche, de r Kreditgeber, Arbeits-, Ge­
sundheits-, Sozialamt usw. nicht braucht. 
Privatheit insgesamt wird zum Privi leg wie 
Privatschule und Privatversicherung. 

Was ist zu tun ? 
1) Wie der bloße Um wel tschutz mit 

der Zunahme der Gefährdungen und 
Schädigungen weiterentwickelt werden 
muß zu r vorsorgenden Ökologiepolitik, so 
muß der Datenschutz erweitert werden 
zur vorsorgenden Datenpolitik. 

Die beste Ökologiepolitik ist jene, die 
. Umweltschäden gar nicht erst entstehen 

läßt; die beste Datenpolitik ist jene, die 
personenbezogene Daten Dritten erst gar 
nicht zur Verfügung stellt, die sie miß­
brauchen können. Datenaskese ist wirksa­
mer als Datenschutz. 

2) Alle personenbezogenen 'Daten sind 
zu schützen, nicht nur in Dateien (wie bis­
her), sondern auch die, die etwa in Akten 
enthalten sind. 

3) Behördliche Vorgänge müssen für 
den Bürger durchsichtig sein und nicht 
der Bürger für die Behörde. Daher brau­
chen ·wir ein lnformationsfreiheitsgesetz, 
das dem Bürger grundsätzlich einen An­
spruch auf Einblick in die Akten sichert. 
Ausnahmen (Geheimhaltung) muß die 
Behörde begründen. 

Der Datenschutzbeauftragte erhält ZL:- . 

gleich das Recht auf unbeschränkten Ein­
blick in die Dateien der Polizei und der 
Nachrichtendienste. 

4) Weitestgehende Dezentralisierung 
der Dateien, gesellschaftliche Kontrolle 
bei Einführung neuer Technologien (mit 
Prüfung ihrer Sozial- und Umweltverträg­

, lichkeit) und ein Schadensersatzanspruch 
des betroffenen Bürgers bei Mißbrauch 
seiner Daten sind unabdingbar. 

Werner Lutz 



---- -----

liberale drucksachen-Herausgeber William Borm: 

Nach ·der Wende 
Liberale Politik in den achtziger Jahren 

Die Würfel sind gefallen: Die Konservativen mit ihrem einflußreichen reaktionären Flü­
gel haben mit den Wirtschaftsliberalen in der FDP, die ihnen in den Sattel geholfen ha­
ben, die Macht in der Bundesrepublik Deutschland legal übertragen bekommen. Die Un­
sicherheit über die wirtschaftliche Entwicklung und das Vorschußversprechen der heuti­
gen Koalition, sie würde die Rezession beenden, sie würde auch die Arbeitslosigkeit er­
heblich mindern können, taten voll ihre Wirkung. Demgegenüber trat die Einsicht ' zu­
rück, daß durch den Machtwechsel sowohl innen- wie außenpolitisch gefährliche Ent­
wicklungen ausgelöst werden würden. 

Innenpolitisch werden law and order, 
werden Befehl und Gehorsam mühsam er­
rungene liberale Freiheiten wieder auslö­
schen. 

Wirtschaftspolitisch wird ein unver­
hüllt praktiziertes Manchestertum die Sze­
ne beherrschen. Einseitig wird der Besitz 
gefördert, den ohnehin sozial Schwäche­
ren dagegen werden ständig weitere Ver­
zichte auferlegt. 

parlamenten vertreten. Diese Makel sind 
nicht zu beseitigen, im Gegenteil, seine 
Partei wird je "länger, je mehr in Mitlei­
denschaft gezogen. Er trägt durch seine 
Machenschaften die Schuld, daß Sozialli­
berale zu tausenden der Partei den Rük­
ken kehren mußten. Daß er jahrzehnte­
lange Freundschaftsbande zerschnitt, 

Außenpolitisch werden die Weltmacht­
interessen der USA endgültig Priorität er­
langen vor den Interessen der Europäer. 
Diese sollten eigentlich wissen, daß bei ei­
nem Krieg zwischen den Weltmächten, 
dessen Ausbruch oder Verhinderung sie 
in keiner Weise beeinflussen können, Eu­
ropa zum Hauptkriegsschauplatz gemacht 
und damit vernichtet würde. ln diesem 
Licht ist auch die harte innenpolitische 
Auseinandersetzung zu sehen über die 
Stationierung weiterer atomarer Massen­
vernichtungsmittel in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Bundesregierung wird 
von den politischen Möglichkeiten der 
Friedenssicherung kaum Gebrauch ma­
chen, sie setzt im Sinne der USA auf Kon~ 
frontation. · Die Vereinbarung zwischen 
den Unionsparteien über die künftige Ge­
staltung der Außenpolitik übertrifft an 
Ungeheuerlichkeit jede Befürchtung. Haß 
und Verblendung haben die Feder ge­
führt. 

Kanzler Kohl und Vize Genscher : Interessenvertretung für Unternehmer und Militär 

Der neue Bundestag 

Das Gesetzgebungsorgan, der Deutsche 
Bundestag, hat sich nicht nur äußerlich, 
sondern auch politisch-inhaltlich geän­
dert. Die CDU ist davon relativ am wenig­
sten betroffen, denn die Richtungskämp­
fe zwischen den reaktionären und libera­
leren Kräften gab es in ihr seit je. Mit Hel- · 
mut Kohl steht ein Mann an der Spitze, 
dem der Wille zum Ausgleich nicht abzu­
sprechen ist. Hat er aber klare Ziele, wird 
er sich durchsetzen können? Die CSU 
bleibt ebenfalls, was sie war, die Partei 
des bayerischen Barock, verkörpert durch 
den Vorsitzenden Strau ß. Dieser aller­
dings mußte Federn lassen. Geblieben 
sind seine Vollmundigkeit und seine 

Drohgebärden, erneut erwiesen hat sich 
seine Abneigung gegen konsequente Ent­
scheidungen und daraus resultierend sein 
schwindender Einfluß auf seine eigene·n 
Parteifreunde, besonders auf die in Bonn. 

Verändert hat. sich die FDP. An ihrer 
Spitze steht ein Mann, dessen schlechter 
Ruf in der -Öffentlichkeit nicht mehr zu 
unterbieten ist. Dessen ungeachtet räumt 
er weder als Vorsitzender seiner Parte i 
noch als Außenminister seine Sessel. Das 
bemerkenswerte Beispiel der Herren Dreg­
ger, Ro nneburger und Gries, die um ihres 
guten Rufs willen zurücktraten, beein­
druckt ihn nicht. Er verlor seine Reputa­
t ion, weil er den Wechsel von einer Koali­
tion in die andere arglistig, heim I ich und 
mit Täuschungsmanövern durchgeführt 
hat. Auch hat er rechtswidrig die innere 
Ordnung ihm nicht genehmer Landesver­
bände der FDP durcheinander gebracht. 
Sie sind nun nicht mehr in ihren Landes-

ficht ihn nicht an. Politisch ist die 
Rumpf-Partei degeneriert zu einer Inter· 
essenlobby für die Wirtschaft, während 
die verbalen Pflichtübungen für liberale 
Grundwerte nicht mehr geblieben sind 
als leere Hülsen. Dazu selbst Dahrendorf, 
der alte und neue "Vordenker": "Das Al ­
lerschlimmste, was Liberale daher tun 
können, ist Interessenpolitik zu betrei­
ben ." Genau das aber tut die FDP! Und 
weiter Dahrendorf: Liberalismus sei stets 
zu unterscheiden von liberalen Parteien. 
ln der Tat: Wäre dem nicht so, wäre das 
Ende des Liberalismus in der Bundesre­
publik Deutschland mit dem erneuten 
Umfall der FDP gekommen. Nach ihrem 
Verkümmern gibt es im Bundestag keine 
liberale Partei mehr, obgleich liberale Po­
litik in der heutigen Zeit der allgegenwär­
tigen Konfrontationen als mäßigendes 
Element mehr als lebensnotwendig wäre. 
Nach altem Muster aber werden neben 
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NACH VORN 

SPD 

Parteitag der SPD: "Bei den 'vaterlandslosen Gesellen' liegt die Wahrung der Substanz 
·unseres Volkes" 

den ersten Schelm laufend weitere Schel­
me gesetzt. Die Folgen tragen die Bürger. 

Die sozialdemokratische . Partei wird 
sich noch geraume Zeit schwer tun. Der 
Verlust der Kanzlerschaft, das Ausschei­
den von Helmut Schmidt aus der Verant­
wortung, der Rücktritt Herbert Wehners, 
das sich zuspitzende Problem des Genera­
tionswechsels, all dies neu . hinzutretend 
zu den überkommenen Richtungskämp­
fen zwischen den konservativen und fort­
schrittlichen Mitgliedern wirkt lähmend 
auf die Tagespolitik zurück. Da aber die 
Sozialde.mokratie die einzige reale Kraft 
ist, die Schlimmes verhüten muß, ist drin­
gend zu wünschen, daß der Klärungspr'o­
zeß schnell und deutlich im fortschrittli­
chen Sinne abgeschlossen wird. Die ato­
mare "Nachrüstung" wird die Geister 
scheiden. Während die Regierungskoali­
tion die Wünsche der USA im Sinne der 
durchzusetzenden Stationierung geradezu 
liebedienerisch-servil fördert, darf gehofft 
werden, daß die SPD sich dagegen ent­
scheiden wird. Damit bekäme'n die außer­
parlamentarischen Friedenskräfte, welche 
den Untergang des deutschen Volkes ver­
hindern wollen, den dringend erforderli­
chen Auftrieb aus dem . Parlament. 1914 
wurden die Sozialdemokraten "vater­
landslose Gesellen" geheißen, heute liegt 
bei ihnen die Wahrung der Substanz un- · 
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seres Volkes! Hinter dieser Kardinalfrage 
tritt alles zurück. 

Die Grünen. Durch ihren Einzug in 
den Bundestag fand das verkrustete 1 ex­
klusive 3-Parteien-System mit der funk­
tionsbedingten überhöhten Bedeutung 
ausgerechnet der kleinsten Partei das 
wohlverdiente Ende. Die Grünen genie­
ßen das Vertrauen derjenigen Bürger, die 
in den im Bundestag bisher vertretenen 
Parteien ein heimliches Kartell vermuten, 
das über alle Gegensätze hinweg im Inter­
esse ihrer Exklusivität zusammenhält. Af­
fären wie Flick gehören dazu und geben 
solcher Vermutung Nahrung. Diese Über­
heblichkeit der Etablierten wurde nach­
gerade unerträglich, die · Wünsche und 
Ängste der Bürger werden hochmütig bei­
seite geschober;. Die Friedensbewegung 
wird noch heute nicht nur nicht ernst ge­
nommen, sie wird als kommunistisch ge­
steuert diffamiert, und es ist nur noch 
eine Zeitfr~ge, wann sie bei uns und in 
den USA (wer zuerst?) zum kriminellen 
Delikt erklärt werden wird. Auch hieraus 
erwachsen den Grünen Anhänger. Die 
Hauptschuld trägt die FDP, denn es ist 
auch für Wirtschaftsliberale Sünde wider 
den Geist, auf die Stimme des Volkes 
leichtfertig nicht zu hören. Wie dem auch 
sei, die Grünen sitzen im Bundestag. ln ih­
rer Hand liegt es, ob sie als heilsame Kraft 

Erstarrungen aufweichen, ob sie unerträg­
liche Kumpaneien aufdecken, ob Käuf­
lichkeit beim Namen genannt wird, kurz­
um, ob bisher Verborgenes ans Licht ge­
bracht wird. Od~r werden die Grüne 
durch Clownereien ihre Chance verspie­
len, zum eigenen Schaden und zum Scha­
den des Parlamentarismus? 

End lich die Liberalen! Im Bundestag 
sind sie nicht vertreten, dennoch sind sie 
als ausgleichendes Element unentbehrlich. 
Die nüchterne Bestandsaufnahm'e zeigt, 
daß sie derzeit atomisiert sind. Es gibt 
die politische Partei der Liberalen Demo­
kraten, es gibt die Liberalen Vereinigun­
gen, es gibt einen Restbestand an Einfluß 
in der FDP, es gibt die Liberalen, die zu 
den Grünen oder die zur SPD übergetre­
ten sind, und es gibt die vielen Liberalen, 
die voller Enttäuschung sich aus der Poli­
tik zurückgezogen haben. Auf Dauer oder 
vorübergehend? Für alle Liberalen bedarf 
es eines Sammelpunktes. Man wird keine 
eigensüchtigen Motive unterstellen kön­
nen, wenn ein'Solcher Sammelpunkt in ei­
ner, wenn auch noch in den Kinderschu­
hen steckenden politischen Partei gesehen 
wird, eben in den Liberalen Demokraten. 
Nur eine Partei ist systemgerecht, auch 
die Grünen mußten sich vor einer Er­
folgsmöglichkeit 1als Partei konstituieren. 
Wie aber können die Liberalen Demokra­
ten politisch ~edeutu ng erlangen? Daß sie 
unentbehrlich,' daß sie unbestechlich sind, 
wissen derzeit sie selbst, aber nur wenige 
Bürger. 

Liberalität und Liberalismus 

Erinnern wir uns an Friedrich Nau­
mann. Auch ihm waren die Schicksale des 
politischen Liberalismus bekannt, auch er 
erlebte das Absinken zur Interessenvertre­
tung einer bestimmten Schicht, auch ihm 
blieben Lüge und Täuschungsmanöver 
nicht erspart. Deshalb forderte er, daß Li­
berale von Zeit zu Zeit sich auf ihre geisti­
gen Grundlagen zurückbesinnen. Er nann­
te es, zu den "Brunnenstuben zurückkeh­
ren", um von da aus geläutert und gekräf­
tigt den Kampf gegen Reaktion und Ei­
gennutz wieder aufzunehmen . ln dieser 
Notwendigkeit, zu den Brunnenstuben 
zurückzukehren, befinden sich die Libera­
len auch heute wieder. Machen wir also 
den VersUch einer solchen Rückbesin­
nung. 

Liberalität ist eine alle Gebiete des 
menschlichen Daseins umfassende geistige 
Haltung. Sie orientiert sich vorzüglich 
nicht an materiellen Interessen. Sie will 
dem eigenverantwortlichen Individuum 
den größtmöglichen Freiraum gegen jede 
Pression sichern, möge sie ausgehen von 
der Staatsgewalt oder von mächtigen ge­
sellschaftlichen Kräften. Die Grenze der 
individuellen Freiheit liegt einmal im Ge­
setz und zum anderen im Freiheitsraum 
des anderen. Liberalität, das ist ein Le-



bensstil, den sie unverwechselbar prägt. 
Daraus ergibt sich: Liberalität ist unteil­
bar und sie ist allumfassend. Gerade hie­
rin liegt der Unterschied zu anderen gei­
stigen Strömungen, hierin liegt auch die 
Kraft begründet. Liberalität ist imma­
nent, nicht gebunden an Zeit, Ort und Be­
gleitumstände. Hervorstechende Kennzei­
chen sind: 
- Toleranz 

Wille und Fähigkeit, die legitimen In­
teressen des anderen zu respektieren, 
deshalb, 
Verzicht auf unbillige Ansinnen und 
Forderungen 
Diskussionsbereitschaft mit dem Ziele, 
Differenzen auf dem Verhandlungswe­
ge zu beseitigen. 
Wille zu eigener Leistung 
WiUe-w r5elbsf Elehauptung 
Liberale sind weder Heloten noch uto­
pische Schwärmer. 

Liberalismus ist die Umsetzung der Li­
beralität in die Praxis unter Berücksichti­
gung der Gegebenheiten von Zeit und 
Ort, von Situation und Gegenkräften. ln 
der vorliegenden Betrachtung auf dem 
Gebiete der Politik. Im Rahmen dieser 
Abhandlung können nur zwei Beispiele, 
allerdings von fundamentaler Bedeutung, 
fragmentarisch aufgegriffen werden. 

Sicherheitspolitik 

Jedem ist das Hemd näher als der 
Rock, will sagen, daß die Arbeitslosigkeit, 
eingetreten oder zu befürchten, das an­
scheinend beherrschende Thema ist. Den­
noch gibt es eine der Arbeitslosigkeit 
übergeordnete Frage: die Aufrechterhal­
tung des Friedens. Das Gebiet des deut­
schen Volkes in Ost und West wäre der 
unvermeidliche Schauplatz eines atoma­
ren Krieges, das würde den Untergang der 
Nation bedeuten. Tote aber haben keine 
Probleme mehr, auch nicht das der Ar­
beitslosigkeit. Voraussetzung allen Ge­
schehens also ist das Überleben! Niemand 
ist daran so existentiell interessiert wie 
wir selber, auch nicht unsere Verbündeten 
im Westen: Das sind die USA, tausende 

. Meilen von Europa entfernt, und die 
Westeuropäer. Die Interessenlagen der 
USA und der Europäer sind unterschied­
lich, ebenso die der Westeuropäer unter­
einander. Eine Tatsache, die von der amt­
lichen Propaganda der Bundesrepublik 
Deutschland bewußt verschwiegen wird. 
Warum? Wer fehl- oder uninformiert ist, 
ist leichter manipulierbar! Die Interessen 
der USA sind die legitimen Interessen ei­
ner Weltmacht, militärisch und ökono­
misch. Ihr weltpolitischer Gegenspieler ist 
die andere Weltmacht, die UdSSR. Hie­
raus ergibt sich ganz natürlich, daß sich 
auf diesen Konkurrenten das Hauptaugen­
merk richtet. 

Die USA können im Eigeninteresse 

West-Europa nicht zum politischen Ein­
flußgebiet, wenn nicht gar zur "Beute" . 
der UdSSR werden lassen. Hierin besteht 
Interessengleichheit mit den Westeuropä­
ern. Aus der Tatsache, daß allein die USA 
über ein Arsenal an Atomwaffen verfügen, . 
das dem der UdSSR ebenbürtig ist, ergibt 
sich die Berechtigung des Militärsystems 
der NATO. Wohlgemerkt, des Militärsy­
stems. Im Laufe der Zeit zunehmend wer­
den im Rahmen der NATO auch politi­
sche Fragen behandelt. Zwar hängen un­
streitig diese beiden Gebiete zusammen, 
entscheidend aber ist, wer bestimmt: die 
Politik oder das Militär. Hier liegen prin­
zipielle Divergenzen. Die Weltmacht USA -
braucht und sucht wegen der machtpoli­
tischen Gegensätze zur UdSSR Bundesge­
nossen. Militärisch, um im Frieden die 

von ihren Bundesgenossen, prinzipiell ein 
Dorn im Auge, je länger, je enger, um so 
mehr. Die Wirtschaftskraft der UdSSR 
und damit ihre militärischen Möglichkei­
ten würden gestärkt, die Europäer könn­
ten auf manchen Gebieten von der 
UdSSR abhängig und damit erpreßbar 
werden, und überhaupt, durch Kontakte 
mit den Sowjets würde die Zuverlässigkeit 
als Partner des westlichen Bündnisses zu­
nehmend in Frage gestellt. jeder möge 
sich erinnern an das Verhalten der USA 
anläßlich des Erdgas-Röhren-Geschäftes. 
Noch anmaßender ist die ZumutÜng, daß 
die Europäer, besonders die Bundesrepub­
lik Deutschland, ihr ökonomisches, finan­
zielles, technologisches Verhalten gegen­
über der UdSSR abhängig machen sollen 
vom globalen "Wohlverhalten" der Sow-

US-Präsident Reagan stellt das alte Schlachtschiff New Jersey wieder in Dienst : "Hang 
zu Abenteuern" 

UdSSR einzukreisen, und im Ernstfall, 
um von dem Territorium der Verbünde­

·ten aus Kriegsschauplätze eröffnen zu 
können. Ganz Europa jedoch bildet in 
der Frage Frieden oder Krieg eine Schick­
salsgemeinschaft, es kann nur gemeinsam 
leben oder gemeinsam untergehen. Auf 
dieser simplen Tatsache beruhen Idee und 
Praxis der Entspannungspolitik in Euro­
pa. Entspannungspolitik erfordert eine 
möglichst enge Verflechtung der Kontra­
henten auf allen Gebieten, mit Ausnahme 
des militärischen. Solche Verflechtung 
dämpft den Hang zu Abenteuern, liegt al ­
so im Interesse Europas. Entspannungspo­
litik ist Friedenssicherung mit politischen 
Mitteln. Anders die USA. Dort ist Ent­
spannungspolitik, territorial betrieben 

jets, was immer das bedeuten mag. Diese 
Forderung wird nachdrücklich wieder­
holt, es verheißt für die Zukunft nichts 
Gutes, daß die konservative Bundesregie­
rung das Ansinnen nicht längst energisch 
zurückgewiesen hat. 

ln Europa gibt es keine unüberbrück­
baren Gegensätze mehr, die Waffenein­
satz rechtfertigen könnten, eingeschlos­
sen das Deutsche Problem. Erforderlich 
sind Geduld und Problembewußtsein, Ge­
walt ist nicht gefragt. Krieg also kann es 
nur geben als Folge einer Aggression oder 
Krieg kann "importiert" werden. Unter 
diesem politischen Aspekt ist auch die 
Auseinandersetzung um zusätzliche ato­
mare Bewaffnung zu sehen. Der ameri­
kanische Präsident sieht im Kommunis-
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mus den Inbegriff alles Bösen auf der 
Welt. Er mag sich im bekannten ameri­
kanischen Sendungsbewußtsein missio­
narisch eifernd beauftragt sehen, diese 
"Wurzel alles Bösen" mit Stumpf und 
Stiel auszurotten. Dazu braucht er An­
griffswaffen, derzeit die Pershing II. Wir 
jedoch brauchen und wollen keine An­
griffswaffen, wir wollen uns ausreichend 
mit wirkungsvollen Abwehrwaffen nicht 
atomaren Charakters verteidigen können. 
Die uns zugemuteten, neuen atomaren 
Angriffswaffen lehnen wir deshalb auf un­
serem Territorium sowohl als Eigenbesitz 
als auch im fremden Besitz ab. 

Endlich: Es wird sorgsam verschwie­
gen, daß über den Einsatz der Atomwaf­
fen einzig und allein der amerikanische 
Präsident entscheidet! Unsere Regierung 
hat keinerlei Mitspracherecht, sie strebt es · 
nicht einmal an. Damit liegt die Entschei­
dung über Leben und Tod aller Deutschen 
in fremden Händen. Unsere Minister 
schwören, daß sie Schaden von unserem 
Volke abwenden werden. Gibt es eine 
größere Gefahr, als daß Fremde nach ih- . 
ren Interessen über unser Schicksal ent­
scheiden können? Es ist unvorstellbar, 
unsere Regier_ung aber fördert diese Unge­
heuer! ichkeit! 

Wir halten für bedeutsam, daß die poli­
tischen Motivationen dargelegt werden, 
aufgrund derer weitere Atomwaffen in 
die Bundesrepublik Deutschland ver­
_bracht werden sollen und warum das ab­
zulehnen ist. Die militärfachliche Ausein­
andersetzung mit dem Abwägen der bei­
derseits verfügbaren Potentiale gegenein­
ander ist demgegenüber zweitrangig, sie 

verstellt zudem den Blick für die Angel­
punkte. 

II 
Arbeitsmangel 

Im System der Marktwirtschaft wech­
seln zyklisch Boom und Baisse, das be-· 
deutet parallel dazu, zeitweiligen Mangel 
an Arbeitskräften wechselnd mit Arbeits­
losigKeit. Die derzeit in den klassischen 
Industrieländern herrschende Massenar­
beitslosigkeit ist in Verbreitung, Intensi­
tät und Dauer für die Zeit nach 1945 oh­
ne Beispiel. Daß im damaligen Gesamt­
deutschland Anfang der dreißiger Jahre 
mit weit über sechs Millionen Arbeitslo­
sen ein Hitler an die Macht kommen 
konnte, darf nie vergessen werden. 

Worauf sind unsere zweieinhalb Millio­
nen Arbeitslose zurückzuführen, was muß . 
geschehen, um Arbeitsplätze bereitzustel­
len, kann ein einzelner Staat noch für sich 
Abhilfe schaffen, was könnte oder sollte 
international geschehen? 

Es wäre zu billig, die Arbeitslosigkeit 
in der Bundesrepublik Deutschland mit 
der Tatsache zu begründen, daß in allen 
Industriestaaten Rezession herrscht, also 
auch bei uns. Es ist vielmehr nach den 
Gründen der weltweiten Arbeitslosigkeit 
zu fragen. · 

Die wirtschaftliche Verflechtung ist re­
gional derart eng geworden, daß die natio­
nalen Wirtschaften wesentlich nur noch 
als Glieder einer größeren Gemeinschaft 
- bei uns die EG - zu begreifen sind. 
Dieser neuen Tatsache wird keineswegs 
genügend Rechnung getragen. Obgleich 
sich der Gedanke aufd rängt, einem in-

ternational auftretenden Übel mit inter­
national abgestimmten Maßnahmen ent­
gegenzuwirken, gibt es trotz aller Ver­
träge, trotz gegenseitiger- Erfahrungen, 
kaum aufeinander abgestimmte Maßnah­
men zur Behebung der Rezession. Noch 
handelt jeder isoliert. Ein schlechtes Bei­
spiel geben die USA, wo man viel zu lange 
die Zügel schleifen ließ. Das überhöhte 
Zinsniveau und die wuchernde Inflation 
in der leistungsstärksten Volkswirtschaft 
des Westens sind nun einmal -nicht durch 
schöne Reden· des Präsidenten, die noch 
dazu widersprüchlich sind, zu beheben. 

Die Feststellung, daß es keine geeigne­
ten international aufeinander abgestimm­
ten Gegenmaß11ahmen gibt, sagt allerdings 
noch nichts aus über die Ursachen der Mi ­
sere. Die Gründe sind mannigfaltig. 

1. Mit Langzeitwirkung kann der weit­
überwiegende Teil der Menschheit wegen 
Rückständigkeit und Armut nicht gleich­
berechtigt am Welthandel teilnehmen. 
Was gemeinhin als Entwicklungshilfe be­
zeichnet wird, ist unzureichend, oft kann 
noch .- nicht einmal die Selbstversorgung 
erreicht werden. Gefragt sind allerdings 
billige Arbeitskräfte zur Herstellung von 
Stapelware, wodurch in den Industrielän­
dern mit ihren wesentlich höheren Pro­
duktionskosten zu hundertausenden Ar­
beitskräfte beschäftigungslos werden. Po­
litisch ist die Kolonialzeit vorbei, wirt­
schaftlich leben ihre Methoden fort. 
Obendrein möchten die Herren Strauß 
und seine in- und ausländischen Gesin­
nungsgenossen die karge Entwicklungshil­
fe noch nach Auswahl verteilen, je nach­
dem, ob die Empfänger sich politisch 

Es war einmal: Genscher, Oxfort und Mischnick gratulieren W. Borm zu s~inem 80. Geburtstag (2.v.l. Frau Borm) 
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Ziegelproduktion im Sudan: "Die Beseitigung des N ord-Süd-Gefä!les fordert die Mensch­
heit heraus" 

nach Osten oder nach Westen. orientieren. 
Daß die industrialisierten sozialistischen 
Länder wirtschaftliche Entwicklungshilfe 
kaum leisten, daß sie dagegen Waffen lie­
fern, kann die Dritte Weit ebensowenig an 
den Welthandel heranführen. 

2. ln diesem Zusammenhang muß da­
rauf hingewiesen werden, daß es auch 
wirtschaftliche Bedeutung hat, wenn die 
USA die Ausweitur:Jg der intereuropäi­
schen Handelsbeziehungen zwischen West 
und Ost in möglichst engen Grenzen hal: 
ten, wenn nicht gar unterbinden möch­
ten. jedes nicht zustande gekommene Ge­
schäft verringert den Bedarf an Arbeits­
kräften. Unbehinderter freier Welthandel 
also nur dort, wo es den USA in das ego­
zentrische Weltmachtkonzept paßt? 

3. So richtig es ist, daß in jedem 
marktwirtschaftlich orientierten System 
die Unternehmerische Initiative ein we­
sentlicher Faktor für den Bedarf an Ar­
beitskräften ist, so falsch ist es, wenn man · 
die Verantwortung für ausreichende Ar· 
beitsmöglichkeiten den Unternehmern 
aufbürden wollte. Privates Unternehmer­
tum ist keine soziale Wohltätigkeitsinsti­
tution. Arbeit ist ein gesellschaftlicher 
Faktor, kein privatwirtschaftlicher! Den­
noch haben Fehler in der Geschäftsfüh­
rung gesellschaftliche Bedeutung. Zusam­
menbrüche von Unternehmen, bereits ih­
re Zahlungsschwierigkeiten, führen zur 
Entlassung von Arbeitskräften und damit 
zur Belastung der Gesellschaft. Mißmana­
gement ist also ein gewichtiger Grund für 
Arbeitslosigkeit. Das wirft die Frage auf, 
ob Verluste sozialisiert werden dürfen. Ist 
es richtig, daß in einer kranken Firma, 
nachdem sie durch Staatsbürgschaften, 
Kredite oder verlorene Zuschüsse "sa­
nier" wurde, nun der Staat die neu ge­
polsterten Sessel den privaten Managern 
wieder allein überläßt? Sollte er nicht 
mindestens für geraume Zeit maßgeben-

den Einfluß behalten? Sollten nicht eben­
so die in ersten Linie Leidtragenden, die 
Mitarbeiter, grundsätzlichen Einfluß neh­
men dürfen? 

Staat und Privatwirtschaft tragen nicht 
selten gemeinsam Verantwortung. Auch 
der Staat ist nicht unfehlbar. Insofern wä­
re die allgemeine Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel kein Allheilmittel. 
Vielleicht gäbe es sichtbar keine Arbeits­
losen, andere Begleiterscheinungen wie 
überwuchernde Bürokratie und Waren­
mangel sind nicht weniger schlimm. 

Waren die Branchenkrisen in der Stahl­
industrie oder beim Schiffbau nicht schon 
jahrelang vorausschaubar? Warum sind 
wir technologisch, etwa auf dem neuen 
Gebiet der Elektronik, weit zurückgefal­
len? Zu rechter Zeit versäumter Einstieg 
in zukunftsträchtige Industrien schafft 
die Arbeitslosigkeit von morgen. Verall­
gemeinert: Erfolge von gestern, "Wirt­
schaftswunder" genannt, sind keine Ga­
rantie für die Zukunft. Die wachsende 
Globalität allen Geschehens, auch des 
wirtschaftlichen, zwingt ständig zu ein­
schneidendem StrukturwandeL Einige 
Multis haben das erkannt, aber um deren 
Wohl und Wehe geht es nicht. Die Masse 
der nationalen Unternehmen kann gar 
nicht über den Tellerrand schauen, dafür 
haben sie keine Organe. Sie dazu befä­
higen, ist eine zentrale Aufgabe der 
zuständigen staatlichen Organe unter 
ständiger Einschaltung der Selbstverwal­
tungsgremien der Wirtschaft einschließ­
lich derer der Arbeitnehmer. 

An dieser zentralen und existentiellen 
Aufgabe sind die Pläne zur Behebung der 
Arbeitslosigkeit von heute zu messen. Die 
Unternehmer sollen durch allerlei Mittel 
zu Investitionen angereizt werden. Durch 
kostspielige Arbeitsprogramme soll nach 
anderer Ansicht Abhilfe geschaffen wer­
den. Beiden Plänen gemeinsam ist Kurz-

atmigkeit. Ein Unternehmer wird trotz 
aller Anreize erst dann investieren, wenn 
sein Produkt Absatz finden kann. Hier 
liegt die Entscheidung. Es ist bekannt, 
daß heute über 50 % aller Investitionen 
der Rationalisierung dienen, also der Ein­
sparung von Arbeitsplätzen, daß weitere 
25 % für Ersatzbeschaffungen und daß 
nur ca. 19 % für Erweiterungen vorgese­
hen sind. 

Zu fragen ist: Woher kommen die 
Mittel für Arbeitsbeschaffungsprogramme 
langfristig? Einmalig wäre keine Dauerlö­
sung. Weiter ist zu fragen: Hält der Bun­
deswirtschaftsminister Methoden des 

Fließband bei AEG: "Sollten die Mitar­
beiter nicht grundsätziichen Einfluß neh­
men dürfen?" 

Manchestertums wirklich für geboten? 
Wir sind überzeugt, daß gegen Ende des 
20. Jahrhunderts die einseitige Bevorzu­
gung des Besitzes an die demokratische 
Substanz rührt und damit den Staat ge­
fährdet. 

4. Ein weiterer Grund für die langdau­
ernde internationale Massenarbeitslosig­
keit liegt in der ständigen gigantischen 
Fehlinvestition von Produktivkräften je­
der Art in die Rüstung, von Menschen, 
Geist und Kapital. Besonders hier gehen 
wiederum die USA mit schlechtem Bei­
spiel voran. Daß die europäischen Verbün­
deten kritiklos mitziehen, liegt nicht al­
lein am Interesse der Kriegsindustrie am 
Geschäft. Hier liegen allgemeinpolitische 
Gründe vor. Es ist unvertretbar, daß das 
Zusammenleben der Völker gestört wird 
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Automobilfertigung in den USA: "Die Automation gibt dem Faktor Arbeit ein von 
Grund auf anderes Gesicht" 

durch die ständig gleichbleibende, wir­
kungsvolle, Angst verbreitende Sugge- · 
stion, der Kommunismus sei ein blutrün­
stiger, raubgieriger Vampir, dessen man 
sich nur durch Kanonen erwehren könne. 
Dies liegt allein im Interesse derjenigen, 
die ihre Macht ungehindert und schran­
kenlos ausüben möchten. Was hier an Mit­
teln sinnlos investiert wird, fehlt, wo es 
sinnvoll eingesetzt werden müßte, in der 
Beseitigung des sozialen Nord-Süd-Gefäl­
les, jerier j ahrhundertaufgabe, die, wenn 
sie ungelöst bliebe, die Welt erschüttern 
wird. Ihre Lösung fordert die Menschheit 
heraus, vertreten durch die UNO. Diese 
verweigert sich, obgleich damit Arbeits­
plätze allerorts und für viele Jahrzehnte 
geschaffen wären. Der Ost-West-Gegen­
satz, das Streben nach Alleinherrschaft 
über die Welt behält Vorrang. Ob die Eu­
ropäer dem je Rechnung tragen werden? 

ln der Bundesrepublik Deutschland 
heißt die Wunderdroge, welche der Ar­
beitslosigkeit ein Ende setzen soll, Wachs­
tum. Besonders originell ist dieser Einfall 
gerade nicht, denn alles was lebt, will 
wachsen. Die lautstarken Propagandisten 
des Wachstums der Volkswirtschaft, Ma­
nagerprofis und jene famosen Wirtschafts­
bürokraten wollen nicht wahrhaben, daß 
jedes Wachstuni endlich ist. Die eigene 
Macht allerdings bleibt bei hohem Wachs­
tum unangetastet, Fehler können leichter 
vertuscht werden, Kritik kommt kaum 
auf, überhaupt, es lebt sich leichter auf 
Kosten anderer, diesmal auf Kosten der 
nachfolgenden Generationen .. Die Zahl 
der ernstzunehmenden Wissenschaftler 
und Ökonomen steigt trotzdem an, für 
die die Grenzmöglichkeiten des Wachs­
tums gekommen, wenn nicht sogar schon 
überschritten sind. Der Wettlauf mit der 

Rationalisierung entsteht, kann durch 
Wachstum allein ohnehin nicht gewon­
nen werden. Vorsorge für die Zukunft, 
auch das ist liberales Gedankengut. 

5. Wir erinnern uns: Über 50 % der 
Investitionen haben Rationalisierung 
zum - Ziel. Das hat nichts mehr mit 
Schwankungen der Konjunktur zu tun. 
Es entsteht ein unausweichliches Zu­
kunftsproblem, welches dem Faktor 
Arbeit, diesem gesellschaftlich bedeut­
samsten Gebiet, von Grund auf ein an­
deres Gesicht geben wird. Der mensch­
liche Geist emanzipiert durch weitest­
gehende Automatisierung der Produk­
tion, der Verwaltung, der Dienstleistung 

_schleichend, aber unaufhaltsam zuneh- Otto Graf Lambsdorff: "lautstarker Pro-
rnenden Arbeitslosigkeit, welche durch pagandist des Wachstums" 
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die Gattung Mensch von der Arbeit als 
Fron, die wir von der Bibel her kennen 
bis hin zu Karl Marx. Die damit verbun­
denen gesellschaftlichen Umwälzungen 
sind heute nicht im entferntesten zu er-

. messen . Ohne in sinnlose Phantasien ab­
zugleiten, scheint sicher zu sein, daß die 
Befähigung zu sinnvoller Gestaltung der 
reichlich anfallenden Freizeit ein her­
vorstechendes gesellschaftlich es Problem 
werden wird. 

-Die heutige j ugend wird in Umrissen 
später einiges bereits erkennen, tlie Voll­
endung wird nicht im Zeitmaß von Jahr­
zehnten zu messen sein. Die heutigen 
Entwicklungsländer werden, ihren Eigen­
arten gemäß, an den kommenden gesell­
schaftlichen Umwälzungen teilhaben. 
Auch dies sollte frühzeitig in Rechnung 
gestellt werden. 

6. Diese marginalen Voraussagen einer 
mutmaßlichen Zukunft mindern die Mas­
senarbeitslosigkeit von heute zwar nicht 
um einen einzigen Menschen, wohl aber 
können und sollen sie aufzeigen, daß man 
auch die fernere Zukunft in alle heutigen 
Maßnahmen zur Behebung der Arbeitslo­
sigkeit einbeziehen muß. Dies erscheint 
ebenso wichtig wie die Erkenntnis der Ur­
sachen der Arbeitslosigkeit von heute. 
Niemand darf dabei dem anderen deR 
Schwarzen Peter zuweisen wollen, die Re­
gierenden von heute und gestern einander 
nicht, auch nicht Arbeitgeber und Ge­
werkschaften. Vorgeschlagene Sofortmaß­
nahmen mögen· erprobt werden, soweit 
sie sich nicht nur an den Symptone'n 
orientieren. Was immer geschieht, es muß 
zukunftsorientiert und damit langfristig 
angelegt sein. 

. Schi ußbemerkung 

Der Friede ist bedroht. Militärisch 
durch das Vorhandensein und den mögli­
chen Einsatz von Massenvernichtungsmit­
teln zur Durchsetzung konkurrierender 
Monopolansprüche auf Weltherrschaft. 
Das ist nicht das Geschäft der Europäer 
und danach müssen sie im Interesse des ei­
genen Überlebens handeln. Die zweite Be­
drohung liegt in der sozialen Konfronta­
tion zwischen Nord und Süd, zwischen 
Armut und Reichtum. Innenpolitisch 
kann der Friede beeinträchtigt werden 
durch das Mißverhältnis zwischen den we­
nigen durch Besitz Verfügungsberechtig­
ten und der Masse der von ihnen Abhän­
gigen, die ohne Einflußmöglichkeit in er­
ster Linie für Fehlverhalten die Folgen 
tragen. 

Konservative geben nie rechtzeitig und 
freiwillig auch nur einen Zipfel von Besitz 
und Macht her, eher verlieren sie später 
alles. 

Liberale stellen sie vorurteilslos den 
sich ständig wandelnden Problemen . Ihre 
Zahl ist klein und Vernunft ist rar. Eines 
aber bleibt ihnen: der Wille zum dennoch. 



ld-Herausgeber und FDP-Bundesvorstandsmitglied Wolfgang Lüder: 

,,Die FDP lebt nicht vom Nein allein'' 
Ansätze zur Positionsbestimmung 

"Nachdenken über ein Grundprinzip" setzte "Der Monat" als Untertit~l, als er sein 280. 
Heft mit der · Frage aufmachte: "Wie tot ist der Liberalismus?" Nachdenken über ein 

dem Wähler ·ihre Kompetenz glaubwürdig 
nachweisen. Sie muß eine eigenständige, 
unverwechselbare und unersetzbare Rolle 
im politischen Spektrum besitzen und be· 
setzen. Damit sind wir wieder bei dem 
"Nachdenken über ein Grundprinzip". 

·Grundprinzip - das ist in der Tat die vordringliche Aufgabe für die Liberalen, insbeson· 
dere für die in der FDP organisierten Liberalen. Mit 7% Zweitstimmen hat die FDP am 
6. März zwar nicht nur den Einzug in den 10. Deutschen Bundestag glatt geschafft. Die 
Dritte Partei blieb auch dritte Partei. Die Erststimmen aber blieben auf der St recke. 

Der Wähler wollte die liberale Partei 
auch {oder gerade?) nach der Wende des 
Jahres 1980 im Bundestag vertreten se­
hen. Der liberale Einfluß auf die Bundes­
regierung und in ihr sollte bestehen blei­
ben. Korrektiv, Bremse, Motor der Regie­
rungspolitik - diese Aufgaben sollte die 
FDP, je nach Standort mit unterschiedli­
chem Schlagwort versehen, weiter wahr­
nehmen. 

Die funktionale Aufgabe der Partei 
wurde vom Wähler bestätigt: eine Innen­
politik links von Zimmermann, Genschers 
Außenpolitik in Kohls Worten, eine So­
zialpolitik rechts von Blüm. So etwa müß- · 
te das ideale Wunschbild des FDP-Wählers 
1983 umschrieben werden. 

Die FDP-Führung ist in den Koalitions­
verhandlungen diesem Wählerwunsch ge­
recht geworden. Die Regierungserklärung 
von Bundeskanzler Kohl wird dies deut­
lich machen. Die FDP-Führung hat in den 
Koalitonsvereinbarungen flir die Partei so­
gar noch mehr erreicht. Sie hat die zum 
Teil maßlosen Versuche der CSU, insbe­
sondere zur Veränderung der Außen- und 
Innenpolitik der Bundesrepublik klar und 
konsequent zurückgewiesen. Man muß 
sich nur einmal verdeutlichen, wie ein 
Koalitionsabkommen zwischen CDU und 
CSU auf diese11 sensiblen Feldern deut­
scher Politik aussähe, wenn diesen bei­
den Parteien die absolute Mehrheit vom 
Wähler beschert worden wäre. Der Wi­
derstand der FDP gegen Einschränkun­
gen des Demonstrationsrechts, der bei­
spielhaft am Thema Vermummungsver­
bot deutlich wird, macht dies deutlich. 
Andere Punkte kommen hinzu. Die Kon­
tinuität der aus der sozialliberalen Koali­
tion übernommenen Außen- und Deutsch­
landpolitik kommt in der Person des Au­
ßenministe(s zum· Ausdruck. Einzelne 
Programmpositionen in anderen Politik­
bereichen der FDP wurden in die Regie· 
rungsarbeit aufgenommen. Dies alles -
und manches mehr - soll anerkannt wer­
den. 

Trotzdem habe ich gegen die Koali­
tionsvereinbarung gestimmt, da mir dies 
alles nicht reicht. Die liberale Hand­
schrift, wie sie im Freiburger Wahlpro­
gramm der FDP zusammengefaßt ist, wird 

Wolfgang Lüder auf dem Bochumer Kongreß: "Ich habe gegen die Koalitonsvereinba-
rung gestimmt, weil die liberale Handschrift nicht hinreichend deutlich wird" . 

mir nicht hinreichend deutlich. So sehr Der Wähler muß wieder wissen, warum 
ich die klare Absage an Positionen der er eigentlich ausgerechnet FDP wählen 
CSU respektiere und den Kampf darum soll. Dazu reicht der fast abgegriffene Ruf 
anerkenne: Die FDP lebt nicht vom Nein nach "Freiburg, Freiburg" nicht aus. So 
allein. wichtig das Freiburger Programm von 

Die E;ntscheidungen sind gefallen. Die 1971 für die FDP war, so wichtig insbe-
FDP hat ihre Rolle in der Koalition der sondere die durch das Freiburger Pro-
rechten Mitte angenommen. Vor der Par- gramm vollzogene Öffnung zum sozialen 
tei liegt nun eine dreifache Aufgabe: Sie Liberalismus war, so notwendig ist das 
muß dazu beitragen, daß die von ihr ge- Nachdenken über liberale Lösungen neuer 
wollte und mitgetragene Koalition zum Fragestellungen. Das Freiburger Pro-
Erfolg,geführt werden wird. Daran sollten gramm war ein Programm für die 70er 
auch die Kritiker der Koalitionsentschei- Jahre. Soweit es nicht erfüllt worden ist, 

. dung mitwirken. kann es in den 80er Jahren nicht schlicht 
Zweitens aber gilt es, die vor uns lie- wieder vorgelegt werden: Es muß weiter· 

genden Landtagswahlen zu bestehen. Die entwickelt werden. Wichtiger aber noch 
Wahlergebnisse von Rheinland-Pfalz und ist, daß auf heutige Fragestellungen Ant-
Schleswig-Fiolstein schrecken. Noch nie worten aus liberalem Verständnis gegeben 
war die Divergenz zwischen Funktions- werden. 
wählern un.d Bekenntniswählern s_o stark. Kari·Hermann Flach hat einmal ge-
Die FDP braucht wieder Wähler, die sich schrieben: "Wir würden versagen, wenn 
zu ihr bekennen. Das fuhrt 'zur dritten wir die Probleme des ausgehenden 20. 
Aufgabe der Partei, die den beiden ande· und kommenden 21. Jahrhunderts mit 
renvorgelagert ist. den Vorstellungen des 19. Jahrhunderts 

Drittens nämlich muß die Partei ihren lösen wollten. Aus der Tradition beziehen 
Standort im Parteiensystem der Bundes- wir die unwandelbaren liberalen Werte 
republik Deutschland neu definieren und "Freiheit der Persönlichkeit" und "Wah· 
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rung der Würde des Menschen". Sie in ei­
ner neuen Zeit unter neuen technischen 
und gesellschaftlichen Bedingungen für 
möglichst viele Menschen zu erhalten und 
auszubauen, ist das Ziel unserer politi­
schen Arbeit." Hätte Karl Hermann Flach 
z.B. die weitere Entwicklung der Technik 
in der zweiten Hälfte der 70er Jahre noch 
miterlebt, hätte er sicherlich als dritten · 
unwandelbaren liberalen Wert die "Erhal­
tung uneingeschränkter Rechtsstaatlich­
keit'' hinzugefügt. 

Das Grundprinzip des Liberalismus, 
die drei hier genannten Werte, zeigen 
Grundlage und Grenze dessen auf, was 
politisch bewältigt werden muß. Liberale 
sind eher als andere berufen, die Heraus­
forderungen der Zeit 'früh anzunehmen 
und ihnen den notwendigen politischen 
Rahmen zu setzen. Gerade weil Liberale 
wenige, aber wichtige Grundwerte haben, 
weil wir weder politische Testamentsvoll­
strecker des 19. Jahrhunderts noch politi­
sche Exegeten des Konservatismus sind, 
haben sie eher die Kraft und schneller die 
Fähigkeit, die jeweiligen Herausforderun­
gen der Zeit agierend und nicht bloß rea­
gierend politisch umzusetzen. Sie müssen 
es nur wollen. 

ln den 50er Jahren hat die FDP dies 
gewollt, als sie sich an die Spitze einer 
marktwirtschaftliehen Politik setzte. En­
de der 60er 'Jahre hat die FDP dies ge-

EDP. 
Die Liberalen 

J 
5 

FDP-Parteitag Berlin: "Programmatik und 
Handeln müssen in Einklang stehen" 

wollt, als sie sich den Herausforderungen 
der Studentenrevolte öffnete. ln den 70er 
Jahren hat die FDP dies gewollt, als sie 
zunächst Motor, später Wahrer der Ostpo­
litik wurde. Auch ist es kein Zufall, daß 
die FDP Anfang der 70er Jahre die erste 
Partei war, die ein umfassendes Umwelt­
schutzprogramm entwickelte, das ihre Mi­
nister dann auch in die Tat umsetzten. 

Aus der Bestätigung der Richtigkeit 
früherer politischer Entscheidungen aber 
gewinnt die Partei weder nach innen noch 
dem Wähler gegenüber die Legitimation 
für den neuen Auftrag zum Weiterma-
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Bundes-Datenschützer Bull: "Die durch die neue Technik potenzierten Gefahren des Da­
tenmißbrauchs verlangen konsequente und kontrollierbare Datenschutzregelungen" 

chen. Erststimmen erringt die FDP nur, 
wenn sie permanent ihren Grundgedan­
ken verpflicht~t handelt. Nicht der Rück­
blick auf frühere, richtige Entscheidungen 
rechtfertigt sie, sondern allein die heutige 
Anwendung ihrer Grundpositionen. Dabei 
muß programmatische Entwicklung der 
Partei und pragmatisches Handeln ihrer 
Vertreter im Einklang stehen, und zwar 
so, daß der Wähler dies auch bemerkt. 

Die Erststimmen-Ergebnisse der Lanrl­
tagswahlen zeigen, daß der Wähler der 
FDP diese Kompetenz nicht zutraut. Des-. 
wegen muß sie sich bemühen, sie wieder 
zu erringen. Nur um der Funktion des 
Bremsers oder Motors in einer Koaliton 
willen kann die FDP auf Dauer nicht exi­
stieren. Sie muß, und sei es auch nur bei­
spielhaft, ihre Kompetenz nachweisen. 

Friedrich Naumann hat um die Jahr­
hundertwende kritisch davor gewarnt, 
daß Liberale ihr Ohr vom Volk abwen­
den. ln seinem Festvortrag anläßlich der 
50. Wiederkehr des 30. Januar 1933 vor 
dem Bundesparteitag der FDP forderte 
KlaUs Scholder unter dem · Beifall des 
Parteitages eine stärkere Öffnung der Par­
tei zum Bürger. Das Verständnis für die 
heutigen Fragen würde dadurch sicherlich 
verbessert. 

Eines der Themen, deren sich Liberale 
annehmen müssen und das hier beispiel­
haft genannt wird, liegt auf der Hand: Die 
Entwicklung der Technik bringt Probleme 
mit sich, die weder von grünen Maschi­
nenstürmern noch durch bürokratisch­
sozialdemokratische Reglementierungen 
oder bloßen christdemokratisch-reagieren~ 
den Rückblick gelöst werden können. Das 
zeigt besonders die Datentechnik. 

Arbeitsplatzprobleme und Fragen der 
Wirtschaftspolitik werden hier ebenso 
aufgeworfen wie die des nationalen und 
internationalen Datenschutzes. Wir brau­
chen Lösungsvorschläge der Liberalen, die 

sich der durch die Chip-Technik gegebe­
nen neuen Arbeitsplatzproblematik an-
nehmen. · 

Die Auswirkungen auf die Arbeitsver­
teilung, die die neue Technik mit sich 
bringt, sind noch nicht einmal in Ansatz­
punkten besprochen. Die Stellung der 
deutschen Wirtschaft im internationalen 
Wettbewerb ist erst ansatzweise ·behan­
delt. Die durch die moderne Technik po­
tenzierten Gefahren des Datenmiß­
brauchs verlangen konsequente und kon­
trollierbare Datenschutzregelungen in Ge­
setz und Praxis. Das Feld des internatio­
nalen Datenaustausches und des -miß­
brauches liegt noch völlig brach. 

Die neue Technik hat Auswirkungen 
in viele Bereiche, in mehr, als bisher be­
handelt worden ist: Ein Beispiel von vie­
len ist die Verwaltung. Ist es wirklich 
richtig, daß mit den Strukturen der Ver­
waltung des 19. Jahrhunderts, den Besol­
dungsregelungen der Weimarer Republik 
und dem sozialen Besitzstand, wie er sich 
in den Wohlstandswachstumszeiten der 
Bundesrepublik entwickelt hat, der Staat 

· die vor uns liegenden Probleme lösen 
kann? Brauchen wir nicht neue Lösungs­
ansätze, die sich an den drei Kriterien der 
Liberalen orientieren und nicht an vorder­
gründigen Opportunitätserwägungen oder 
veralteten administrativen .Lösungsansät­
zen? 
· Dies ist nur ein Beispielsfeld für Aufga­
ben, deren sich die FDP annehmen kann 
und muß. Es ist zugleich ein Beispielsfeld, 
bei dem nur die FDP Lösungen finden 
kann, die weiterführen und zugleich die 
Rechte der Bürger respektieren. 

Die FDP muß daran arbeiten, dem 
Bürger deutlich zu machen, daß sie und 
nur sie Antworten auf die jeweils vor uns 
liegenden Fragen findet, die langfristig in 
seinem Interesse liegen. 

Die FDP hat im letzten Jahre maßgeb­
lich auf den Koalitionswechsel in Bonn 



hingewirkt. Auch diejenigen, die dieses 
für politisch falsch hielten, dürfen die 
grundsätzliche Aufgabenstellung der Par­
tei für einen derartigen Wechsel nicht in 
Frage stellen. Das zweite Kabinett Kohl 
ist vom Bundestag bestätigt. Vielleicht 
wird es auch ein drittes Kabinett Kohl ge­
ben. Demokratie aber heißt Herrschaft 
auf Zeit. Diejenigen, die den Wechsel im 
letzten Jahr herbeigeführt haben, und die­
jenigen, die ihn gutgeheißen haben, wer-

. den eines Tages an ihren eigenen Argu­
menten gemessen werden, wenn es gilt, 
wiederum einen Wechsel herbeizuführen. 

Als die FDP in der Bundesrepublik 
gegründet wurde, waren viele bestrebt, 
gerade durch Gründung nur einer libera­
len Partei in der Bundesrepublik Deutsch-

Plakat der DVP ~ Nach Weimar das Experi­
ment einer einzigen liberalen Partei 

land die in der Weimarer Republik und 
in der . Kaiserzeit auseinanderstrebenden 
liberalen Kräfte in einer Partei zusammen­
zufassen. Auch wenn es im Laufe der J ah­
re immer wieder Abspaltungen von der 
FDP gab, so blieb das Experiment einer 
einzigen liberalen Partei weit über dreißig 
Jahre hinweg erfolgreich. 

Das setzte und setzt zugleich voraus, 
daß jeweils Kräfte in der Minderheit sind, 
die den Mehrheitskurs nicht stützen. Das 
geht nur, wenn zwei Voraussetzungen be­
stehen: Die Mehrheit respektiert die ab­
weichende politische Auffassung der Min­
derheit, und die Minderheit bleibt in der 
Partei in der Erwartung, zu einem späte­
ren Zeitpunkt wieder die Mehrheit wer­
den zu können. Die FDP hat damit das 
parlamentarische System von Mehrheit 
und Minderheit in ihr eigenes Parteiprofil 
übernommen. Vertreter von Mehrheit und 
Minderheit in der FDP haben dies über 
alle Jahre und Entwicklungen hinweg ak­
zeptiert. Beide Seiten wußten jeweils, daß 
sie aus diesem Prinzip Vorteil ziehen. Sie 
sollten sich dessen bewußt bleiben. 

·------··· - ----

,,Liberal heißt i111 li.beralen 
Sinne nicht nur liberal'' 
Jugendredakteure im Thomas-Dehler-Haus 

,Am 20. März fand in Bonn ein Seminar der seit zwei Jahren existierenden "Initiative 
Jugendpresse" zum Thema "Jugend und Staat" statt. Neben Gesprächen mit Repräsen­
tanten der im Bundestag vertretenen Parteien standen Termine mit dem Chefredakteur 
der Frankfurter Rundschau, Werner Holzer, und dem Leiter des Psydata-lnstituts (be­
kanntgeworden durch die sog. Sheii-Studie), Art.hur Fischer, auf dem Programm. 

Michael Werz, einer der teilnehmenden Jugendredaktelire, ist in der Nachbetrachtung 
der Besuch der 28 Seminarteilnehmer in der Bundesgeschäftsstelle der FDP am stärksten 
in Erinnerung geblieben. Für die liberalen drucksachen zeigt er anhand der dort geführ­
ten Diskussionen auf, wie es um die Bereitschaft zum vielzitierten "Dialog mit der J u­
gend" bestellt ist. 

Der Nachmittag im Thomas-Dehler­
Haus stand ursprünglich unter dem The­
ma: "Jugend und Umwelt". Schon bei 
der allgemeinen Einführung der Herren 
Pabst und Weber war die Selbstzufrieden­
heit der Partei-Patriarchen beeindruk­
kend. Es entstand der trügerische Ein­
druck, daß auf der politischen Bühne drei 
Weltmächte existieren: die USA, die 
UdSSR und die FDP. 

Der Gedanke an das "Traumergebnis" 
von 7 % bei der letzten Bundestagswahl 
ließ unsere Gesprächspartner in einen ge­
radezu chauvinistischen Parteirausch ge­
raten, so daß sachliche Diskussion unmög­
lich schien. 

Als es im Rahmen traditioneller Berei­
che liberaler Politik um den konturlosen . 
Justiz- und den verschworenen Innenmi­
nister sowie den vor der Wahl verspreche-

eingeladenen Jugendlichen zu verteidigen. 
Ihre Inkompetenz konnten sie damit 
nicht verbergen. Doch auch die bemühte 
Autorität der sich sakrosankt gebenden 
Parteivertreter war nicht dazu angetan, 
die Diskussion zu beenden - im Gegen­
teil, der Widerstandsgeist der J ugendli­
chen war ungebrochen. 

• · nen Kampf um das Innenministerium 
! ging, beendete Kollege Weber die Diskus­
: sion mit der Feststellung, daß man sich 
I bei solchen Detailfragen nicht aufhalten .. 

Im fortgeschrittenen Diskussionssta­
dium bereinigten die beiden Herren die 
Situation mit einer der FDP eigenen Fle­
xibilität. Gleichsam aus tieferen Sphären 
des Dehler-Hauses wurde um sachkompe­
tentere Verstärkung gebeten. Das Sach". 
wissen des dritten im FDP-Verbund trug 
entscheidend dazu bei, die Diskussion 
zu versachlichen, obwohl sich in letzter 
Konsequenz die Argumente der drei 
Funktionäre auf ein Glaubensbekenntnis 
reduzierten: "99,9 % der Kriegsdienstver­
weigerer werden mit der neuen Regelung 
anerkannt werden", so habe es Minister 
Geißler gesagt, und also werde es so sein. 
Ein weiterer Kommentar erübrigt sich. 

solle. 
Was ist gegen solche argumentative 

Übermacht noch auszurichten? 
Als endlose Aufzählungen von Um­

weltschutzgesetzen das Interesse der Teil­
nehmer in die Nähe der Schlaftrunkenheit 
absenkten, wurde aus der Runde der Ju­
gendredakteure die Neuregelung des 
Kriegsdienstverweigerungsrechtes als The­
ma eingebracht. Den Herren Pabst und 
Weber war dies äußerst unliebsam. Nach­
dem mehrere Versuche, das Thema unter 
den Tisch fallen zu lassen, am Interesse 
der Teilnehmer gescheitert waren, besann 
man sich auf die zuvor zur Schau gestellte 
Liberalität: Man ließ über das infrage 
kommende Thema abstimmen. 

Die Mehrheit war eindeutig und für ei­
ne weitere Behandlung des KDV-Rechts. 
Schon bald wurden die Kollegen Pabst 
und Weber von weitaus sachlicher und 
fachkundiger diskutierenden J ugendre­
dakteuren auf das rhetorische Abstellgleis 
geschoben. 
· Schließlich wußten sich Pabst und We­

ber nur noch mit peinlichen Plattheiten 
und Unverschämtheiten gegenüber den 

Lehrreich war diese Veranstaltung 
trotz allem. Die Funktionäre der verbüro­
kratisierten Partei warteten im "Dialog 
mit der Jugend" mit professoraler · Arro­
ganz auf. Es ist beschämend und frustrie­
rend, aber offenbar wird eine Diskussion 
im Sinne einer sinnvollen Auseinander­
setzung nur dann gewün~cht, wenn sie in 
einem genau vorbestimmten und kontrol­
lierbaren Rahmen abläuft und nach Mög­
lichkeit in vordergründiger Wahlkampf­
manier abgehakt werden kann. Eben diese 
nicht vorhandene Gesprächsbereitschaft 
weckt das Unbehagen vieler Jugendlicher 
gegenüber dem Staat. 

Die Widersprüchlichkeit der FDP ist 
der zweite vorherrschende Eindruck an 
diesem Nachmittag gewesen. Für die Par­
teirepräsentanten blieb es unmöglich, die 
opportunistische Loyalität gegenüber Par­
teispitze und Bundesregierung dem einzel­
nen Jugendlichen plausibel zu machen, zu 
sehr entstand der Eindruck, daß lediglich 
politische Machtausübung und die Profi­
lierung von einzelnen im Vordergrund ste­
hen. Die Partei ist entfremdet von alten 
Inhalten, sich selbst und "der Jugend". • 
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Protokoll des Scheiterns 
Hessens SPD trickste die Grünen aus 

Die Zusammenarbeit zwischen Grünen 
und Sozialdemokraten in Hessen ist ge­
scheitert. Voraussichtlich im September 
wird es Landtagsneuwahlen geben. Eine· 
Chance für vergleichsweise fortschrittliche 
Politik wurde vertan. Wie kam es dazu, 
und welche Rolle spielten dabei die Grü­
nen? 

Am 26. September 1982 hatten es die 
Grünen geschafft: Mit 8 % der Stimmen 
und neun Abgeordneten zogen sie in den 
Landtag ein. Gleichzeitig hatten sie ihr 
Ziel, einen Ministerpräsidenten Dregger 

der Grünen in der "Nähe von Faschisten" 
gesehen. Für die Grünen stand Börner für 
"Atom und Beton-Politik", auch sie hat­
ten vor der Wahl kaum Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit erkennen lassen. 

Doch unmittelbar nach der Wahl ging 
es den Grünen nicht mehr um Personen, 
sondern um politische Positionen. Der 
SPD wurden öffentliche Sondierungsge­
spräche über eine mögliche Kooperation 
angeboten. Die SPD ging mit Billigung 
Börners darauf ein. ln der Folge stimmten 
die Grünen den Bürgschaftsgesetz und 
dem vorgezogen Teilhaushalt zu. Es 

Ministerpräsident Börner begrüßt den Grünen-MdL Dirk Treber : "Die idealistisch ans 
Werk gehenden Grünen waren den Politprofis der SPD nicht gewachsen" . 

zu verhindern, erreicht. Der vorangegan- schien, als hätten sich bei den Grünen die 
gene Eklat in Bonn hatte sie noch Stirn- "Realpolitiker" gegen die hessische Linie 
men gekostet. Viele zunächst verprellte der Fundamentalopposition durchgesetzt. 
SPD-Wähler, die sich schon ftir die Grünen Die Zustimmung zum Teilhaushalt 
entschieden hatten, waren durch das En- konnte den Grünen nicht leichtfallen. 
de der Banner Koaliton zähneknirschend Von seinem Gesamtvelumgen waren nur 
in die Arme der Sozialdemokratie zurück- · unbedeutende Bruchteile als Ausdruck 
getrieben worden. Innerhalb von nur vier einer neuen Politik interpretierbar. Die 
Wochen hatte die SPD zu den im August Grünen selbst erklärten, daß das Teilhaus-
ermittelten 31 %zwölf Prozentpunkte zu- haltsgesetz kaum eine Möglichkeit biete, 
gelegt. Nur durch den einmaligen Helmut- grundsätzlich an ökologische Probleme 
Schmidt-Bonus wurde eine CDU-Regie- heranzugehen, und es als Beschäftigungs-
rung rioch einmal abgewendet: Im August programmunbrauchbar sei. 
lag die CDU bei 56%! . Die Grünen hatten bis dahin also nicht 

Die rechnerische Voraussetzung für ei- viel erreichen können. Der vor der Wahl 
ve vergleichsweise fortschrittliche Politik ultimativ geforderte Ausbau-Stop für die 
war also gegeben. Indes war die Umset- Startbahn-West war ebensowenig in Sicht 
zung der Mehrheit links von der CDU in wie eine sonstige Abkehr von der bisheri-
praktische Politik noch keineswegs gesi- gen Landespolitik. Die Position der Land-
chert. Da hatte sich Börner als "Dachlat- tags-Grünen war nicht nur durch die Ab-
ten"-Holger profiliert und die Anhänger hängigkeit von ihrer noch stark funda-
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hängigkeit von ihrer . noch stark funda­
mentaloppositionell eingestimmten Basis 
geschwächt. Viel stärker wirkte sich aus, 
daß es den Grünen an erfahrenen Leuten 
mangelte, die den Politprofis der SPD ge­
wachsen waren. 'Überwiegend Idealisten 
waren am Werk, die in den Bewegungen, 
aus denen sie kamen, lediglich außerpar­
lamentarische Widerstands- und Aktions­
formen eingeübt hatten. Die für eine kon­
struktive Arbeit notwendigen Techniken 
hätten sich die Landtags-Grünen vielleicht 
im Laufe der Zeit aneignen können. Doch 
in der laufenden Legislaturperiode sollte 
ihnen die Gelegenheit dazu nicht mehr ge­
boten werden. 

Kurz nach Verabschiedung des Teil­
haushalts verloren die Sozialdemokraten 
das Interesse an weiteren Kcntakten mit 
den Öko-Parlamentariern. Anfang Feb­
ruar kam es zu ei.ner gezielten Provoka­
tion durch die Landesregierung. Überra­
schend wurde der sofortige Bau einer jah­
relang höchst umstrittenen Ortsumgehung 
angeordnet. Ohne weitere Verhandlungen 
wurde kurz darauf von der Landesregie­
rung der Haushaltsentwurf eingebracht. 
Mit der Ablehnung durch die Grünen war 
das Scheitern der Zusammenarbeit besie­
gelt. Die Grünen waren ausgetrickst wor­
den. Dem Haushalt konnten sie wegen des 
Vertrauensbruches, den sie in der Ent­
scheidung zur Ortsumgehung verständli­
cherweise sahen, und wegen schwerwie­
gender inhaltlicher Bedenken nicht zu­
stimmen. 

Die SPD hingegen hatte rechtzeitig zur 
Bundestagwahl deutlich gemacht, daß es 
eine Annhäherung an die Grünen mit der 
Gefahr einer Verunsicherung von Stamm­
wählern nicht geben sollte. Bei der Bun­
destagswahl ist diese Rechnung allerdings 
nicht aufgegangen. 

ln Hessen hatten sich manche Hinder­
nisse flir eine Kooperation zwischen So­
zialdemokraten und Grünen abgebaut. 
Die Startbahn West ist längst zementiert, 
der geplante. Bau einer Wiederaufberei­
tungsanlage in Nordhessen ist von der 
SPD aufgegeben worden, und die vorgese­
henen neuen Atomreaktoren in Biblis und 
Borken werden mangels Bedarf in abseh­
barer Zeit nicht gebaut. Gleichwohl hat 
die Landesregierung das Risiko von Neu­
wahlen auf sich genommen. 

·Die SPD dürfte sich nach der Wahl 
wieder an der Seite der Grünen finden, ge­
gebenenfalls gemeinsam auf den Opposi­
tionsbänken. Zur Zeit jedenfalls ist nicht ' 
zu erkennen, wie die SPD stärker als die 
CDU werden, geschweige denn die absolu-
te Mehrheit gewinnen könnte. · 

Die Landtags-Grünen haben entgegen 
ihren Wünschen und ihrem Bild in den 
Medien feststellen müssen, daß ihnen nur 
eine Statistenrolle zugebilligt wurde. Mög­
licherweise steht Holger Börner diese Er­
fahrung noch bevor. 

Ralph Krenko 



Aus. der Geschichte gelernt? 
25 Jahre Aktio~ Sühnezeichen/Friedensdienste 

8. Juli 1940. Der Vormundschaftsrich­
ter am Amtsgericht Brandenburg/Havel, 
Amtsgerichtsrat Lothar Kreyssig, wendet 
sich schriftlich an den Reichsjustizmini­
ster Gürtner: Aus seinen Akten gehe es 
"als kaum mehr zweifelhaft" hervor, daß · 
seit etwa zwei Monaten entmündigte An­
staltsinsassen "ohne Wissen der Angehöri­
gen, der gesetzlichen Vertreter und des 
Vormundschaftsgerichtes, ohne die Ge­
währ eines geordneten Rechtsganges und 
ohne gesetzliche Grundlage" nach Hart­
heim* gebracht und dort getötet würden. 

Das Reichsministerium für Justiz unter 
Gürtner, seinerseits nicht einbezogen in 
die Vorbereitung und Durchführung der 
Morde ("Aktion Gnadentod"), gab Kreys­
sig den Rat, Reichsleiter Bonkler anzuzei­
gen. 

Kreyssig erstattete Anzeige bei der 
Staatsanwaltschaft Potsdam. Über deren 
weitere Behandlung erhielt er nie eine 
Antwort. Als er ein Rundschreiben erließ, 
daß keine rechtliche Basis für diese Ak­
tion bestehe, wurde er von Gürtner vorge­
laden und .dann pensioniert. 

Der spätere Gründer der Aktion Sühne­
zeichen war den Verbrechen des · Nazi­
Staates begegnet - Jahre nachdem das 
"Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses" erlassen war, den Anstalten für _ 
geistig Behinderte die Mittel gekürzt wor­
·den waren (1933) und Hitler auf dem 
Reichsparteitag der NSDAP erklärt hatte, 
die Euthanasiefrage sei leichter im Krieg 

·zu lösen (1935). Und doch war die seit 
Oktober 1939 durchgeführte Ermordung 
von Behinderten eine Zwischenstufe -
mit fiilfe der eigens geschaffenen Büro­
kratie, des Erfassungssystems, der Tarnor­
ganisationen, der bereits erprob-ten Ver­
nichtungseinrichtungen und Vergasungs­
methoden betrieb Nazi-Deuschland nach 
dem Überfall auf die Sowjetunion den 
Völkermord im Osten. 

"Wer von uns Überlebenden das nicht 
gewollt hat, der hat nicht genug getan, 
es zu verhindern", formuliert Kreyssig 

* In Schloß · Hartheim bei Linz, das 
nach der Annektion Österreichs von einer 
Pflegeanstalt für geistesschwache Kinder 
zu einer Vergasungsanstalt umfunktioc 
niert worden war, sind ca. 30.000 Men­
schen ermordet worden. Diese waren aus 
Heimen überstellte Kranke und nicht 
mehr arbeitsfahige Häftlinge aus den Kon­
zentrationslagern Mauthausen, Gusen und 
Dachau. Der dortige Verwaltungsleiter, 
Stangl, wurde später Kommandant des 
Vernichtungslagers Treblinka. 

von Susanne Willems 

Lothar Kreyssig , der Gründer der Aktion 
Sühnezeichen 

1958 im Gründungsaufruf der Aktion 
Sühnezeichen. Er war lange der Beken­
nenden Kirche verbunden, deren Behar­
ren gegen. die Einmischung des Nazi-Staa­
tes in kirchliche Angelegenheiten der 
ganzen Kirche ihre sofortige Rehabilita­
tion und Förderung durch die Alliierten 
nach dem Krieg brachte. 

Das Bekenntnis der Schuld am Verbre­
chen des deutschen Volkes war 1945 in 

Stuttgart gesprochen, vor der Annahme 
ihrer Verantwortung für die politische Ge­
staltung der Zukunft scheute die Kirche 
zurück, auch der Neubeginn in der Kirche 
blieb aus. 

Die Christen der Bekennenden Kirche 
und die, die sich dem Zeugnis des deut­
schen Widerstandes gege,n den Fa­
schismus verpflichtet sahen, blieben auch 
in der Kirche eine Minderheit, wann 
immer es darum ging, Konsequenzen aus 
Faschismus und Antisemitismus zu zie­
hen: Westintegration, Spaltung Deutsch­
lands, Remilitarisierung, Atombewaff­
nung u-nd Antikommunismus sind Sta­
tionen auch ihrer Niederlage. 

Analog zur Entwicklung anderer gesell­
schaftlicher Gruppen wie den Parteien 
wurden die Einsichten von 1945 nicht 
prägend für die Entwicklung Westdeutsch­
lands. 

Es ist alles schon einmal gesagt worden: · 
Der Pazifismus des "Stunde-Nuii"-Strauß, 
des Ahlener Programms der CDU 1947, 
die Volksabstimmungen und Länderver­
fassungen für die Sozialisierung der 
Grundstoffindustrien und Großbanken ... 

Die Synode der EKD billigte 1958 den 
Militärseelsorgevertrag und vermochte ein 
"Nein" zur vorgeschlagenen Atombewaff­
nung der Bundeswehr nicht zustande zu 
bringen. (Bemerkenswert ist, daß die Be­
schlüsse der Synode unter Beteiligung der 

Freiwillige der Aktion Sühnezeichen in Majdanek: Hunderte von westdeutschen Jugend­
gruppen haben durch ihre Arbeit zum Erhalt der KZ-Gedenkstätten beigetragen 
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Israelischer Behinderter, Freiwillige: "Die Arbeit gilt heute den Vernachlässigten, die un­
sere Gesellschaft gewohnt ist, in Institutionen abzuschieben" 

Synodalen aus der DDR zustandekamen 
- von der "NATO-Kirche" zur Normali­
sierung des Verhältnisses von Kirche und 
Staat im Sozialismus war dann ein schwie­
riger Weg zu gehen.) 

"Vor Wiedereintritt in · die Tagesord­
nung" gründen auf derselben Synode fast 
zwei Drittel der Anwesenden die Aktion 
Sühnezeichen- dies ist typisch geblieben 
für die Stellung der Aktion zur Kirche. 
Mit dem Gründungsaufruf entsteht Ak­
tion Sühnezeichen auch als Aritwort auf 
die Restauration in Gesellschaft und Kir­
che: "13 Jahre sind erst in dumpfer Be­
täubung, dann in angstvoller Selbstbe-

. hauptung vergangen. Es droht zu spät zu 
werden." 

Der Selbstrechtfertigung, der Bitter-. 
keit und dem Haß sollte eine Kraft ent­
gegengesetzt werden. Die ersten Gruppen 
deutscher Freiwilliger halfen beim Bau 
gemeinnütziger . E_inrichtungen in einigen 
der Gemeinden in Europa, die während 
des 2. Weltkrieges von Deutschen total 
zerstört wurden, deren Bevölkerung er­
mordet worden war. Den europäischen 
Nachbarn, die so gelitten hatten unter 
den Verbrechen des deutschen j;aschis: 
mus, wollte die Aktion ein bescheidenes 
Zeichen der Sühne, der Umkehr anbieten: 
"Laßt uns mit Polen, Rußland und Israel 
beginnen, denen wir wohl am meisten 
wehgetan haben." 

Im Laufe dieser 25 Jahre hat die Ak­
tion Sühnezeichen Zugang gefunden in 
Norwegen, den Niederlanden, Belgien, 
Frankreich, Großbritannien, Israel, Polen 
und den USA. Die anderthalbjährige Ar­
beit der Freiwilligen in den etwa 160 Pro­
jekten gilt heute den Vernachlässigten, 
die unsere Gesellschaft gewohnt ist, in In­
stitutionen abzuschieben. Sie gilt den 
Menschen, die Opfer der nationalsoziali­
stischen Verbrechen wurden, und denen, 
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die wegen ihrer Religion, ihrer Rasse oder 
ihrer politischen Arbeit verfolgt wurden, 
denen, für die der faschistische Staat kei­
nen Platz hatte. Was begann als Zeichen 
der Sühne, hinausreichend über verbale 
Schuldbekenntnisse und anonyme finan­
zielle "Wiedergutmachung", ist heute der 
"Versuch, aus unseren geschichtlichen 
gegenwärtigen Erfahrungen zu lernen; un­
sere von Obrigkeiten verhängte Ohnmacht 
und Schicksalsgläubigkeit zu überwinden; 
die alte, aus Vorurteilen, Trägheit, Un­
recht, Gewohnheit und Gewalt zusam­
mengahaltene "Ordnung" durch gelebte 
Solidarität mit den Opfern dieser "Ord­
nung" zeichenhaft zu durchbrechen: Es 
ist der Versuch, das Notwendige zu tun." 
(Volker von Törne) 

Zeichen der Sühne: 1961/62 bauten Frei­
willige der Aktion Sühnezeichen in der 
Ruine der von den Deutschen zerstörten 
Kathedrale von Coventry eine Internatio­
nale Begegnungsstätte der Versöhnung. 

Ausflug nach Auschwitz 

1968, noch vor dem Warschauer Ver­
trag, wurde es der Aktion Sühnezeichen/ 
Friedensdienste möglich, die Arbeit in Po­
len zu beginnen: ln den Gedenkstätten 
der deutschen Konzentrations- und Ver­
nichtungslager Stutthof, Majdanek und 
Auschwitz haben seither hunderte west­
deutscher Jugendgruppen in mehrwöchi­
gen Aufenthalten lernen und durch ihrer 
Hände Arbeit zum Erhalt der Gedenkstät­
ten beitragen können. 

6. März 1983. Auf dem Weg zur Ge­
denkstätte Auschwitz erreicht uns die 
Nachricht, daß die Kämpfer des Kalten 
Krieges, die heute darauf drängen, die 
durch die Entspannungspolitik erreichte 
Normalisierung wieder rückgängig zu ma­
chen, in der Bundesrepublik wieder Re­
gierungsämter haben werden. 

Wir fahren an die Stätte des Mordes an 
vier Millionen Menschen. Schon der Rei­
sebus macht uns als Westdeutsche erkenn­
bar. Wir sprechen deutsch. Hier werden 
wir der Vergangenheit nicht ausweichen 
können - ja, das Gespräch mit den Polen 
ist nur möglich im Bewußtsein des Ver­
brechens: Einigen von uns erzählt der pol­
nische Reisebegleiter von seiner Mutter, 
die als Kind vom Fenster aus das Lager 
Majdanek hat sehen können, in dem ihre 
Eitern ermordet wurden. 

Der Gang durch das Museum läßt die 
Vergangenheit näherrücken - wir hören 
nicht die Schreie, nicht das Stöhnen der 
Getriebenen und Geschundenen. Keine 
Arbeitskolonnen, keine Appelle. Keine 
SS, rauchend, trinkend, keine Hunde, 
keine Schüsse. Berge von Haaren, Brillen, 
Koffern, Prothesen, Schuhen - "Jetzt 
steht er nur in einer untergegangenen 
Weit. Hier kann er nichts mehr tun", 
schreibt Peter Weiss. "Eine Weile herrscht 
äußerste Stille. Dann weiß er, es ist noch 
nicht zuende." (in: Meine Ortschaft) 

Im Archiv des Museums haben wir 
Einsicht in erhalten gebliebene Schrift­
sätze zwischen der Lagerverwaltung, der 
SS, der Gestapo in Polen, deutschenVer­
waltungsstellen in Berlin und Polen, deut­
schen I ndustrieu nternehmen. 

An der Wand des Lesezimmers eine 
Karte Polens, auf weiß und blau gestreif­
tem Grund, übersät mit verschiedenarti­
gen schwarzen Zeichen, Stätten des To­
des, deutsche Konzentrations- und \(er­
nichtungslager im 2. Weltkrieg. Wir ken- . 
nen zwei, drei, vielleicht auch fünf Namen 
- aber hunderte? Kommende Generatio­
nen mögen die IG-Farben für eine Maler­
gewerkschaft halten - durch die Doku­
mente begreifen wir etwas von dem Sy-

. stem, daß das Verbrechen möglich mach­
te: Da fordern deutsche Unternehmen 
von der SS Arbeitskräfte an. Da wird ver­
handelt über den Bau eines neuen Außen­
lagers und die Frage der anteiligen Ko­
stenübernahme geklärt. Da liegt die Be-



rechnungüber die Wirtschaftlichkeit eines 
Häftlings vor, in der die Kosten für Unter­
kunft, Verpflegung und Bewachung bei 
einer angenommenen durchschnittlichen 
Lebensdauer von drei Monaten aufgerech­
net werden gegen die Einkünfte der SS 
aus Verleih der Arbeitskraft, Eigentum 
des Häftlings und Zurückführung der 
sterblichen Reste in den Wirtschaftskreis­
lauf ... 

So faßt Martin Walser zusammen: 
Ausschwitz ist überhaupt nichts 

Phantastisches, 
sondern eine Anstalt, die der 

deutsche Staat mit großer 
Folgerichtigkeit entwickelte 

zur A usbeutung- und Vernichtung 
von Menschen. 

Es sollte wirklich, 
wie Ossietzky sagte, die Zeit 

des desinfizierten 
Marterpfahls werden. 

Auf dem weiten Weg durch das Lager 
Birkenau zeigt uns die Polin hinter den 
Ruinen der Krematorien an den Rändern 
des sumpfigen Grases den · weißen Staub. 
Von Menschenknochen. jeder Fleck Er­
de, auf dem der Lebende hier geht, ist mit 
Blut getränkt. 

Nein - "desinfiziert" ist der Marter­
pfahl nur für diejenigen, die in der "Nor­
malität" verharrten, die "nichts gewußt 
haben" davon, daß ihre Normalität Kon­
zentrations- und Vernichtungslager her­
vorbrachte. 

Wir haben an diesem Ort Gelegenheit 
zum . Gespräch mit einem polnischen 
Überlebenden von Auschwitz. Er begeg­
net uns ohne Haß, zu dem er allen Grund 
hätte. Er lebt mit dem Verbrechen. 

Müßten wir nicht, mit unseren Eltern 
und Großeltern, uns des Verbrechens be­
wußt sein? Wie gehen wir in der Bundes­
republik um mit den Gedenkstätten des 
Terrors und der Verfolgung? Woher neh-

KZ-Häft linge in Auschwitz: In den Berechnungen von SS und IG Farben wird ihre 
durchschnittliche Lebensdauer mit drei Monaten kalkuliert 

men wir unsere Gewißheit, daß unser 
Staat sich von den Prinzipien damaligen 
Handeins endgültig getrennt hat: daß das 
Lebensrecht unseres Volkes höherwertig 
sei als das anderer, und daß die Sicherung 
und Ausweitung der Produktion und Ge­
winne deutscher Wirtschaft die Ausbeu­
tung der Arbeitskraft, des Kapitals, der 
Rohstoffe anderer angemessen mache? 

Jn welcher "Normalität" verharren wir 
heute? 

Ein Drittel der Weltbevölkerung wird 
so ernährt wie die Häftlinge in Auschwitz. 
50 Millionen Menschen kalkuliert unsere 
Industriegesellschaft jedes Jahr in den 

Hungertod. 
Wir sind aufgefordert, "auf das Privileg 

der praktikablen Unwissenheit ein flir alle 
Mal (zu) verzichten" (Manes Sperber, · 
Analyse der Tyrannis, Paris 1938). 

Im April dieses j ahres wird eine erste 
Gruppe der Aktion Sühnezeichen/Frie­
densdienste in Chatyn arbeiten. Bis zum 
22. März 1943 war Chatyn ein kleines 
Dorf in Belorußland. Heute ist es Gedenk­
stätte für 434 sowjetische Dörfer, die von 
Deutschen für immer von der Landkarte 
getilgt wurden - Männer, Frauen und 
Kinder wurden verschleppt und ermordet, 
die Dörfer niedergebrannt. 

Verbrannte Erde. 
Unsere militärische "Sicherheit" heute 

gründet sich auf die Bereitschaft zum Völ­
kermord. Und wir sind uns all der Anzei­
chen, daß auch Atomkrieg möglich wer­
den kann, bereits bewußt. 

· Lernen in den Gedenkstätten fa­
schistischen Verbrechens ist für mich 
auch ein Versuch, Gegenwart neu zu be­
greifen durch das vorweggenommene, vor­
läufig gebliebene Ende. 

"Umkehr in die Zukunft" ist das Mot­
to, dem sich die Aktion Sühnezeichen/ 
Friedensdienste in den 25 Jahren ihrer 
Tätigkeit verpflichtet hat. 

"Wir sind hier, um an diesem Ort Mut 
zu finden flir die Begegnung mit anderen 
Völkern", sagt uns der ehemalige Häftling 
in Auschwitz im Gespräch. 

Susanne Willems 

Informationen aus der Arbeit der Aktion 
Sühnezeichen/Friedensdienste erhalten 
Sie durch das "zeichen" (erscheint viertel-

Damit kein Gras darüber wächst: Sühnezeichen-Freiwillige helfen, die Gedenkstätte jährlich, DM 10,-/Jahr, PSK 675-103 Bin 
Auschwitz zu erhalten . W), ASF, Jebenstr. 1, 1000 Berlin 12. 
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Liberale Parteien in Europa (Teil II) 

Halsstarrig auf der Kirchentreppe _sitzen 

Nach den niederländischen Liberalen beschäftigt sich die aus der "Haagse Post" über­
nommene Bestandsaufnahme des Liberalismus in Europa mit der Situation in Frank­
reich und Großbritannien: 

Die Empörung über das Unrecht, das 
Hauptmann Dreyfuss angetan worden 
war, wurde zum Nährboden für den 
französischen Radikalismus. Die vielen 
Komitees, die sich für seine Rehabilitie­
rung einsetzten und sich der während 
der Affäre ausgebrochenen antisemiti­
schen Hetze widersetzten, bildeten 1902 
die Basis für die Parti Radical, die Partei 
der Freimaurer und Antiklerikalen, die 
Partei der Vernunft. Ihre Vorläufer 
nannten sich Republikaner. Der Polito­
loge jan Touchard hat in "Ia gauehe en 
france depuis 1900" das Porträt seines 
Großvaters gemalt, der republikanisches 
Parlamentsmitglied für den !;retonischen 
Bezirk Finistere war. Der Republikaner 
war ei~ _Mann, der sich als Lehrer an der 
öffentlichen Schule mit dem Dorfpastor 
anlegte, der als Vater halsstarrig auf der 
Kirchentreppe sitzenblieb, während seine 
Tochter drinnen heiratete. Auf dem Leh­
rerseminar war er im Antiklerikalismus, 
in der Liebe zur Republik und einer ethi­
schen Beurteilung der Politik aufgewach­
si:m. Die öffentliche Moral sollte keine an-

dere als die private sein. Die Revolution 
lehnte er ab, er glaubte an Fortschritt 
durch Bildung und soziale Durchlässig­
keit. 

Die Parti Radical eroberte schon bald 
250 der 590 Sitze im französischen Parla­
ment und wurde Regierungspartei . Von 
einer linken Mehrheit jedoch, die die Ra­
dikalen zusammen mit den Sozialisten 
hätten bilden können, schreckte sie zu­
rück. Der beleibte Bonvivant und Pfeifen­
raucher Edouard Heriot war der franzö­
sische Radikale in Person. Er war Bürger­
meister von Lyon, viele Male Minister und 
zweimal Ministerpräsident. ln ihm er­
kanr:~ten sich die Provinzler des Südens 
wieder, die in der Partei ihre politische 
Maschine sahen, mit der sie Bürgermei­
sterposten verteidigten und in der Kam­
mer die Belange ihrer Bezirke durchsetz­
ten - manchmal gegen die Linie der Par­
tei und gegen die Parteidisziplin, wie vage 
beides auchimmer war. 

Alte j ournalisten sprechen noch heute 
mit Heimweh von den berühmten Kon­
gressen der Parti Radical. Fünf- bis sechs· 

tausend Abgeordnete kamen ein Wochen­
ende lang bei ausgesuchten Weinen und 
erlesenen Speisen zusammen, um sich 
flammende Reden anzuhören. Beschlüsse 
über die Linie der Partei wurden fast nie 
gefaßt. Die nationale Politik überließ man 
global dem Radikalenführer aus dem Pari­
ser Zirkel. In den dreißiger j ahren wurden 
die Radikalen von Edouard Dalladier an­
geführt, der in die Weltgeschichte einging, 
als er in München zusammen mit seinem 
britischen Kollegen Chamberlain Adolf 
Hitler dadurch zu beruhigen suchte, daß 
sie die Tschechoslowakei unter der Hand 
weggaben. Es war das Frankreich der Bas­
kenmütze, dem Baguette unter dem Arm, 
der Gitane mit Maispapier im Mundwin­
kel, das Albert Camus als das Land der 
Selbsteingenommenheit und des Oppor­
tunismus beschimpfte. Als der Zweite 
Weltkrieg ausbrach, gab es nur noch we­
nig Ruhmreiches in der radikalen Tradi­
tion. 

Die Bastion der britischen Liberalen 
ist ein stämmiges ehrwürdiges Gebäude 
am Pali Mall. Es ist schon deswegen be­
rühmt, weil hier · die Hauptpersonen 
in jules Vernes "ln achtzig Tagen um die 

Der französische Liberale Edouard Daladier (2.v.l.) tritt als französischer Ministerpräsident beim sogenannten Münchner A·bkommen 
· von 1938 gemeinsam mit seinem britischen Amtskollegen Chamberlain Gebiete eines souveränen dritten Staates an das faschistische 

Deutschland ab. 
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Welt" ihre Wette abschlossen, die das 
Abenteuer auslöste. Hier herrscht eine At­
mosphäre nostalgischer Erinnerungen an 
eine ruhmreiche Vergangenheit. Über den 
Köpfen der hochbetagten Lords, die hier 
regelmäßig verkehren, hängen die Porträts 

· der großen Liberalen: Gladstone, der in 
der zweiten Hälfte des letzten J ahrhun­
derts die britische Politik beherrschte, 
und Lloyd George, der im Ersten Weit­
krieg Premierminister wurde. Der geheim­
nisumwobene Raum hinter dem Speise­
saal, wo einst die liberalen Kabinette inof­
fiziell tagten, . wird allerdings längst nicht 
mehr benutzt, und die Tatsache, daß sich 
das Parteibüro der Liberalen in Whitehall 
Nr. 1, der Straße der großen Regierungs­
gebäude befindet, ist schon seit 1922 
nur noch eine ironische Erinnerung an 
verflossene Macht. . 

Von altersher stützt sich die Partei auf 
zwei Flügel: Die "Whigs", die adligen 
Landeigentümer, die noch immer die libe­
ralen Wortführer im Oberhaus sind, und 
die sogenannten "Radicals", vornehmlich 
kleine Unternehmer aus der Textilindu­
strie in den Midlands. Man sprach von ei­
ner Partei der Anwälte und Grundbesit­
zer, aber bis zum Aufkommen der Labour 
Party wählten auch die Arbeiter -dieser 
Unternehmer liberal. 1918 hatten die Li­
beralen noch 163 Sitze im Unterhaus, 
sechs Jahre später nur noch 40. Es hatte 
eine Polarisierung eingesetzt: Die höheren 
Stände wählten konservativ, die Arbeiter 
Labour. 

Damals schon steckten die englischen 
Liberalen in dem Dilemma, das heute alle 
geistesverwandten Parteien bedrückt. Zwi­
schen 1929 und 1933 saßen sie im Unter­
haus als Zünglein an der Waage, und 
Lloyd George führte seine 58-Mann-Frak­
tion in eine kritische Unterstützung der 
Labour-Regierung unter Macdonald. Man 
kann nicht sagen, daß er einen bremsen­
den Einfluß ausübte, er spornte sogar zu 
radikaleren Reformen an, um die wach­
sende Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 
1932 bot Macdonald Lloyd George sogar 
eine Koalitionsregierung an, in der der 
Chef der Liberalen Außenminister wer­
den sollte. Dessen Fraktion war jedoch in­
zwischen gespalten, und als eine dringen­
de Prostata-Operation den alten Anführer 
für einige Zeit von der aktiven Politik 
fernhielt, br.achten sich die Liberalen 
selbst um die Macht - ft.ir mehr als ein 
halbes Jahrhundert bis zum heutigen Tag. 
Es bildete sich eine nationale Regierung 
aus Konservativen und Sozialdemokraten, 
Seitdem - so schreibt Chris Cook in "a 
short history of the liberal party 1900 -
1976" - ist die Partei das Aschenputtel 
der britischen Politik geblieben. 

ln der extremen Polarisierung zwi­
schen den rechten Gaullisten und den sta­
linistischen - Kommunisten kommt im 
Nachkriegsfrankreich die Regierungsauf-

gabe auf die "dritte Kraft" zu : auf das 
Zentrum, das aus Sozialdemokraten, den 
Christdemokraten MRP und den Radika­
len unter der Leitung von Mendes-France 
besteht. Der persönliche Stempel, den 
Mendes-France der Politik jener Zeit auf­
gedrückt hat, ist dabei so prägnant, daß 
man eher von "Mendesismus" al-s von Ra­
dikalismus spricht. 

Auch das ist vielleicht ein Kennzei­
chen dieser Strömung. Dank der Unbe­
stimmtheit einer stets an den Geist der 
Zeit angepaßten programmatischen Basis · 
kann der Parteiführer das Gesicht des 
Linksliberalismus in sein'er Zeit in hohem 
Maße bestimmen. "Dies gilt zum Beispiel 
auch ft.ir van Mierlow und Terlow", meint 
dazu Dahrendorf, und Laurens J ahn 

Jean-Jacques Servan-Schreiber: Für zehn 
Tage Minister unter Giscard d'Estaing 

Brinkhorst erklärt: "Dies wird nicht zu­
letzt durch die starke Ausrichtung dieser 
Parteien auf das Individuum ermöglicht. 
Die Betonung individueller Entfaltung 
kommt auch der eigenen Persönlichkeit 
zugute." 

Der Mendesismus war übrigens - ty­
pisch genug - weniger eine Ideologie als 
ein Stil, Politik zu betreiben. Er bedeute­
te in erster Linie Sauberkeit, ein Regieren 
strikt auf der Grundlage vorher gemachter 
Verabredungen und eine Finanzpolitik, 
die sich streng an wirtschaftlichem Den­
ken orientierte ~ 

Mendes-France geht schließlich in c;Jer 
politischen Gewalt im - Zusammenhang 
mit dem Algerien-Krieg unter. Es folgt die 
Regierung de Gaulle mit einem neuen. 
Wahlsystem, das die kleine Radikale Par­
tei zur Wahl zwischen dem rechten und 
dem linken Lager verpflichtet und so in 
die Gefahr des Untergangs treibt. Der Ein­
fluß von Pierre Mendes-France ("PMF") 

wirkt jedoch weiter in einer Reihe von 
"Schülern" mit . Machtpositionen inner­
halb des linken Lagers- zum Beispiel bei 
dem derzeitigen Finanzminister Jacques 
Delors und Planungsminister Michel Ro­
card, die beidealsgemäßigt und als Befür­
worter der Marktwirtschaft gelten. 

Der bedeutendste Nachfolger von 
"PMF", der sich selber als liberal betrach­
tet und sich schnell in der Radikal-Soziali­
stischen Partei - wie die alte Bewegung 
von Edouard Herriot verwirrend genug 
heißt - etabliert, ist der ehemalige Chef­
redakteur von I 'express: J ean-J acques Ser­
van-Schreiber. Er agitiert heftig gegen den 
Machtmißbrauch der Gaullisten im zen­
tralistischen französischen Staat und ge­
gen eine Politik, die unrentable Prestige­
Unternehmen mit enormen Regierungs­
subventionen am Leben erhalten will : 
zum Beispiel das Flugzeug Concorde, das 
nationale französische Fernsehsystem se­
cam, die französische Stahlindustrie 
"JJSS", wie Servan-Schreiber auch abge­
kürzt wird, gewinnt als radikaler Abgeord­
neter einen Parlamentssitz ft.ir den Di­
strikt Meurthe-et-Moselle (Nacy) und ist 
1972 Hauptakteur in dem Konflikt, der 
die alte Parti Radical zugrunderichtet. Die 
Radikalen müssen sich entscheiden, ob sie 
sich an dem Pakt, den Mitterand mit den 
Kommunisten geschlossen hat, beteiligen 
wollen . Servari-Schreiber ist dagegen und 
liegt damit auf der Linie der alten anti­
kommunistischen · Vorstellungen seiner 
Partei. Robert Fabre und seine Anhänger 
im südlichen Frankreich jedoch glauben, 
daß die Machtpositionen im linken Bünd­
nis besser gewahrt werden können; sie 
wollen mit Mitterand in See stechen. Der 
entscheidende Parteitag soll nicht in 
Avignon stattfinden, wo Fabre seine 
Hausmacht, die Weinbauern, moblisieren 
kann, sondern in der Pariser Vorstadt 
Surenes, wo die jungen Technokraten 
"JJSS" unterstützen. Der gewinnt damit, 
und durch publicity-wirksame Prozesse 
erkämpft er dazu noch das Recht auf den 
Namen, das Hauptquartier und die Unter­
lagen der alten Partei. 

Es wird ein Pyrrhus-Sieg. Servan 
Schreiber, der sich später mit dem Christ­
demokraten J ean Lecanuet verbündet, 
wird unter Giscard d'Estaing zwar Mini­
ster ftir Reformen. Das wahnwitzige 
Abenteuer dauert allerdings nur zehn Ta­
ge. Die Strömung seines alten Gegenspie­
lers Fabre, fortgesetzt als "Radicaux de 
Gauche", erhält nach dem Wahlsieg der 
Sozialisten den Posten eines Ministers für 
Umweltschutz im Kabinett Mauroy. 

Dieser sitzt jedoch fast buchstäblich 
auf einem Klappstuhl am Ende des Re-

.. gierungstisches. An all dem wird deutlich, 
daß die Linken Radikalen das Gnaden­
brot Mitterands essen, der sie nur 
braucht, um in seiner Koalition den Ein­
druck des politischen Gleichgewichts zu 
wahren. Fortsetzung folgt 
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Vorgestellt: 

JLiberales lentrum jfreiburg e.~ 
~olitisco~Jkulturdlrr 'leluh 

"Nachdem unsere 90 Sitzplätze belegt 
waren, haben wir den restlichen Besu­
chern auf eigenes Sicht-Risiko Stehplätze 
angeboten", resumiert Joachim A. Hager, 
"Gründungsvat~r" und vier Jahr lang 
Vorsitzender des Liberalen Zentrums 
Freiburg e.V. die Vorführung des Films 
"Septemberweizen" am 17. März in den 
Räumen dieses politisch-kulturellen Clubs 
in der Freiburger Poststraße. "Interessen­
ten wegen Überfüllung zurückzuweisen, 
ist für uns nichts Neu es", ergänzt Peter 
Kuhn, der dem Verein in seinem sechsten 
Jahr vorsteht, u~d verweist dabei auf den 
jüngsten afrikanischen Kulturabend und 
diverse politische Diskussionen. 

Im Juni 1977 gegründet, hatdas Libe­
rale Zentrum nun 104 Mitglieder, von de­
nen zwei Drittel parteiungebunden sind, 
während noch 17 der FDP und der Rest 
den Liberalen Demokraten, der SPD und 
den Grünen angehören. "Nach der Bonner 
Wende vom Herbst 1982 haben nicht nur 
viele unserer Mitglieder die FDP verlassen, 
wir sind seitdem im Freiburger Gemeinde­
rat durch drei SPD- und nur einen FDP­
Mandatsträger repräsentiert"; verweist 
Schatzmeister Ulrich Martin· Drescher auf 
eine in der Bundesrepublik wohl einmali­
ge Situation. 

Seit März 1983 ist das nach Stuttgart 
und Oldenburg drittälteste LZ auch das 
(flächenmäßig) größte: 122 qm in drei 
Räume stehen nun für Veranstaltungen 
zur Verfügung. Das Programm ist poli­
tisch-kulturell buntgemischt: Klassik­
Konzerte, Filmvorflihrungen, Kabarett, 
Lateinamerika- und Afrika-Kulturabende, 
Lesungen, Vorträge, Dia-Abende, Diskus-

sionen ... Darüberhinaus ist das LZ Ver­
sammlungsort für Jungdemokraten, LHV, 
Liberale Vereinigung, Liberale Demokra­
ten, Junge Liberale und das Bürgerforum, 
welches sich aus der (erfolgreichen} Bür­
gerinitiative für den SPD-Oberbürgermei­
ster-Kandidaten Dr. Böhme (Staatssekre­
tär im Finanzministerium a.D.)" bildete. 
Dazu kommen unregelmäßig Veranstal­
tungen von "amnesty international" und 
"terre des hommes". Ausstellungen wie 
z.B. über die "Badische Revolution von 
1848", "Arche Noah 2000" {gemein­
sam mit dem BUND} Lind Kunstausstel­
lungen runden das Programm ab. 

Die Finanzierung der Räume erfolgt, 
nachdem die Friedrich-Naumann-Stiftung 
ihre Unterstützung eingeschränkt hat, 
nicht nur aus den Beiträgen der Vereins­
mitglieder, sondern auch durch die Miet­
anteile des Freizeitclubs "Ciara" und der 
Künstlerinnenvereinigung "GEDOK", die 
Mitbenutzer sind. 

"Wir versuchen regelmäßig donnerstags 
und freitags Veranstaltungen auf die Bei­
ne zu stellen, und nach einer leichten 
Flaute im Herbst letzten Jahres scheint es 
programmäßig nun wieder aufwärts zu ge­
hen", verweist Peter Kuhn auf die 22 Ver­
anstaltungen von April bis Juli 1983: 
"Und wo wir nach der Erweiterung jetzt 
auch über einen echten Weinkeller im 
zweiten Tiefgeschoß verfügen ... " So wird 
das Liberale Zentrum auch häufig für pri­
vate Feste genutzt, da die Räume, in den 
Speisezimmern eines ehemaligen Hotels 
gelegen, auch einen stimmungsvollen Rah­
men abgeben. Im Nebenraum sorgt ein 
(fast antiker} Flipper für An- oder Ent-

Peter Thomas Heydrich, Düsseldorfer Kabarettist und Schauspieler, ist "Dauerbrenner" 
im Freiburger LZ: Bisher 10 Auftritte! 
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LZ-Programm von Freiburg, eines der be­
sten in der Bundesrepublik 

spannung, je nach dem, wie man spielt. 
"Unser Ansatz ist es, politische Bil­

dungsarbeit mit kulturellem Angebot 
zu verbinden", erläutert Joachim A. Ha­
ger die Grundlinie, "wobei wir parteipo­
litisch neutral bleiben wollen. Wir sind 
und bleiben eine Vereinigung liberal und 
demokratisch gesinnter Bürger, die allen 
Interessierten als Kommunikations- und 
Aktionsbasis offensteht. Wir wollen die 
Freiheitsspielräume des einzelnen erwei­
tern und gegen reaktionäre und restaura­
tive Tendenzen in der Gesellschaft vor­
gehen." 

Die verstärkte Zusammenarbeit aller 
Liberalen Zentren und Clubs kann nach 
Meinung von Ulrich Martin Drescher. die 
einzelnen Einrichtungen stützen. So habe 
man schon oft Ideen und Künstler von 
anderen LZs übernommen und auch (z.B. 
den Kabarettisten und Schauspieler P.T. 
Heydrich) an andere vermitteln können. 
Das Liberale Zentrum Freiburg e.V. will 
daher auch die Idee eines Bildungswerkes 
der Liberalen Zentren und Clubs unter­
stützen. 

Liberales Zentrum Freiburg e. V. 
Poststr. 8 

(Nähe Bahnhof und Hauptpost) 
7800 Freiburg 

Te l. (0761 ) 33321 (abends} 

Interessenten senden wir gern unsere Ver­
anstaltungsprogramme zu. 
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Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser 

die vorliegende achte Ausgabe der liberalen drucksachen dürfte in Bezug auf den 
Pluralismus der veröffentlich(en Meinungen die gelungenste sein. Carola von Braun­
Stützer schaffte den versprochenen Beitrag über die Strategie der in der FDP verblie- . 
benen Liberalen für diese Ausgabe noch nicht. Wolfgang Lüder stellte dafür ein Ma- · 
nuskript zur Verfügung, das auch in der "Berliner Zeitung" veröffentlicht wird. Die 
Redaktion wird sich bemühen, die Autoren in Zukunft dazu zu bewegen, kürzere 
Manuskripte abzuliefern. 

Der kurze Bericht über einen Besuch-von Jugendredakteuren im Thomas-Dehler­
Haus konnte nicht mit Fotos illustriert werden. Das Westfalen-Blatt' aus Bielefeld 
gestattete es ihrem Redakteur nicht, den liberalen drucksachen die hierfür verspro­
chenen Bilder zur Verfügung zu stellen. 

Besonders enttäuschend war die Reaktion der Leser auf die März-Ausgabe. Der 
Spendenaufruf zugunsten der Jungdemokraten hat zwar - wie zu erfahren war -
bei vielen Lesern Betroffenheit, aber erst bei sehr wenigen die daraus naheliegende 
Konsequenz einer Geldüberweisung zur Folge gehabt. -

Die liberalen drucksachen haben in der Geschäftsstelle der Jungdemokraten ei­
nen Raum angernietet und hier ihr Bonner Büro eingerichtet. Die Tatsache, daß sehr 
wenige Leserbriefe an die Redaktion geschickt wurden, hat dazu geführt, daß die 
neue Rubrik "bundestags-drucksachen" eine Leserbriefseite verdrängt hat. Dies soll­
te allerdings keine endgültige Entscheidung sein. 

Jürgen Bolz ist von Bonn nach München verzogen und steht daher für die Redak­
tionsarbeit nicht mehr zur Verfügung. der-die-das-letzte sollte ursprünglich erneut 
das Bundesverfassungsgericht geißeln, das tricksiger Weise den Staat vor den Boy­
kotteuren schützt. Doch ein von einem Betroffenen erbetener Bericht über die Si­
tuation im Thomas-Dehler-Haus geriet so bissig, daß die Redaktion dies als das Letz­
te einstufte. 

Eine besonders erfreuliche Meldung zum Schluß. liberale drucksachen Herausge­
ber Friedrich Hölscher, dessen Erkrankung die Bild-Zeitung ("Genscher-Gegner 
brach zusammen"} als Hauptschlagszeile brachte, ist weiter auf dem Weg der Gene­
sung. Das Krankenhaus konnte er bereits wieder verlassen. 

Redaktionsschluß der nächsten Ausgabe ist der 13. Mai. Unsere Aufforderung 
zur Abonnentenwerbung fand Resonanz. Einige Liberale Zentren haben unsere Wer­
beprospekte über ihre Verteiler verschickt. Aus diesen Postleitzahlbereichen kamen 
dann auch prompt etliche Abo-Bestellungen. 

ln diesem Sinne 
Ihre drucksachen-macher 

********************************* 
: Wenn Sie wollen, daß auch ihre Freunde und Bekannte ein : 

* Kennenlernexemplar der liberalen drucksachen * 
* erhalten ; hier ist Platz für die Anschrift: * 
* * * * * ' * 
* * * * * * ********************************** 
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Ich möchte die liberalen drucksachen abonnieren. 
Einsenden an : drucksachen-Verlags-GmbH (iG)~ Elbestr. 30, 463 Bochum 

Den Abo-Preis bezahle ich 
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personelles 

Maja Stadler-Euler scheiterte mit rechts­
staatlichen Forderungen an der SPD 

Sensibel reagiert 
Ihr bislang größter politischer Erfolg 

gelang ihr nicht als Parlamentsabgeordne­
te, sondern in ihrem Privatberuf, als 
Rechtsanwältin: Maja Stadler-Euler, die 
gemeinsam mit ihrer Anwalts-Kollegin 
Gisela Wild das Volkszählungsgesetz vor­
läufig zu Fall gebracht hat. Ermutigt vom 
wachsenden Problembewußtsein bei im­
mer mehr Bürgern, wenn auch mit ge­
bremstem Optimismus, hatten die beiden 
Anwältinnen als erste mehrerer Antrag-

. steiler, so auch der Liberalen Demokra~ 
ten, Beschwerde beim Bundesverfassungs­
gericht eingelegt. 

Mit ihrem Engagement im Volkszäh­
lungsstreit reagiert Maja Stadler-Euler ein 
weiteres Mal besonders sensibel, wenn es 
um Bürgerrechte und überhandnehmende 
Ausforschungssucht von Staatsbehörden 
geht. Die couragierte J uristin, von 1974 
an vier Jahre Mitglied der Hamburger Bür­
gerschaft und 1977-78 auch Fraktions­
chefin der seinerzeit im Senat mitregie­
renden FDP, versucl)te damals mit Aus­
dauer, den hanseatischen Verfassungs­
schutz durchgreifender Parlamentskon­
trolle zu unterstellen. Ihre Forderungen, · 
aufgestellt auf der Grundlage inzwischen 
vergessener Programm-Beschlüsse der 
der Hamburger Freidemokraten: volles 
Akteneinsichtsrecht und Zugang zur Ver­
fassungsschutzbehörde für die kontrollie­
renden Parlamentarier, umfassende vorhe­
rige Information bei geplanten Observa­
tions-Vorhaben, Begrenzung der Kompe­
tenzen des Verfassungsschutzes auf seinen 
eigentlichen, nicht-polizeilichen Aufga­
benbereich. Durchsetzbar davon war we­
nig, übrig blieb ein wenig zufriedenstellen­
der Kompromiß. Die Liberalen scheiter­
ten' mit ihren rechtsstaatlich konsequen­
ten Forderungen an der SPD, vor allem an 
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ten Forderungen an der SPD, vor allem an 
derem heutigen Fraktionsvorsitzenden 
Henning Voscherau und an Hans-Ulrich 
Klose, damals noch unangefochten Erster 
Bürgermeister der Freien und Hansestadt. 

Der Austrittsgrund aus der FDP war 
für Stadler-Euler erst gekommen, als beim 
Freiburger FDP-Bundesparteitag Anfang 
dieses Jahres das Parteitagspräsidium die 
völlig korrekt abgelaufene Abstimmung 
über die - abgelehnte -Anerkennung der 
Julis als neuen Nachwuchsverband wie­
derholen ließ, um im zweiten Anlauf die 
zwar fragwürdige, aber von oben ge­
wünschte Delegierten-Mehrheit sicherzu­
stellen. Als stellvertretende Vorsitzende 
der Hamburger Liberalen Vereinigung 
blieb Maja Stadler-Euler auch nach ihrem 
Partei-Austritt politisch aktiv. Mit Partei­
Spaltungen hat sie übrigens familiäre Er­
fahrungen. Ihr Vater, August Martin Eu­
ter, gehörte 1956 als hessischer FDP-Lan­
deschef zu den fUhrenden Gründern der 
"Freien Volkspartei", deutseh-nationale 
Abspaltu ng der vier Adenauer-getreuen · 
FDP-Minister von der unter Dehler auf 
Konfrontationskurs zur CDU gehenden 
liberalen Partei. 

Sieg der Basis? 
Ulrich Krüger, Bundesvorsitzender der 

Liberalen Demokraten, hat einen Offenen · 
Brief an Ralf Dahrendorf den Vorsitzen­
den der Friedrich-Naumann-Stiftung, ge­
schrieben. Krüger wirft Dahrendorf vor, 
sich mit seiner "Reputation zum liberalen 
Alibi eines nicht nur mit Etiketten 
schwindelnden Wahlvereins gemacht (zu) 
haben - oder (zu) machen lassen"; bzw. 
mit seiner Harnbacher Rede im vergange­
nen Jahr "gewollt oder ungewollt Gen­
scher die intellektuelle Rechtfertigung für 
den Wechsel" geliefert zu haben . 

"Auf dem Dreikönigstreffen in Stutt­
gart dann erschienen Sie plötzlich doch 
noch als Kritiker auf dem Plan", so Krü­
ger. Und weiter: "Sie nahmen die Hoff­
nung der (meisten) Liberalen in der FDP 
auf, sie möge bei der Wahl zum 10. Deut­
schen Bundestag scheitern, um die 
schmuddelige Führung austauschen und 
Glaubwürdigkeit, liberale Politik und An­
stand in der FDP wieder heimisch machen 
zu können." 

Krüger kritisiert Dahrendorfs nunmeh­
rige Darstellung: "Der (relative} Sieg vom 
6. März ist ein Sieg der Basis der FDP" 
als schon insoweit falsch, als der FDP die 
liberale Basis abhandengekommen sei. 

Die tatsächliche Stärke der FDP hat · 
sich deshalb, so Krüger, bei den Landtags­
wahlergebnissen von Rheinland-Pfalz 
(= 3,5 %) und Schleswig-Holstein 
(= 2,2 %) gezeigt. "Übel übrigens die pri-

mitive und schlicht falsche Wertung des 
Schleswig-Holsteinischen Ergebnisses: 
Ronneburger und Neitzel müssen sich von 
der Flach-Nachfolgerin Adam-Schwätzer 
ihre dortige Koalitionsaussage vorhalten 
lassen!" 

Gesetz unterlaufen 
LD-Vorstandsmitglied und ld-Redak­

teur Michael Kleff verdankt dem Bonner 
General-Anzeiger zwei freie Abende. 
Kleff wollte Bonner Bürgern telefonisch 
erläutern, wie sie, ohne die Volkszählung 
boykottieren zu müssen, "alle legalen Mit­
tel des Widerstandes ausschöpfen" könn­
ten. Kleff hatte zu diesem Zweck in der 
meistgelesenen Bonner Lokalzeitung ein 
Inserat aufgegeben, daß er an zwei Aben­
den von seinem Telefon aus Fragen zum 
Thema "Volkszählung" beantworten wol­
le. 

Die schriftlich eingereichte Anzeige 
wurde fernmündlich abgelehnt. Wie die 
Mitarbeiterin der Anzeigenaufnahme dem 
verhinderten Inserenten mitteilte, habe 
die Anzeigenleitung beschlossen, "keine 
Anzeige gegen die Volkszählung" aufzu­
nehmen, man wolle hier "neutral" blei­
ben. Auf schriftliche Nachfrage Kleffs _ 
ließ der Anzeigenleiter wissen, "daß wir 
generell unseren Anzeigenteil nicht für 
Veröffentlichungen zur Verfügung stellen, 
deren Ziel das Unterlaufen geltender Ge­
setze ist". Über das Urteil des Bundesver­
fassungsgerichts wurde dann aber den­
noch ausführlich berichtet. 

Bürgerliche Karriere 
"Verdammt lang her .. . " muß man mit 

BAP sagen, wenn man an Jens Litten 
denkt. Litten war in der stürmischen Zeit 
der APO Bundesvorsitzender des Sozial­
demokratischen Hochschulbundes. Heute 
will er von Politik nichts mehr wissen. 
Hat er seine ehemaligen Freunde bereits 
in den siebziger Jahren mit einem von 
ihm gemachten Film über den rechts-reak~ 
tionären Schreiber Hans Habe verwirrt, so 
schüttelt man jetzt endgültig den Kopf, 
da Litten sich als Verleger von "Gour­
met"-Zeitschriften und Comics etabliert 
hat. "Es gibt zwei ,Gruppen der früheren 
Linken. Die eine ist frustriert und krankt 
an Persönlichkeitsproblemen. Die andere 
ist in einer bürgerlichen Karriere unterge­
taucht." 

Der frühere SPD-Linksaußen Litten 
zählt sich selbst zu der zweiten Gruppe 
und ist jetzt Mitglied der FDP. "Wohin 
man sich auch wendet, trifft man auf Li­
berale." Kommentar eines ehemaligen 
Weggefährten: "Wohin man sich wendet 
und wendet ... " 



der -die -das -letzte 

Am 7. Mai ist wieder Mal nicht der 
Weltuntergang. Da schlägt jedoch 

im Thomas-Dehler-Haus, auch 
"Uwe-Seeler-Haus" genannt, die 

Stunde der Wahrheit. 
Institutionentrennung zwischen 

Partei und Stiftung, ja, aber wie? 
Bei Redaktionsschluß war aus 

üblich gut unterrüchteten Kreisen 
zu erfahren, es gibt diverse 

Auflösungsprobleme 
1. Ein Mann will nach oben! 

Immerhin hat er es in jahrenlangem 
Ringen geschafft, sich vom einfachen Re­
ferenten bis zum Sekretär der Generalsek­
retärin hochzustrampeln. 

Da gehörte, weiß der Himmel , kein 
Mut, aber viel Ausdauer und vor allen 
Dingen eine gehörige Portion Verschla­
genheit und Tücke dazu, um den Griff 
nach den Sternen zu wagen. Ob es ihm, 
Siegtried Pabst, gelingt, Bundesgeschäfts­
ftihrer der FDP zu werden, das weiß aller­
dings noch nicht einmal der Papst so ge­
nau. Aber da ist ja auch noch die Hinter­
tür mit Platz 10 der baden-württembergi­
schen Landesliste der FDP. Auf- und 
nachrücken kann er ja! 

2. Tausche Friedrich-Naumann­
Haus gegen Thomas-Dehler-Fiur! 

Weil dem Staatsanwalt heimtückischer­
weise die Geldwaschanlage der FDP nicht 
so gut gefallen hat, muß jetzt optisch die 
Trennung zwischen ihr und der Stiftung 
vollzogen werden. 

Da zieht aber nicht etwa die Stiftung 
aus dem Thomas-Dehler-Haus aus, nein, 
die Bundesgeschäftsstelle selbst ist so an­
ständig. Ihr fallt es halt auch mangels zu­
künftiger personeller Masse leichter, die­
sen Schritt zu tun, denn - so wird geflü­
stert - die z.Z. ca. 20 Mitarbeiter umfas­
sende Kommandozentrale des angewand­
ten "Liberalismus" soll sich personell ge-

sundschrumpfen; immerhin hat die Partei 
mittlerweile wieder über 10 Millionen DM 
Schulden, und die Personalkosten sind, 
wie man allgemein weiß, die intensivsten . 

Bleibt die Frage offen, wohin das Bü­
ro der Generalsekretärin und die Verlaut­
barungsstelle des Bundesvorsitzenden ei · 
ner großen deutschen Partei - denn viel 
mehr wird kaum überbleiben beim anste­
henden Schrumpfungsprozeß - als Tho­
mas-Dehler-Haus sich zurückziehen wer­
den . Die Idee, einen Flur im Hochhaus 
Tulpenfeld oder im ADAC-Haus anzumie­
ten, ist wohl schon wieder verworfen 
worden. Schade, unter Spargesichtspunk­
ten hätte man dies sicher gut verkaufen 
können. Aber jetzt, da man glaubt, wie­
der freier atmen zu können, muß ein 
Haus her, es wäre ja auch etwas kompli­
ziert gewesen, Journalisten und allfälligen 
Besuchern einen Flur als Thomas-Dehler­
"Haus" feilbieten zu müssen. 

3. Warte, warte nur ein Weilchen, 
dann kommt auch das Arbeitsamt 
(Gericht) zu Dir! 

Aber nicht in's Friedrich-Naumann­
Haus, wie die gute Stube nach dem 7. Mai 
heißen soll. Denn, so viel ist mittlerweile 
offensichtlich klar, innerhalb der Stiftung 
kommt es nicht zu Massenentlassungen, 
sondern hier ergeben sich lediglich "Auf-

gabenverschiebungen ", verbunden aller­
dings mit leichten "Gehaltsverschiebun­
gen". Diesen solidarischen Akt muß man 
wirklich von liberalen Mitarbeitern einer 
mit der FDP befreundeten Institution er­
warten dürfen. 

Vielleicht kommt aber auch garnicht 
das Arbeitsamt zu Dir, lieber Mitarbeiter, 
sondern zu Dir, "liebe" Geschäftsfüh­
rung! 

Übrigens: ein Vorschlag zur angekün­
digten "Aufgabenverschiebung": 

Wie wäre es, den Politischen Referen­
ten der Stiftung eine Austiegsschulung 
zum Postboten zu gewähren? Damit 
könnte der nach wie vor reibungslos vor 
sich gehende Gedankenaustausch zwi ­
schen FNS und FDP problemloser als bis­
her gelöst werden, ohne dumme Nachfra­
gen des Finanzamtes oder des Staatsan­
waltes fürchten zu müssen. Denn, wie be­
liebte Frau Generalsekretärin zu sagen, 
der "Schwebezustand" ist zwar beendet, 
und die Institutionentrennung wird knall­
hart durchgezogen, da kennen wir nichts, 
aber an der inhaltlichen, bewährtim Zu­
sammenarbeit wird sich natürlich nichts 
ändern. 

Also, was bieten Sie für diesen Vor­
schlag zur innerbetrieblichen Beruhigung 
der Arbeitsmarktlage? 
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edition 
liberales zentrum köln 
Im Rahmen der Arbeit des Liberalen Zentrums Köln erscheinen in der 
clubeigenen "edition" in unregelmäßigen Abständen Langspielplat­
ten, Broachüren, Bücher und Plakate von Künstlern und Autoren, die 
einmal in den Räumen des politiach-kulturellen Clubs aufgetreten 
sind. Dabei handelt es sich um Produktionen mit geringer, limitierter 
Auflage, die im Handel nicht erhältlich sind. Die "edition liberales 
zentrum köln" ist der Versuch, aoziale, kulturelle und politische 
Kommunikation nicht nur verbal zu beschwören, aondem gerade 
solchen Künsdern und Autoren ein Forum zu bieten, die ihre kul­
turellen Aktivitäten neben ihrem Berufsalltag entwickeliL Das LZ 
gibt ihnen aomit die Möglichkeit, sich einem größeren Publikum vor­
zustellen. Die bisher in der "edition" erachienen Platten bzw. Bücher 
können Sie mit dem Coupon bestellen. Sie unterstützen damit die 
politische und kulturelle Arbeit der Liberalen Zentren. 

ELZ 
1003 

DM20,­

Merry Go Round I Boog it -
Die dreiköpfige Gruppe "Merry 
Go Round" präsentiert auf "Boog 
it" ein Feuerwerk von gekonnten 
Gesangsdarbietungen im Stil aus­
geklügelter dreistimm~er Vokal­
nummern der Swing-Ara, nach 
dem VorbDd der Mills Brothers 
und zwei ironisch aufgetischte 
deutsche Schnulzen - ein Ohren­
schmaus für Freunde von Musik, 
die Spaß macht. 

DM 5,- -__ ... 
I 

Hermann Wallmann I Gedichte 
und Prosa - Hermann Wallmann 
wurde am 1 5. März 1948 in 
Rheine geboren. Er ist Lehrer und 
lebt in Münster. Der Band enthält 
"N aturgedichte", "eher öffent­
liche Gedichte", Gedichte zur 
"Kommunikation", Gedichte z.u 
"Sprache und Literatur" und Pro­
sa. 

DM 7,50 
Anne-Marie Fabian I lhn'n kann 
ick's ja sagen - Das ist die De­
vise des Gemüsehändlers Willi 
Mattusek in den Berliner Ge­
schichten von Anne-Marie Fabian. 
Mattusek übergibt mit seinem 
Obst und Jemüse seinen Kunden 
zugleich Ratschläge für deren wer­
ten Lebenslauf. Er ist unermüd­
lich in der Wiedergabe von Ge­
schichten aus seinem Leben,- aus 
der Politik, seinen Erlebnissen. 

ELZ 
1004 

DM 18,-

Semmel's Hot Shot's I Hello 
Everybody - Ob's nun New­
Orleans-Jazz mit Swing-Einschlag 
ist - darüber läßt sich streiten. 
Worüber sich nicht streiten läßt, 
ist die Bombenstimmung, die 
Semmel's Hot Shots während 
Ihrer Auftritte begleitet. Das Er­
folgsgeheimnis der Gruppe: Spaß 
und Spontaneität beim Spielen 
ihrer heißen Rhythmen. 

DM 5,­

Heinz-Peter Kadewski I Come all 
ye Tramps an Hawkers - Die 54-
seitige Broschüre enthält neben 
den schottischen Originalversio­
nen zahlreicher Volkslieder und 
Balladen auch die deutschen 
Übersetzungen und kurze Er­
läuterungen. 

DM7,­

Werner Lansburgh I Tagebuch 
einer gescheiterten Heimkehr -
Werner Lansburgh stammt aus 
Berlin und mußte 1933 emigrie­
rert. Als Wanderer zwischen drei 
Sprachwelten schrieb er neben 
deutschen auch schwedische und 
englische Bücher. Bekannt wurde 
er auch durch die Liebesgeschich­
te in den Briefen an " Dear 
Doosie " 

ELZ 
1001 

DM18,­

Karl-Heinz Hense I Lieder aus 
eigener Schreibe - Die Freiheit 
im Staat, die verloren zu ghen 
droht, weil der Materialismus, das 
Duckmäuserturn und Karriereden­
ken immer mehr zunehmen - das 
ist das Generalthema der Platte. 
Dabei kam etwas unverwechselbar 
Eigenes heraus - politische und 
philosophische Reflexion, Satire 
und Situationskomik sowie sub­
jektive Empfindungen der Weh­
mut und des "Frusts". 

ELZ 
100516 
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I I "'t.f! f l"'l HT tH PH 

Gernot von Baer & Kari-Heinz 
Hense I Demokratische Lieder -
Gedanklicher Ausgangspunkt für 
diese Doppel-LP ist die Überzeu­
gung, daß Herrschaft - in welcher 
Form auch immer - Sache des 
Volkes ist. Und daß diese Über­
zeugung längst kein Allgemeingut 
ist - fast so wenig, wie sie es im 
19. Jahrhundert war. Deshalb sind 
historische und aktuelle Lieder 
miteinander verbunden worden -
in Text und Musik. 

DM7; 

Klaus Hansen & Arnold Sehrnie­
der I Human macht der Zweifel, 
die Verzweiflung kaputt - Klaus 
Hansen und Arnold Sehrnieder ge­
hören dem Autorensyndikat ' 
"Fliegender Robert" an. "Fliegen­
der Robert" ist ein Oralverlag: er 
verlegt seine Texte, indem die 
Autoren sie vortragen. Die 7 8-
seitige Broschüre mit Gedichten 
und Prosa ist somit eine einmalige 
Ausnahme. 

.. ____ ..... 
.. .....-.o.-.--

DMIO,­

Zu den Themen der "Demokra­
tischen Lieder" pa&t ein von dem 
Bonner Künsder Bernhard Pawel 
Woschek gestaltetes Plakat zu 
einem aktuellen Text von Karl­
Heinz Hense: "So mancher Staat 
läßt sich eine gerechte Ordnung 
was kosten. Zum Beispiel die 
Freiheit der Bürger." 

ELZ 
1002 

DM18,­

Konrad Beikireher singt H.C. Art­
mann " rned ana schwoazzn 
dintn" - auf dieser Platte stellt 
der Liedermacher Beikireher, ein 
Südtiroler und Wahlbonner, eine 
Auswahl aus seinen Vertonungen 
von Texten des Lyrikers H.C. Art­
mann vor. Ein "Muß" für die Mu­
sikfreunde, die ein Faible fllr den 
Schwarzen Wien er Humor haben. 

ELZ 
1007 

DM18,-

FMrwvUdlbe 
in lhe Notfh CCU'IIrf 

Heinz-Peter singt ol­
kslieder und Balladen aus Schott­
land Heinz-Peter Katlewski 
sammelt und singt in seiner Frei­
zeit traditionelle schottische Bal­
laden und Volkslieder. Die Schall­
platte· dokumentiert seinen Aus­
schnitt aus seinem umfangreichen 
Liederrepertoire. Der Titel "Fain 
would be in the North Country" 
ist eine Liebeserklärung an Schot­
land - an das Land, die Leute 
und die Geschichte. 

DM8,­

Kari-Heinz Hense I Texte 
Karl-Heinz Hense hat in der 95-
seitigen Broschüre mit viel Erzähl­
talent und Gestaltungskraft in .:Jen 
Kapiteln "Monster", "Eine Kno­
belrunde", "Tagträume", " Hense-· 
Ieien" und "Erbanlagen" wie auf 
seiner Platte etwas Eigenes ge­
schaffen. Auch hier herrschen po­
litische und philosophische Über­
le~unl!en vor, ohne daß Satire und 
persönliche Empfindungen ver­
nachlässigt würden. ,....---....;...__--:><-

COUPON 
An das ,,Liberale Zentrum" 
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